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Anerkennungen von Prüf-, Überwachungs- und Inspektionsstellen  
 
 
 
Gemäß der gefahrgutrechtlichen Zuständigkeitsregelungen ist die BAM in Deutschland die 
zuständige Behörde für die Anerkennung von Prüfstellen für die Durchführung von 
Bauartprüfungen, die Anerkennung von Überwachungsstellen für die Durchführung von 
Überwachungsmaßnahmen bei der Herstellung von Gefahrgutverpackungen, einschließlich 
Großpackmittel (IBC) und Großverpackungen, und die Anerkennung von Inspektionsstellen 
für die Durchführung von Prüfungen und Inspektionen an Großpackmitteln (IBC). 
 
Eine Liste der Stellen, die von der BAM anerkannt sind, werden von der BAM auf ihrer 
Internetseite veröffentlicht und sind unter folgenden Seiten zu finden: 
 
http://www.tes.bam.de/de/regelwerke/amtliche_mitteilungen/index.htm#verp_allgemein 
 
Die Listen werden im vierteljährlichen Turnus aktualisiert.  
Die Anerkennungen sind in der Regel auf drei Jahre befristet.  
 
Voraussetzungen und das Verfahren der Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- und 
Inspektionsstellen sind in den BAM-Gefahrgutregeln: BAM-GGR 005, BAM-GGR 001 und  
BAM-GGR 002 formuliert, die unter folgender Internetseite: 
 
http://www.tes.bam.de/de/regelwerke/amtliche_mitteilungen/index.htm#verp_ggr 
 
einzusehen sind.  
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BAM-Gefahrgutregeln (BAM-GGR) 

BAM-GGR 003 

Verfahrensregeln zum alternativen Eignungsnachweis alternativer Kunststoff-Formmas-
sen von Verpackungen und Großpackmitteln (IBC), sowie des verschließenden Zubehörs 
zur Beförderung gefährlicher Güter 

 

Als zuständige Behörde gemäß 

- § 8 Absatz 1 Nummer 3 der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 11. März 2019 (BGBl. I S. 258) und 

- § 12 Absatz 1 Nummer 3 der Gefahrgutverordnung See in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. De-

zember 2017 (BGBl. I S. 3862, 2018 I S.131) 

in Verbindung mit den 

- Richtlinien zur Durchführung der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGV-

SEB) und weiterer gefahrgutrechtlicher Verordnungen (Durchführungsrichtlinien-Gefahrgut) (RSEB) 

gibt die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) nach Abstimmung mit dem Bundesministe-

rium für Verkehr und digitale Infrastruktur nachstehende Regeln bekannt. 

In Bauartzulassungen der BAM von Fässern und Kanistern aus Kunststoff, Kombinationsverpackungen (Kunst-
stoff), starren Kunststoff-IBC und Kombinations-IBC mit Kunststoff-Innenbehältern wird die Bauart im Hinblick 
auf den verwendeten Werkstoff durch Angabe der Handelsbezeichnung und des Formmassenherstellers festge-
legt. 

Bei jedem Wechsel des Formmassenherstellers oder der Formmasse ist eine erneute Baumusterprüfung not-
wendig und der Zulassungsschein neu zu fassen. Eine Änderung der Handelsbezeichnung ist der BAM zu melden 
und ebenfalls der Zulassungsschein neu zu fassen. 

Ziel dieser BAM GGR 003 ist es, den Umfang der notwendigen Baumusterprüfungen für alternative Kunststoff-
Formmassen zu reduzieren, insbesondere hinsichtlich der erneuten Verträglichkeitsprüfung für Verpackungen 
und IBC (Teil A) und dem verschließenden Zubehör (Teil B) (alternative Prüfverfahren: ADR- 6.1.1.2, - 6.5.6.3.4). 

Bei Anwendung dieser Regeln gelten die Anforderungen an den Nachweis der chemischen Verträglichkeit gemäß 
ADR/RID 6.1.5.2.5 und 6.5.6.3.3 als erfüllt. Sie gelten sowohl für die Erweiterung bestehender Zulassungen als 
auch für die Zulassung neuer Bauarten. 

Die BAM behält sich vor, in Grenzfällen weitergehende Nachweise zu fordern. 

Die vorliegende Revision der BAM-GGR 003 ist ab sofort anwendbar. Die vorhergehende erste Revision der 

BAM-GGR 003 wird durch die vorliegende Revision der BAM-GGR 003 ab dem Datum der Veröffentlichung die-

ser Revision ersetzt. 

 

Berlin, den 16.09.2019 
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BAM-GGR 003 - Teil A (Behälterkörper) 

Verfahrensregeln zum alternativen Eignungsnachweis alternativer Kunststoff-Formmas-
sen von Verpackungen und Großpackmitteln (IBC) zur Beförderung gefährlicher Güter 

 

1 Geltungsbereich 

1.1 Diese Regeln gelten für Formmassen (Kunststoff) des Behälterkörpers von Fässern und Kanistern aus 
Kunststoff (Definition z.B. gemäß ADR- 6.1.4.8), des Innengefäßes von Kombinationsverpackungen 
(ADR- 6.1.4.19), von starren Kunststoff-IBC (ADR- 6.5.3.3) und von Kunststoff-Innenbehältern von Kom-
binations-IBC (ADR- 6.5.3.4), deren Bauart in Deutschland zur Beförderung fester und flüssiger1) Gefahr-
güter zugelassen ist oder zugelassen werden soll.  

1.2 Sie gelten für Formmassen aus Polyethylen, welche folgenden Spezifikationen entsprechen:  

Relative Dichte D bei 23 °C nach einstündiger Temperierung bei 100 °C, gemessen nach ISO 1183-1 an Pro-
ben der Formmasse aus der gepressten Platte nach DIN EN ISO 1872, Teil 2: 

D ≥ 0,940 g/cm3; 

Schmelzindex MFR, gemessen an der Formmasse nach ISO 1133-1: 

bei 190 °C / 21,6 kg Last:                                          MFR ≤ 12 g / 10 min 

bei 190 °C / 5 kg Last:                 0,5 g / 10 min ≤ MFR ≤ 3 g / 10 min 

bei 190 °C / 2,16 kg Last:             0,1 g / 10 min ≤ MFR ≤ 0,5 g / 10 min 

Sie gelten nicht für Formmassen aus Recycling-Kunststoffen. 

2 Verfahren 

2.1 Auf der Grundlage des nachstehend aufgeführten alternativen Nachweisverfahrens kann die Einbezie-
hung alternativer Formmassen in Zulassungen der o. g. Arten von Verpackungen und IBC beantragt wer-
den. Dies gilt sowohl für neue Bauarten im Rahmen eines regulären Prüf- und Zulassungsverfahrens als 
auch für die Erweiterung bestehender Zulassungen.  

2.2 Grundlage ist eine bestandene vollständige Baumusterprüfung, die von der BAM oder einer von der BAM 
hierfür anerkannten Prüfstelle durchgeführt worden ist.  

2.3 Vom Antragsteller oder Zulassungsinhaber sind Unterlagen vorzulegen, dass die nachstehenden Krite-
rien (Ziffer 3) eingehalten werden.  

2.4 Erforderliche Prüfungen sind von der BAM oder von Prüfstellen durchzuführen, die von der BAM hierfür 
anerkannt sind. 

2.5 Die Aufnahme alternativer Formmassen in Bauartzulassungen von Verpackungen und IBC durch die BAM 
ist kostenpflichtig (GGKostV). 

3 Kriterien 

3.1 Mit Ausnahme der Werkstoffspezifikation der Ausgangsbauart (Formmasse A) müssen alle anderen  
Größen der Bauart, wie die Konstruktion, die Wanddicke, der Querschnitt, das Fertigungsverfahren usw. 
sowie die Leistungsmerkmale (Verpackungsgruppe, spezifisches Gewicht des Füllguts), unverändert 
sein. 

                                                
1) Als feste Stoffe im Sinne dieser Verfahrensregel gelten pulverförmige und körnige Stoffe. Pastöse Stoffe sind wie flüssige Stoffe zu be-
handeln, da sie die Kunststoffwandung benetzen. 
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3.2 Die Mittelwerte des Schmelzindexes MFR2) der Hersteller- oder Bestell-Spezifikationen der Ausgangs-
Formmasse (Formmasse A) und Alternativ-Formmasse (Formmasse B), jeweils verifiziert durch dieselbe 
Prüfstelle, die von der BAM hierfür anerkannt ist, müssen folgender Beziehung genügen: 

70 % MFRA ≤ MFRB ≤ 130 % MFRA, 

3.3 Baumuster von Bauarten zur Beförderung flüssiger Gefahrgüter, gefertigt aus der alternativen Form-
masse B, müssen eine vollständige Bauartprüfung für die Standardflüssigkeit Wasser bestehen. Die 
Prüfparameter für die Baumuster aus der alternativen Formmasse B (Fallhöhe, Stapellast, hydraulischer 
Prüfdruck, Druck bei der Dichtheitsprüfung) müssen hierbei mindestens den Prüfparametern für Bau-
muster aus der Formmasse A entsprechen. 

3.4 Bei Bauarten zur Beförderung flüssiger Gefahrgüter müssen Muster aus der Formmasse A für jeden zu 
vergleichenden Schädigungsmechanismus das jeweilige Baumusterprüfprogramm bestanden haben 

3.5 Soweit im Anhang A Baumusterprüfungen gefordert werden, müssen die Prüfparameter für die Bau-
muster aus der alternativen Formmasse B (Fallhöhe, Stapellast) mindestens den Prüfparametern für die  
Baumuster aus der Formmasse A entsprechen. Das Prüffüllgut (Schüttgut, Innenverpackung(en), Gegen-
stand) muss dabei in seinen prüftechnischen Eigenschaften mindestens dem ursprünglichen Prüffüllgut 
entsprechen.  

3.6 Die Mittelwerte der relativen Dichte D3), der Kerbschlagzähigkeit NIS4), bei Bauarten zur Beförderung 
flüssiger Gefahrgüter zusätzlich der Spannungsrissempfindlichkeit FNCT5) und der Empfindlichkeit ge-
gen oxidativen Abbau Ox6) der Werkstoffspezifikation der alternativen Formmasse B müssen folgende 
Bedingungen erfüllen: 

DB ≥ DA  

NISB ≥ NISA 

FNCTB ≥ FNCTA 

OxB ≤ OxA 

Die Herstellung der Proben muss durch eine Stelle durchgeführt werden und nach identischen Verfahren 
ablaufen.  
Die Messung der genannten Parameter muss jeweils durch dieselbe Prüfstelle, die von der BAM hierfür 
anerkannt ist, erfolgen. 

3.7 Beim Vergleich der Mittelwerte dürfen für die alternative Formmasse B entsprechend des Stands der 
Prüf- und Messtechnik folgende Toleranzen berücksichtigt werden: 

D: - 0,002 g/cm3  

NIS: - 10% 

FNCT: - 20% 

Ox: + 20%. 

3.8 Sofern Mittelwerte (inkl. Toleranzen) der alternativen Formmasse B die Mittelwerte der Formmasse A 
bei den Werkstoffkennwerten D, NIS und FNCT unterschreiten bzw. beim Werkstoffkennwert Ox über-
schreiten, ist durch Prüfungen gemäß Anhang mit Baumustern aus der Formmasse B das Bestehen des 
Leistungsniveaus nachzuweisen. 

3.9 Bei anderen als den von den Standardflüssigkeiten abgedeckten kombinierten Schädigungsmechanis-
men ist das Nachweisverfahren mit der BAM abzustimmen. 

4 Nebenbestimmungen in Zulassungen 

4.1 Der Hersteller der Verpackungen und IBC muss – z. B. im Rahmen der Fertigungsüberwachung – in der 
Lage sein, durch Kennzeichnung und geeignete Dokumentation die Rückverfolgbarkeit der eingesetzten 
Formmasse für jede gefertigte Verpackung/ jeden IBC zu gewährleisten. Im Zulassungsschein wird der 
Materialcode für die verschiedenen Formmassen festgelegt. 

2) gemessen entsprechend der Angaben in 1.2; 
3) gemessen entsprechend der Angaben in 1.2; 
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4) gemessen nach DIN ISO 179 bei –30°C an Proben aus der gepressten Platte; 
5) gemessen nach ISO 16770 bei 50°C/9,0 MPa an Proben 6x6x90 mm, allseitig 1mm tief gekerbt; 
6) gemessen nach DIN EN ISO 13274 Anhang B 4.3 Verfahren C1 

 
Anhang A 
 
Zusätzliche Prüfungen bei Nichteinhaltung der Werkstoffkennwerte 

Werkstoff-
kennwert 

Bedingungen 
für zusätzli-
che Prüfun-

gen1) 

Zusätzliche Verpackungsprüfungen 
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Relative  
Dichte D 

DB < DA Fallprüfung - - - + - - + - 

Stapeldruckprüfung3) - - +6) + - - + - 

Innendruckprüfung - - +6) + - - + - 

Kerbschlag-zä-
higkeit NIS  

NISB < NISA Fallprüfung - -  +6) - + + - + 

Spannungs-
rissempfind-
lichkeit FNCT  

FNCTB < 
FNCTA 

Stapeldruckprüfung3) +4)5) +4) +  - + - - 

Oxidativer Ab-
bau Ox 

OxB > OxA Fallprüfung     +   + 

Stapeldruckprüfung3)     +   + 

Innendruckprüfung     +   + 

Legende: 

+ Prüfung erforderlich 

- keine Prüfung erf. 

 Nicht zutreffend 
 
Bei Bauarten für feste Gefahrgüter gelten nur die stark umrandeten Felder. 

1) Unter Beachtung von Ziffer 3.7 dieser Regeln. 
2) Für: n- Butylacetat (für die Vorlagerung) und mit Netzmittellösung gesättigtes n- Butylacetat (für die Baumusterprüfung). 
3) Kann bei Kombinationsverpackungen und Kombinations- IBC, bei denen der Außenbehälter die Stapellast übernimmt, entfallen. 
4) Ohne Vorlagerung. 
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5) Nachweis für Formmasse B kann entfallen, wenn ein Nachweis mit den Formmassen A/B für Netzmittellösung geführt wurde. 
6) Nachweis für Formmasse B kann entfallen, wenn ein Nachweis mit den Formmassen A/B für White spirit geführt wurde.
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BAM-GGR 003 - Teil B  

Verfahrensregeln zum alternativen Eignungsnachweis alternativer Kunststoff-Formmas-
sen des verschließenden Zubehörs von Verpackungen und Großpackmitteln (IBC) zur Be-
förderung gefährlicher Güter 

 

1   Geltungsbereich 

1.1 Diese Regeln gelten für Formmassen (Kunststoff) des verschließenden Zubehörs (wie Schraubkappen, 
Deckel, Spunde, Armaturen) von Fässern, Kanistern und IBC, deren Bauart in Deutschland zur Beförde-
rung fester und flüssiger1) Gefahrgüter zugelassen ist oder zugelassen werden soll.  

1.2 Sie gelten für Formmassen aus Polyethylen, welche folgenden Spezifikationen entsprechen: 

Relative Dichte D bei 23 °C nach einstündiger Temperierung bei 100 °C, gemessen nach ISO 1183-1 an Pro-
ben der Formmasse aus der gepressten Platte nach DIN EN ISO 1872, Teil 2: 

D ≥ 0,930 g/cm3; 

Schmelzindex MFR, gemessen an der Formmasse nach ISO 1133-1: 

bei 190 °C / 21,6 kg Last:                 1 g / 10 min ≤ MFR ≤ 30 g / 10 min 

bei 190 °C / 5 kg Last:                 0,5 g / 10 min ≤ MFR ≤ 10 g / 10 min 

bei 190 °C / 2,16 kg Last:             0,1 g / 10 min ≤ MFR ≤ 5 g / 10 min 

Sie gelten nicht für Formmassen aus Recycling-Kunststoffen. 

2 Verfahren 

2.1 Auf der Grundlage des nachstehend aufgeführten alternativen Nachweisverfahrens kann die Einbezie-
hung alternativer Formmassen für verschließendes Zubehör in Zulassungen der o. g. Arten von Verpa-
ckungen und IBC beantragt werden. Dies gilt sowohl für neue Bauarten im Rahmen eines regulären Prüf- 
und Zulassungsverfahrens als auch für die Erweiterung bestehender Zulassungen.  

2.2 Grundlage ist eine bestandene vollständige Baumusterprüfung mit dem verschließenden Zubehör aus 
Formmasse A, die von der BAM oder einer von der BAM hierfür anerkannten Prüfstelle durchgeführt 
worden ist.  

2.3 Vom Antragsteller oder Zulassungsinhaber sind Unterlagen vorzulegen, dass die nachstehenden Krite-
rien (Ziffer 3) eingehalten werden. 

2.4 Erforderliche Prüfungen sind von der BAM oder von Prüfstellen durchzuführen, die von der BAM hierfür 
anerkannt sind. 

2.5 Die Aufnahme alternativer Formmassen in Bauartzulassungen von Verpackungen und IBC durch die BAM 
ist kostenpflichtig (GGKostV). 

3 Kriterien 

3.1 Mit Ausnahme der Werkstoffspezifikation des ursprünglichen verschließenden Zubehörs (Formmasse A) 
müssen alle anderen Größen aus dem Prüfbericht der bestandenen Baumusterprüfung (Ziffer 2.2), wie 
die Konstruktion, die Wanddicke, der Querschnitt, das Fertigungsverfahren usw. sowie die Leistungs-
merkmale (Verpackungsgruppe, spezifisches Gewicht des Füllguts), unverändert sein. 

3.2 Die Mittelwerte des Schmelzindexes MFR2) der Hersteller- oder Bestell-Spezifikationen der Ausgangs-
Formmasse (Formmasse A) und Alternativ-Formmasse (Formmasse B), jeweils verifiziert durch dieselbe 

                                                
1) Als feste Stoffe im Sinne dieser Verfahrensregel gelten pulverförmige und körnige Stoffe. Pastöse Stoffe sind wie flüssige Stoffe zu be-
handeln, da sie die Kunststoffwandung benetzen.  
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Prüfstelle, die von der BAM hierfür anerkannt ist, müssen mit denselben Aufliegelasten für die jeweilige 
Formmasse ermittelt werden. 

3.3 Verschließendes Zubehör aus Formmasse B muss auf Baumustern von geeigneten Bauarten zur Beför-
derung flüssiger Gefahrgüter eine vollständige Baumusterprüfung für die Standardflüssigkeit Wasser 
bestehen. Die Prüfparameter für die Baumusterprüfung aus der alternativen Formmasse B (Fallhöhe, 
Stapellast, hydraulischer Prüfdruck, Druck bei der Dichtheitsprüfung) müssen hierbei mindestens den 
Prüfparametern für die Baumuster aus der Formmasse A entsprechen. 

3.4 Bei Bauarten zur Beförderung flüssiger Gefahrgüter muss das verschließende Zubehör aus der Form-
masse A für jeden zu vergleichenden Schädigungsmechanismus das jeweilige Baumusterprüfprogramm 
bestanden haben. 

3.5 Soweit im Anhang B Baumusterprüfungen gefordert werden, müssen die Prüfparameter für die Bau-
muster mit verschließendem Zubehör aus der alternativen Formmasse B (Fallhöhe, Stapellast) mindes-
tens den Prüfparametern der Baumuster mit dem verschließenden Zubehör aus der Formmasse A ent-
sprechen. Das Prüffüllgut (Schüttgut, Innenverpackung(en), Gegenstand) muss dabei in seinen prüftech-
nischen Eigenschaften mindestens dem ursprünglichen Prüffüllgut entsprechen. Es ist die Prüfung mit 
einer für dieses Zubehörteil vorgesehenen Bauart mit größtem Volumen erforderlich. 

3.6 Die Mittelwerte der relativen Dichte D3), der Kerbschlagzähigkeit NIS4), bei verschließendem Zubehör für 
Bauarten zur Beförderung flüssiger Gefahrgüter zusätzlich der Spannungsrissempfindlichkeit FNCT5) und 
der Empfindlichkeit gegen oxidativen Abbau Ox6) der Werkstoffspezifikation der alternativen Form-
masse B müssen folgende Bedingungen erfüllen: 

DB ≥ DA  
NISB ≥ NISA 

FNCTB ≥ FNCTA 
OxB ≤ OxA 

Beim oxidativen Abbau dürfen auch Ergebnisse von zwei Formmassen, die bei der MFR Prüfung mit zwei 
unterschiedlichen Aufliegelasten geprüft wurden, gegenübergestellt werden, sofern die Prüfung des 
Grundmaterials und der vorgelagerten Probe einer Formmasse jeweils mit der gleichen Aufliegelast 
durchgeführt wurde.  

Die Herstellung der Proben muss durch eine Stelle durchgeführt werden und nach identischen Verfahren 
ablaufen.  
Die Messung der genannten Parameter muss jeweils durch dieselbe Prüfstelle, die von der BAM hierfür 
anerkannt ist, erfolgen. 

3.7 Beim Vergleich der Mittelwerte dürfen für die alternative Formmasse B entsprechend des Stands der 
Prüf- und Messtechnik folgende Toleranzen berücksichtigt werden: 

D: - 0,002 g/cm3  
NIS: - 10% 

FNCT: - 20% 
Ox: + 20%. 

3.8 Sofern Mittelwerte (inkl. Toleranzen) der alternativen Formmasse B die Mittelwerte der Formmasse A 
bei den Werkstoffkennwerten D, NIS und FNCT unterschreiten bzw. beim Werkstoffkennwert Ox über-
schreiten, ist durch Prüfungen gemäß Anhang mit Baumustern aus der Formmasse B das Bestehen des 
Leistungsniveaus nachzuweisen. 

3.9 Bei anderen als den von den Standardflüssigkeiten abgedeckten kombinierten Schädigungsmechanis-
men ist das Nachweisverfahren mit der BAM abzustimmen. 

2) gemessen entsprechend der Angaben in 1.2; 
3) gemessen entsprechend der Angaben in 1.2; 
4) gemessen nach DIN ISO 179 bei –30°C an Proben aus der gepressten Platte; 
5) gemessen nach ISO DIS 16770 bei 50°C/6,0 MPa an Proben 6x6x90 mm, allseitig 1mm tief gekerbt; 
6) gemessen nach DIN EN ISO 13274 Anhang B 4.3 Verfahren C1 
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Anhang B 

Zusätzliche Prüfungen bei Nichteinhaltung der Werkstoffkennwerte 

Werkstoff-
kennwert 

Bedingungen 
für zusätzli-
che Prüfun-

gen1) 

Zusätzliche Verpackungsprüfungen 

Art der Prüfungen für 
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Relative  
Dichte D 

DB < DA Fallprüfung - - - + - - + - 

Stapeldruckprüfung3) - - +6) + - - + - 

Innendruckprüfung - - +6) + - - + - 

Kerbschlag-zä-
higkeit NIS  

NISB < NISA Fallprüfung - -  +6) - + + - + 

Spannungs-
rissempfind-
lichkeit FNCT  

FNCTB  < 
FNCTA 

Stapeldruckprüfung3) +4)5) +4) +  - + - - 

Fallprüfung7) +5) + +  - + - - 

Oxidativer Ab-
bau Ox 

OxB > OxA Fallprüfung     +   + 

Stapeldruckprüfung3)     +   + 

Innendruckprüfung     +   + 

Legende: 

+ Prüfung erforderlich 

- keine Prüfung erf. 

 Nicht zutreffend 
Bei Bauarten für feste Gefahrgüter gelten nur die stark umrandeten Felder. 

1) Unter Beachtung von Ziffer 3.7 dieser Regeln. 
2) Für: n- Butylacetat (für die Vorlagerung) und mit Netzmittellösung gesättigtes n- Butylacetat (für die Baumusterprüfung). 
3) Kann bei Kombinationsverpackungen und Kombinations- IBC, bei denen der Außenbehälter die Stapellast übernimmt, entfallen. 
4) Ohne Vorlagerung. 
5) Nachweis für Formmasse B kann entfallen, wenn ein Nachweis mit den Formmassen A/B für Netzmittellösung geführt wurde. 
6) Nachweis für Formmasse B kann entfallen, wenn ein Nachweis mit den Formmassen A/B für White spirit geführt wurde. 
7) Für Nachweis Formmasse B bei Schraubdeckeln für 31H1, 31H2 und 31HZ1 ist eine Innendruckprüfung (als Ersatz für die Fallprüfung) durch-

zuführen. 
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Zulassungen 
 
 
 
 
Zulassungen für die Bauart von Verpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter 
 
Zulassungen für Kunststoffdichtungsbahnen (KDB)  
in Basis- und Oberflächenabdichtungen von Deponien 

Zulassung für ein Dichtungskontrollsystem (DKS) für Deponieoberflächenabdichtungen 

Zulassung für Bewehrungsgitter aus Kunststoff für Deponieoberflächenabdichtungen 
 



 



 
Zulassungen der Bauart von Verpackungen  
(einschließlich Großpackmittel (IBC) und Großverpackungen)  
zur Beförderung gefährlicher Güter 
 
 
 
Gemäß der gefahrgutrechtlichen Zuständigkeitsregelungen ist die BAM in Deutschland die 
zuständige Behörde für die Erteilungen der Bauartzulassung von Gefahrgutverpackungen, 
einschließlich von Verpackungen für ansteckungsgefährliche Stoffe, Großpackmitteln (IBC) 
und Großverpackungen.  
 
Die gültigen von der BAM und vom früheren Bundesbahn-Zentralamt, Minden (BZA) 
erstellten oder neu gefassten Zulassungen werden auf der Internetseite der BAM 
veröffentlicht; für die ab dem 1. April 2000 erstellten oder neu gefassten Zulassungen kann 
der Volltext der Zulassungen (als PDF-Dokument) eingesehen und ausgedruckt werden.  
 
Diese „Recherche Gefahrgutverpackungen“ finden Sie unter den folgenden Seiten: 

 
http://www.tes.bam.de/php/d-bam/index.php 

 
 
Die Hersteller-Kurzzeichen werden auch als Liste veröffentlicht unter: 
 

http://www.tes.bam.de/de/regelwerke/amtliche_mitteilungen/index.htm 
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Bundesansta lt für 

M ateria lforschung 

und -prüfung

12200 Berlin  

T : +49 30 8104-0 

F: +49 30 8104-7 2222

08/BAM 4.3/07/15

für Kunststoffd ichtungsbahnen (KD B) 

in Basis- und O berflächenabdichtungen von D eponien

1. Rechtsgrundlagen

1.1 Verordnung über D eponien und Langzeitlager (D eponieverordnung - D epV); 

A rtikel 1 der Verordnung zur Vereinfachung des D eponierechts vom

27. April 2009 (BGBl I N r. 22 vom  29. April 2009 5. 900), zu letzt durch 

A rtike l 2 der Verordnung vom 27. Septem ber 2017 (BG Bl. I S . 3465) geändert.

1.2 R ichtlin ie für d ie Zulassung von Kunststoffd ichtungsbahnen für 

D eponieabdichtungen, 9. Auflage, M ai 2018, BAM , Berlin

2. Antragsteller

2.1 Antragste ller

□ er Antragste ller und Zulassungsnehm er ist der H ersteller der Kunststoff­

d ichtungsbahn (KD B) (C AR BO FOL PEH D 510 2,5 g/g).

H erste ller: N AU E G m bH & C o. KG

G ew erbestraße 2 

D -32339 Espelkam p

Produktionsstätte : N AU E G m bH & C o. KG 

G ew erbestraße 2 

D -32339 Espelkam p

Sicherheit in Technik und C hem ie
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3.

3.1.

3.2

3.3

3.4

Beschreibung des Zulassungsgegenstands

W erkstoff der KD B

G ranulat INEOS LL 6808 AA der F irm a IN EO S O lefins & Polym ers Europe (G range- 

m outh, Schottland) m it 5,3 G ew .-%  M asterbatch der w ährend der H erste llung zugege­

ben w ird. D ie Bezeichnung, der H erste ller und die R ezeptur des M asterbatches sind ver­

traulich bei der BAM hinterlegt. Es gelten die fo lgenden Spezifikationen (s. Anlage 1):

D ichte (G ranulat):

D ichte (KD B):

M FR (G ranulat) (190/5): 

M FR (KD B) (190/5):

□ IT (KD B) (210 °C ): 

R ußgehalt:

(0,931 ± 0,003) g/cm 3 

(0,942 ± 0,005) g/cm 3 

(2,5 ±0,3) g/10 m in 

(2,5 ± 0,4) g/10 m in 

> 65 m in

(2,2 ± 0,2) G ew .-%

Es dürfen bis zu 5 G ew .-%  granuliertes R andstre ifenm aterial aus der laufenden Produktion 

der zugelassenen KD B zugem ischt w erden, sow eit d ie Anforderungen aus der Anlage 1, 

N r. 3, M FR -Änderung, d ieses Zulassungsscheins erfüllt w erden. Anlage 4  enthält d ie E rklä­

rung des F ierste llers über den verw endeten W erkstoff.

Abm essungen der KD B

Länge:

Breite:

D icke: N enndicke 

E inzelw ert 

A lle E inzelw erte

150 m , m axim ale R ollenlänge 

5,10 m  

2,50 m m

M ittelw ert (± 0,15) m m  

2,50 m m

O berflächen der KD B

D ie beiden O berflächen der KD B sind g latt (Anlage 10). E ine O berfläche ist m it e iner Kenn­

zeichnung nach N r. 3.4 versehen. D ie Kennzeichnung m uss auf der sichtbaren O berfläche 

derverlegten KD B gut erkennbar se in. D er R andbereich der O berflächen derD ichtungsbahn, 

w o planm äßig das Schweißen erfo lgt, w ird durch Schutzstre ifen  vor Verschm utzung ge­

schützt.

Kennzeichnung

D ie nach d ieserZulassung hergeste llten KD B m üssen in Ü bereinstim m ung m it dem  an der 

BAM hinterlegten Prüfm uster w ie fo lgt gekennzeichnet w erden:

08/BAM  4.3/07/15 CARBO FO L PEHD 510 2,5 g/g - 5100 / Tag/ W o /Ja

/Tag/ = F ierste llungstag; /W o/ = F lerstellungsw oche; /Ja/ = H erste llungsjahr

Aufbau und Anordnung der Kennzeichnung sow ie d ie Lage der Kennzeichnung auf der KD B 

sind in der Anlage 5 und 6 beschrieben. D ie Kennzeichnung  darf ke ine w esentliche M ateri­

a lschwächung zur Folge haben.

Jede R olle erhält e inen Aufkleber m it der R ollennum m er gem äß Anlage 9.
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Blatt 3 zum  Zulassungsschein N r. 08/BAM 4.3/07/15 vom 3. Juni 2019

4. Anforderungen

4.1 Anforderungen an die KD B

Sofern nicht ausdrücklich in d iesem Zulassungsschein Abw eichungen genannt w erden, 

m üssen die KD B in ihren E igenschaften den Prüfm ustern entsprechen, d ie nach den Prü­

fungsunterlagen an der BAM  (Az. 4 .32/1550/18) und dem Prüfbericht N r. 134704/19-1  vom  

16.04.2019 der SKZ - Testing G m bH (Friedrich-Berg ius-R ing 22, D -97076 W ürzburg) e iner 

P rüfung gem äß den Anforderungen der „Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdich­

tungsbahnen für Deponieabdichtungen" unterzogen w orden sind. D ie KD B m üssen dam it 

den Anforderungen dieser Zulassungsrichtlin ie für Kunststoffd ichtungsbahnen entspre­

chen.

4.2 Q ualitä tssicherung bei der H erste llung

D ie H erste llung der zugelassenen KD B m uss gem äß den Anforderungen der Zulassungs­

richtlin ie e igen- und zw eim al jährlich frem düberw acht w erden (s. Anlage 7). Bei der E igen- 

und Frem düberw achung sind d ie P rüfungen gem äß Anlage 1 durchzuführen und d ie erm it­

te lten Kennw erte m üssen im  R ahm en derToleranzen m it den dort angegebenen Kennw er­

ten übere instim m en.

D ie in Abstim m ung m it der BAM  m it der Frem düberw achung beauftragte  S te lle m uss nach 

den N orm en D IN EN ISQ /IEC 17020 „Allgemeine Kriterien für den Betrieb verschiedenerTypen 

von Stellen, die Inspektionen durchführen" a ls Inspektionsstelle und D IN EN ISO /IEC 17025 

„Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien" für d ie 

bei der Frem düberwachung durchzuführenden Prüfungen akkreditiert se in,

4.3 Verlegefachbetriebe und E inbau der KD B

Beim  E inbau der KD B m üssen die in der Zulassungsrichtlin ie für KD B beschriebenen Anfor­

derungen e ingehalten w erden. Insbesondere m üssen die KD B nach den Anw eisungen des 

H erstellers transportiert und gelagert w erden (s. Anlage 8). S ie m üssen nach den Anforde­

rungen der D VS-R ichtlinie 2225-4 verlegt w erden und sow eit als m öglich im H eizkeil­

schwei ßve  rfahren m it e iner Ü berlappnaht m it P rüfkanal geschw eißt w erden. D ie Schw eiß­

param eter m üssen dabei in der Schw eißm aschine e lektronisch erfasst, m it den Sollw erten 

verg lichen und auslesbar gespeichert w erden. S ind in Ausnahm efällen D ichtungsbahnen 

unterschiedlicher Form m assen zu schw eißen, so gelten fo lgende Anforderungen. M ite i­

nander schw eißbar sind die Form m assen innerhalb e iner M FR -G ruppe nach D IN EN ISO 

1872 sow ie nach der D VS R ichtlin ie 2207-1 innerhalb des Intervalls 0,3 bis 1,7 g/10m in.

D ie KD B m uss nachgew iesenerm aßen von e iner erfahrenen und m it qualifiz iertem  Personal 

sow ie erforderlichen G eräten und M aschinen ausre ichend ausgestatteten Fachfirm a e inge­

baut w erden. D ie Anforderungen w erden in der „Richtlinie für die Anforderungen an Fachbe­

triebe für den Einbau von Kunststoff dichtungsbahnen, weiteren Deokunststoffen und Kunst­

stoffbauteilen in Deponieabdichtungssystemen" beschrieben. D er N achw eis der erforderli­

chen Q ualifikation, Ausstattung und Erfahrung kann z. B . durch d ie Anerkennung als Fach­

betrieb durch e ine G üteüberw achungsgem einschaft e ines Fachverbandes geführt w erden.

4.4 Q ualitä tssicherung beim E inbau

Beim  E inbau der KD B m uss eine E igen- und Frem dprüfung durchgeführt w erden. D abei 

m uss insbesondere d ie E inhaltung der Anforderungen der Zulassungsrichtlin ie für KD B so­

w ie der Anforderungen dieses Zulassungsscheins überprüft w erden. Ü ber d ie P rüfuna_.. 

der Schw eißnähte sind Protokolle gem äß den Anhängen der D VS R ichtlin ie 2225-4zerfüh­

ren. D ie m it der Frem dprüfung beauftragte S te lle m uss den Anforderungen der „Ric-htlinf
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für Anforderungen an die Qualifikation und die Aufgaben einer fremdprüfenden Stelle beim 

Einbau von Kunststoffkomponenten und -bauteilen in Deponieabdichtungssystemen" genü­

gen.NMLKJIHGFEDCBA

5. Nebenbestim m ungen

5.1 Auflagen

1. D er Zulassungsgegenstand m uss in der oben genannten Produktionsstätte  (s. Anlage 2) 

nach dem in der Anlage 3 beschriebenen H erste llungsverfahren aus den oben genannten 

W erkstoffen (s. Anlage 4) hergeste llt w erden. D er Zulassungsgegenstand m uss nach den 

Angaben unter N r. 3.4 gekennzeichnet w erden. D ie P roduktion m uss nach den Vorgaben 

der Anlage 1 und 7 e igen- und frem düberw acht w erden. D ie Frem düberw achung m uss der 

BAM  zw eim al jährlich e in M usteraus derentnom m enen Probe füreine Identifikationsm es­

sung zur Verfügung ste llen.

2. D ie Zulassung ist an den in N r. 2 genannten H erste llerund die P roduktionsstätte gebun­

den. S ie ist n icht übertragbar.

3. D er H erste ller m uss den Abnehm er (Verlegefachbetrieb, Baufirm a etc.) über d ie Anforde­

rungen der Zulassung in form ieren, den vollständigen Zulassungsschein in Kopie und eine 

Transport- und Verlegeanle itung aushändigen. Auf der Baustelle m uss der vo llständige Zu­

lassungsschein in Kopie vorliegen.

4. E ine Änderung des W erkstoffs, der Additive, der Abm essungen, der O berflächenbe­

schaffenheit, des Fertigungs- und Fügeverfahrens, der Q ualitä tssicherung oder der Pro­

duktionsstätte m uss der H erste ller der BAM m elden. D iese entscheidet über e in gegebe­

nenfa lls erforderliches neues Zulassungsverfahren.

5. D er Zulassungsschein darf nur im  G anzen m it den dazugehörigen Anlagen vervielfä ltig t 

w erden. E ine auszugsw eise Veröffentlichung bedarf der G enehm igung der BAM . D er Text 

und die Zeichnungen in W erbeschriften dürfen dem  Zulassungsschein  n icht w idersprechen. 

D as g ilt s inngem äß auch für Berichte und Zeugnisse oder anderer Schriftstücke aus der E i­

gen- und Frem düberw achung.

6. Schadensfälle im Zusam m enhang m it dem Zulassungsgegenstand, die dem Zulas­

sungsnehm er bekannt w erden, m uss er der BAM m elden.

5.2 W iderruf

1. D ie Zulassung w ird unter W iderrufsvorbehalt erte ilt. E in W iderrufsgrund liegt insbeson­

dere vor, w enn der H ersteller d ie Auflagen nicht erfüllt, a lso z. B . von dem  in den P rüfungs­

unterlagen und in den Anhängen des Zulassungsscheins beschriebenen  Verfahren odervon 

den für d ie P rüfungsm uster verw endeten M ateria lien abw eicht. In d iesem Fall w ird kein 

zugelassener G egenstand m ehr gefertig t. D ie Zulassungsbehörde ist berechtigt, im  H er­

ste llerw erk, in Zw ischenlagern oder auf der Bauste lle  auch unangem eldet zu prüfen, ob d ie 

Anforderungen und N ebenbestim m ungen dieses Zulassungsscheins e ingehalten w orden 

sind. D as G rundrecht aus A rt. 13 G G , d ie U nverletzlichkeit der W ohnung, b le ibt gew ahrt. 2

2. E in W iderrufsgrund liegt auch vor, w enn sich der W erkstoff, das H erstellungsverfahren 

des Zulassungsgegenstands oder das vom  H erste llerund den Verlegefachbetrieben e inge­

setzte Verlege- und Schw eißverfahren nicht bew ährt haben und dies anhand von 

technischen Erkenntnissen belegt w erden kann oderw enn nach dem  S tand derT i 

ne W eiterentw icklung und Verbesserung erforderlich ist.
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3. Im  Falle des W iderrufs ist der H erste ller verpflichtet, derZulassungsbehörde um gehend 

den Zulassungsschein auszuhändigen.NMLKJIHGFEDCBA

6. H inw eise

1. D ieser Zulassungsschein g ilt a ls N achw eis der Zulassung im  S inne der OepV. Es w ird d ie 

E ignung des Zulassungsgegenstands, der nach den Anforderungen und N ebenbestim ­

m ungen dieses Zulassungsscheins hergeste llt w ird, beschein igt. D ie für d ie D urchfüh­

rung von Abdichtungsm aßnahm en erforderlichen G enehm igungen w erden durch d ie Zu­

lassung n icht ersetzt.

2. D ie für d ie Ü berw achung zuständige Behörde m uss beim  E inbau des Zulassungsge­

genstands die E inhaltung der entsprechenden Anforderungen des Zulassungsscheins 

in Zusam m enarbeit m it der frem dprüfenden S te lle kontro llieren.

3. D ie Zulassung w ird unbeschadet der R echte D ritter erte ilt.

4. Schadensfä lle an D eponiedichtungen, d ie im  Zusam m enhang m it dem Zulassungsge­

genstand stehen, so llte d ie für d ie Ü berw achung zuständige Behörde der BAM m elden.

5. D iesem Zulassungsschein liegt e ine R echtsm itte lbelehrung bei.

6. D ieser Zulassungsschein w ird im  Am ts- und M itte ilungsblatt auf der In ternetseite der 

BAM (w w w .bam .de) veröffentlicht.

Berlin , den 3. Juni 2019

BU N D ESAN STALT FÜ R M ATER IALFOR SC H UN G U N D -PR ÜFU N G (BAM )

im  Auftrag

D r. rer. nat. Franz-Georg S im on Andreas W öhlecke

D irektor und Professor Technischer R egierungsam tsrat

Fachbereich 4.3, Schadstofftransfer und U m w elttechnologien

BAM -Az.: 4.3/1550/18, 4. Ausfertigung (U rschrift)

D LV18009084

D ieser Zulassungsschein um fasst 5 B lätter und e ine R echtsm itte lbelehrung sow ie 10 An­

lagen m it 9 Seiten, d ie Bestandte il des Zulassungsscheins sind.

Zulassungsscheine oder N achträge zu Zulassungsscheinen ohne U nterschrift oder m it 

Seiten ohne D ienstsiegel sind ungültig .
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ANLAGE 1 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN
08/BAM 4.3/07/15
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALFORSCHUNG
UND -PRÜFUNG (BAM)

Prüfverfahren und Anforderungen im R ahm en der E igen- und Frem düberw achung der H erste llung 

der PE-H D D ichtungsbahnen (s. Tabelle G und 7 der Zulassungsrichtlin ie 1»)NMLKJIHGFEDCBA

Prüfgröße Prüfverfahren 1) Anforderungen und Toleranzen

1. D ichte s. Tabelle 1 N r. 1.8 D ichte W erkstoff: (0,931 ± 0,003) g/cm 3

D ichte k d b : (0 ,942 + 0,005) g/cm 3

2. Schm elze-M assefließrate  

M FR190/5

s. Tabelle  1 N r. 1.8 M FR 190/5W erkstoff: (2 ,5 ± 0,3) g/10 m in

MFR190/5k d b : (2,5 ± 0,4) g/10 m in

3. M FR -Änderung s. Tabelle 1 N r. 1.8 Abs (6M FR ) < 15 %

4. □ icke s. Tabelle  1 N r. 1.7 A lle E inzelw erte > 2,50 m m und

E inzelw ert = M itte lw ert ± 0,15 m m

5. Erscheinungsbild der 

O berfläche und des 

Q uerschnitts

s. Tabelle  1 N r. 1.1 u. 1.2 s. Tabelle 1 N r. 1.1 u. 1.2

6. G eradheit und P lanlage s. Tabelle 1 N r. 1.5 und 1.6 s. Tabelle 1 N r. 1.5 und 1.6

7. Erscheinungsbild der 

Kennzeichnung

visuell Abschnitt 2.5 der R ichtlin ie

Festlegung gem äß Zulassungsschein N r. 3.4

8. M asseanteil an R uß s. Tabelle 1 N r. 1.3 (2,2 ± 0,2) G ew .-%

9. H om ogenität der 

R ußverte ilung

s. Tabelle 1 N r. 1.4 an der D ichtungsbahn

10. M aßänderung s. Tabelle 1 N r. 1.9 

nach 1 h bei 120 °C

alle E inzeiw erte: quer: 1,0 % ; 

längs: 1,0 % ; für d ie E inzelw erte g ilt 

zusätzlich: Betrag der Änderung von 6L, längs, 

über d ie Bre ite der KD B < 0,4 % .

11. Zugbeanspruchung2»,

S treckspannung

Streckdehnung,

Bruchdehnung

s. Tabelle 2 N r. 2.2 

s. Tabelle 6 N r. 6.6

längs quer

as:>15N /m m 2 >15N/m m 2

es: >10%  >10%

sR : > 600 %  > 600 %

12. Spannungsrissbeständigkeit s. Tabelle 3 N r. 3.2 s. Tabelle 3 N r. 3.2

13. S tem peldurchdrückkraft s. Tabelle 2 N r. 2.4 >6,0 l<N

14. O xidations- 

Induktionszeit (O IT)3 »

s. Tabelle  1 N r. 1.11 OITk d b (210 °C ): >65 m in

15. A rt und G ehalt an Tracer BAM -Prüfvorschrift w ird im  E inzelfall festgelegt,

P rüfung durch die Zulassungsste lle

1) s iehe Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen, BAM Bundesansta lt für 

M ateria lforschung und -prüfung, und die dort angegebenen Anforderungstabellen.

21 P robestab: Probekörper Typ 5 gem äß EN ISO 527 - 3. 8 tB = (Q uerhauptverschiebung / 50 m m ) x 100 % .

3) Bei der E ingangskontrolle  an jeder L ieferung (S ilo fahrzeug); bei der E igenüberw achung der D ichtungsb 

P roduktionstag, insbesondere  je Betriebsanlauf und bei C hargenw echsel des R ußbatch; bei der Frem
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ANLAG E 2 ZUM ZULASSUNG SSCHEIN

08/BAM 4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

N AU E

Erklärung der Firm a NAUE G m bH & Co. KG zur Produktionsstätte  

und zu den Verlegefachbetrieben

Produktion und Verw altung :

N AU E G m bH & C o. KG 

G ew erbestraße 2 

D -32339 Espelkam p

Verlegefachbetriebe:

A lle Verlegefachbetriebe, d ie das Ü berw achungszeichen des Arbeitskre ises G rundw asser­

schutz (AK G W S) besitzen, w urden spezie ll bezüglich der Verlegung der BAM -zugelas- 

senen D ichtungsbahnen geschult.

D ie N AU E G m bH & C o. KG und alle vom AK G W S güteüberw achten Fachbetriebe geben 

in a llen e inbautechnischen und verarbeitungstechnischen Fragen Auskunft.
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ANLAG E 3 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM  4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

N AU E

Herstellungsverfahren

D ie C AR BO FO L® PEH D 510 2,5 g/g Kunststoffd ichtungsbahnen (KD B) w erden bei der 

N AU E G m bH & C o. KG m itte ls Bre itschlitz-Extrusionsverfahren hergeste llt.

In einem O nline-Verfahren gelangt der R ohstoff IN EO S LL 6808 AA, w elcher vom  

Herste ller in S ilo fahrzeugen angeliefert w ird, nach einer E ingangsprüfung zunächst in 

große Außensilos und w ird von dort m ittels Saugförderung in die Produktionsanlage E4 

gefördert. D as R ußbatch w ird in B ig Bags an die Anlage gelie fert. E lektronisch gesteuerte 

Aggregate versorgen die Extruder m it e iner g le ichble ibenden M ateria lm enge. Im Extruder 

w ird das M ateria l p lastifiz iert, therm isch hom ogenisiert und über die Austragschnecke in 

d ie Breitschlitzdüse gefördert. D as herausgepresste Fell w ird in den W alzenspalt 

e ingeführt.

D er Abkühlprozess kann durch die W alzentem peratur geregelt w erden, jede W alze ist 

separat regelbar.

W ährend des Passierens e iner horizonta len Kühlstrecke w ird an den R ändern der KD B die 

Schweißrandm arkierung aufgebracht und auch die Abdeckfo lien für d ie Schw eißnähte. D ie 

Kennzeichnung der KD B w ird paralle l zu der Schw eißrandm arkierung aufgebracht. 

Anschließend w ird die KD B besäum t, gew ickelt und auf Länge geschnitten.
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ANLAG E 4, 5 UND G ZUM ZULASSUNG SSCHEIN

08/BAM  4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

N AU E

W erkstofferklärung

D ie C AR BO FO L® PEH D 510 2,5 g/g D ichtungsbahn w ird aus dem R ohstoff IN EO S LL 

6808 AA der Firm a IN EO S O lefins Polym ers Europe (Grangem outh, Schottland) 

hergeste llt.

In den R ohstoff w ird zur U V-S tabilis ierung ein M asterbatch eingearbeite t.

D er R ußgehalt der Kunststoffd ichtungsbahn beträgt dann ca. 2 G ew.-% . D ie R ezeptur und 

der F ierste ller des M asterbatch, insbesondere Art und G ehalt an R uß und Antioxidantien, 

ist bei der BAM vertraulich hinterlegt.

D er R andstre ifenbeschnitt w ird granuliert und m it e inem Anteil von m axim al 5 G ew .-%  in 

den Prozess zurückgeführt. D ie chem ischen und physika lischen E igenschaften w erden 

dadurch nicht beeinträchtig t.

Beschreibung von Aufbau und Anordnung der Kennzeichnung  

Beschreibung der Lage der Kennzeichnung auf der KDB

Kennzeichnung:

08/BAM 4.3/07/15 - CARBO FO L PEHD 510 2,5 g/g - 5100 / Tag / W o / Ja

08/BAM 4.3/07/15 Zulassungsnum m er

C AR BO FO L® PEH D 510 H erste llerbezeichnung

2,5 D icke (m m )

g/g beidseitig g latt

5100 Bahnenbreite (m m )

Tag/W o/Ja Produktionstag, -w oche, -jahr

D ie Kennzeichnung befindet sich ca. 2 cm  direkt para lle l zur Schw eißrand M arkierung.
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NAUE

ANLAG E 7, SEITE 1 ZUM ZULASSUNG SSCHEIN

08/BAM  4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

Beschreibung der Q ualitätssicherungsm aßnahm enhgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D ie Q ualitä tssicherung erfo lgt durch E igen- und Frem düberw achung durch eine neutra le 

Institu tion.

A Eigenüberw achung

D ie E igenüberw achung deckt die Anforderung der „Richtlinie für die Zulassung von 

Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen“ der BAM in vollem U m fang ab.

D ie E igenüberw achung gliedert sich w ie fo lgt:

A 1 R ohstoffe ingangskontro lle

A 2 Eigenüberw achung und Q ualitä tskontro lle bei der H erste llung der KD B 

A 3 Eigenprüfung bei Verlegung bzw . E inbau durch den Verlegefachbetrieb

A1 Rohstoffeingangskontrolle

Jeder eingehende R ohstofftransport w ird vor dem Abladen kontro lliert. Es w erden im  

R ahm en der E ingangskontro lle  d ie fo lgenden Param eter überprüft:

INEOS LL 6808 AA Masterbatch

- äußere Beschaffenheit - äußere Beschaffenheit

- D ichte - R ußgehalt

- Schm elze-M assefließrate
- Kontro lle des W erksprüfzeugnisses

- O IT

N ur fre igegebene Lieferungen dürfen entladen w erden.

A 2 Eigenüberwachung und Q ualitätskontrolle bei der Herstellung der KDB

D ie H äufigkeiten und E inzelheiten der E igenüberw achung erfolgen gem äß der jew eils 

gültigen Fassung der:

„Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen“ der 
BAM .
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ANLAG E 7, SEITE 2 ZUM ZULASSUNG SSCHEIN

08/BAM  4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

N AU E

D ie Ergebnisse der E igenüberw achung w erden regelm äßig dem frem düberw achenden 

Institu t zur E insicht und Kontro lle vorgelegt. D iese D aten w erden über 10 Jahre so 

archiviert, dass jederzeit e ine Zuordnung der Prüfergebnisse zu e iner L iefere inheit m öglich 

ist. Auf Verlangen w erden diese Ergebnisse in Form von Zertifikaten oder einem  

Abnahm eprüfzeugnis 3.1 nach D IN EN 10204 dokum entiert.

A 3 Eigenprüfung auf der Baustelle

D ie E igenprüfung auf der Bauste lle w ird bei Anlie ferung, Verlegung, Schw eißen und 

Prüfen durch den Verlegefachbetrieb durchgeführt.

B Frem düberw achung

Für jedes der BAM -Zulassung unterliegende Produkt besteht ein Frem düberw achungs­

vertrag.

D as Produkt dieses Zulassungsscheines w ird durch die SKZ - Testing G m bH frem d­

überw acht.

D ie Frem düberw achung w ird halb jährlich gem äß der Tabelle 7 für die Produktgruppe 

„g latte D ichtungsbahnen“ und „strukturierte D ichtungsbahnen“ der „Richtlinie für die 

Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen“ der BAM  

durchgeführt.

D as C E-Zertifikat für d ieses Produkt w ird bei der K iw a G m bH , TBU unter der N um m er 

0799 C PR -20 geführt.

D ie Zulassungsnum m er w ird im R ollenetikett entsprechend angegeben (siehe Anlage 9).
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ANLAG E 8 ZUM ZULASSUNG SSCHEIN

08/BAM  4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

N AU E

Lagerungs- und Transportanw eisungen des Herstellers

D ie 5,10 m breite KD B w ird direkt an der Anlage auf W ickelkerne gew ickelt und erhält 

ke ine zusätzliche Verpackung. Jede R olle erhält zw ei grüne Transportgurte die zum  

Entladen und zum Transport auf der Bauste lle d ienen.

1. Transport der KDB zur Baustelle

D ie KD B w ird von der N AU E G m bH & C o. KG m itte ls LKW  zur Bauste lle transportiert. D ie 

Entladung erfo lgt m itte ls Bordkran des LKW , Autokran oder sonstigem geeignetem H ebe­

gerät w ie z. B . H ydraulikbagger oder R adlader (siehe auch Punkt 2).

2. Lagerung und Transport der KDB auf der Baustelle

D ie KD B w erden an der Bauste lle an e inem  für d ie Lagerung vorgesehenen, ebenen, trag­

fähigen und durch Entfernen von groben Kieskörnern und Frem dkörpern sauber 

vorbere ite ten P latz gelagert.

D as Auflager kann aus ste infre iem Sand oder Baufo lie auf sauberen U ntergrund oder 

e iner Schutzlage aus V liesstoff bestehen.

D ie Lagerung der KD B hat so zu erfo lgen, dass m axim al 5 KD B versetzt übere inander 

gelagert w erden.

Bei Lagerung auf der Bauste lle über den W inter oder bei längeren Baustopps sind die 

KD B durch Abdecken vorW itterung zu schützen.

Auf der Bauste lle m uss der Transport der KD B nach fo lgenden M öglichkeiten erfo lgen:

- m it speziellen H ebetraversen, d ie auf d ie Bahnenbreite abgestim m t sein m üssen

- m it 2 bre iten Transportgurten und Traverse, w elche am Lasthaken oder an der Bagger­

schaufe l befestig t w erden

- an Baum aschinen oder S tapler befestig ter D orn

D urch Transport oder Lagerung beschädigte KD B w erden ausgesondert und dem  

D ichtungsbahnherste ller gem eldet. Ü ber d ie Verlegung dieser KD B sow ie die Art und den 

U m fang der Sanierung w ird in Abstim m ung m it dem Frem dprüfer entschieden.
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N AU E

ANLAG E 9 ZUM ZULASSUNG SSCHEIN

08/BAM  4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

M uster eines Rollenetikettes

lg !
nVu "e

“ 0016117528
Produkt: CARB0F0L PEHD 510 2,5 g/g  

5,1 m x 100 m  

08/BAM 4.3/07/15

Artlkel-Nr.:
Artlcle-No,:
Art d. G eokunstetoffes: 
klnd of geosynthetlc product: 
Rohstoff: 
raw m aterial:
M aaae/Flächenelnhalt (g/m 1): 
m ass per unlt area (g/nrfi 
Breite (m l: 
w ldth (m ): 

m :
lengthlm

6009014
pol, geosynth. barrier / G BR-P  

Polyethylen hoher Dichte

2480

5,1

100,000

Rollengewicht, ca. (kg): 
Roll w elght, approx. (kg): 
08/BAM 4.3/07/15
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N AU E

ANLAG E 10 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM  4.3/07/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFO RSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

Beschreibung (optisch) der D ichtungsbahn CARBO FO L PEHD 510 2,5 g/g
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J BAM
Bundesanstalt für 

Materialforschung 

und -prüfung

12200 Berlin 

T: +49 30 8104-0 

F: +49 30 8104-7 2222

08/BAM 4.3/08/15

für Kunststoffdichtungsbahnen (KDB) 

in Basis- und Oberflächenabdichtungen von DeponienNMLKJIHGFEDCBA

1. Rechtsgrundlagen

1.1 Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV);

Artikel 1 der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts vom

27. April 2009 (BGBl I Nr. 22 vom 29. April 2009 S. 900), zuletzt durch 

Artikel 2 der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465) geändert.

1.2 R ichtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für

Deponieabdichtungen, 9. Auflage, Mai 2018, BAM, Berlin

2. Antragsteller

2.1 Antragsteller

Der Antragsteller und Zulassungsnehmer ist der Hersteller der Kunststoff­

dichtungsbahn (KDB) (CARBOFOL PEHD 510 2,5 MF/MF).

Hersteller: NAUE GmbH & Co. KG

Gewerbestraße 2 

D-32339 Espelkamp

Produktionsstätte: NAUE GmbH & Co. KG 

Gewerbestraße 2 

D-32339 Espelkamp

Sicherheit in Technik und Chemie
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Blatt 2 zum Zulassungsschein Nr. 08/BAM 4.3/08/15 vom 3. Juni 2019

3. Beschreibung des Zulassungsgegenstands

3.1. W erkstoff der KDB

Granulat INEOS LL 6808 AA der Firma INEOS Olefins & Polymers Europe (Grange- 

mouth, Schottland) m it 5,3 Gew.-% Masterbatch der während der Fierstellung zugege­

ben wird. Die Bezeichnung, der Hersteller und die Rezeptur des Masterbatches sind ver­

traulich bei der BAM hinterlegt. Es gelten die folgenden Spezifikationen (s. Anlage 1):

D ichte (Granulat): (0,931 + 0,003) g/cm 3

Dichte (KDB): (0,942 ± 0,005) g/cm 3

MFR (Granulat) (190/5): (2,5 ± 0,3) g/10 m in

MFR (KDB) (190/5): (2,5 ± 0,4) g/10 m in

OIT (KDB) (210 °C): > 65 m in

Rußgehalt: (2,2 ± 0,2) Gew.-%

Es dürfen bis zu 5 Gew.-% granuliertes Randstreifenmaterial aus der laufenden Produktion 

der zugelassenen KDB zugemischt werden, soweit die Anforderungen aus der Anlage 1, 

Nr. 3, MFR-Änderung, dieses Zulassungsscheins erfüllt werden. Anlage 4 enthält die Erklä­

rung des Herstellers über den verwendeten W erkstoff.

3.2 Abmessungen der KDB

Länge:

Breite:

Dicke: Nenndicke

Einzelwert

Alle Einzelwerte >

3.3 Oberflächen der KDB

In die beiden Oberflächen der KDB ist jeweils eine Struktur (Fierstellerbezeichnung Mega 

Friction) gemäß Anlage 10 eingeprägt. Eine Oberfläche ist m it einer Kennzeichnung nach 

Nr. 3.4 versehen. Die Kennzeichnung muss auf dersichtbaren Oberfläche derverlegten KDB 

gut erkennbar sein. Der Randbereich der Oberflächen der D ichtungsbahn, wo planmäßig das 

Schweißen erfolgt, w ird durch Schutzstreifen vor Verschmutzung geschützt.

3.4 Kennzeichnung

Die nach dieser Zulassung hergestellten KDB muss in Übereinstimmung m it dem an der 

BAM hinterlegten Prüfmuster wie folgt gekennzeichnet werden:

08/BAM 4.3/08/15 - CARBOFOL PEHD 510 2,5 M F/M F - 5100 / Tag/ W o / Ja

/Tag = Herstellungstag; /W o/ = Herstellungswoche; /Ja/ = Herstellungsjahr

Aufbau und Anordnung der Kennzeichnung sowie die Lage der Kennzeichnung auf der KDB 

sind in der Anlage 5 und 6 beschrieben. Die Kennzeichnung darf keine wesentliche Materi­

alschwächung zur Folge haben.

Jede Rolle erhält einen Aufkleber m it der Rollennummer gemäß Anlage

150 m, maximale Rollenlänge 

5,10 m 

2,50 mm

Mittelwert (± 0,15) mm 

2,50 mm
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Blatt 3 zum Zulassungsschein Nr. 08/BAM 4.3/08/15 vom 3. Juni 2019

4. Anforderungen

4.1 Anforderungen an die KOB

Sofern nicht ausdrücklich in diesem Zulassungsschein Abweichungen genannt werden, 

müssen die KDB in ihren Eigenschaften den Prüfmustern entsprechen, die nach den Prü­

fungsunterlagen an der BAM (Az. 4.3/1557/18 und dem Prüfbericht Nr. 134704/19-11 vom 

16.04.2019 der SKZ - Testing GmbH (Friedrich-Bergius-Ring 22, D-97076 W ürzburg) einer 

Prüfung gemäß den Anforderungen der „Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdich­

tungsbahnen für Deponieabdichtungen" unterzogen worden sind. Die KDB müssen damit 

den Anforderungen dieser Zulassungsrichtlinie für Kunststoffdichtungsbahnen entspre­

chen.

4.2 Qualitätssicherung bei der Herstellung

Die Herstellung derzugelassenen KDB muss gemäß den Anforderungen der Zulassungs­

richtlinie eigen- und zweimal jährlich fremdüberwacht werden (s. Anlage 7). Bei der Eigen- 

und Fremdüberwachung sind die Prüfungen gemäß Anlage 1 durchzuführen und die erm it­

telten Kennwerte müssen im Rahmen derToleranzen m it den dort angegebenen Kennwer­

ten übereinstimmen.

Die in Abstimmung m it der BAM m it der Fremdüberwachung beauftragte Stelle muss nach 

den Normen DIN EN ISO/I EC 17020 „Allgemeine Kriterien für den Betrieb verschiedener Typen 

von Stellen, die Inspektionen durchführen" als Inspektionsstelle und DIN EN ISO/IEC17025 

„Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien" für die 

bei der Fremdüberwachung durchzuführenden Prüfungen akkreditiert sein.

4.3 Verlegefachbetriebe und Einbau der KDB

Beim Einbau der KDB müssen die in der Zulassungsrichtiiniefür KDB beschriebenen Anfor­

derungen eingehalten werden. Insbesondere müssen die KDB nach den Anweisungen des 

Herstellers transportiert und gelagert werden (s. Anlage 8). Sie müssen nach den Anforde­

rungen der DVS-Richtlinie 2225-4 verlegt werden und soweit als möglich im Heizkeil­

schwei ßverfahren m it einer Überlappnaht m it Prüfkanal geschweißt werden. Die Schweiß­

parameter müssen dabei in der Schweißmaschine elektronisch erfasst, m it den Sollwerten 

verglichen und auslesbar gespeichert werden. In der Regel dürfen nur D ichtungsbahnen ei­

ner Form  masse auf der Baustelle verlegt und geschweißt werden. Sind in Ausnahmefällen 

Dichtungsbahnen unterschiedlicher Formm assen zu schweißen, so gelten folgende Anfor­

derungen. M iteinanderschweißbarsind die Formmassen innerhalbeinerMFR-Gruppe nach 

DIN EN ISO 1872 sowie nach der DVS Richtlinie 2207-1 innerhalb des Intervalls 0,3 bis 

1,7 g/10min.

Die beiden jeweils gleich strukturierten Oberflächen (Bezeichnung: Mega Friction) 

dürfen durch die Herstellung von Doppelüberlappnähten mit Prüfkanal im Heizkeil- 

Schweißverfahren verbunden werden, ohne dass die Strukturen vorher abgearbeitet wer­

den müssen. Der gemäß der DVS 2225-4 erforderliche Nachweis im Prüfbericht R18 02 

3559 von der Firma Hessel Ingenieurtechnik vom 20. November2018 und in der Stellung­

nahme von Herrn Ruthmann von der GGU mbH „Schweißungen von Kunststoffdichtungs­

bahnen unter Baustellenbedingungen Carbofol PEHD 510 2,5 MF/MF" vom 16.10.2018 do­

kumentiert. Unabdingbare Voraussetzung ist dabei, dass die Fügebereiche sauber sind und 

vollständig von Bodenpartikeln und Staub gereinigt wurden. Dafür müssen geeignete Rei­

nigungsverfahren eingesetzt und entsprechende Vorkehrungen getroffen werden. Diese 

Maßnahmen bedürfen der Zustimmung des Fremdprüfers. Die Schweißnähte müssc 

Anforderungen der DVS 2225-4, insbesondere auch im Hinblick auf den Fügewee
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4.4NMLKJIHGFEDCBA

5.

5.1

Die KDB muss nachgewiesenermaßen von einer erfahrenen und m it qualifiziertem Personal 

sow ie erforderlichen Geräten und Maschinen ausreichend ausgestatteten Fachfirma einge­

bautwerden. Die Anforderungen werden in der „Richtlinie für die Anforderungen an Fachbe­

triebe für den Einbau von Kunststoff dichtungsbahnen, weiteren Ceokunststoffen und Kunst­

stoffbauteilen in Deponieabdichtungssystemen" beschrieben. Der Nachweis der erforderli­

chen Qualifikation, Ausstattung und Erfahrung kann z. B. durch die Anerkennung ais Fach­

betrieb durch eine Güteüberwachungsgemeinschaft eines Fachverbandes geführt werden.

Qualitätssicherung beim Einbau

Beim Einbau der KDB muss eine Eigen- und Fremdprüfung durchgeführt werden. Dabei 

muss insbesondere die Einhaltung der Anforderungen der Zulassungsrichtlinie für KDB so­

wie der Anforderungen dieses Zulassungsscheins überprüft werden. Über die Prüfungen 

der Schweißnähte sind Protokolle gemäß den Anhängen der DVS Richtlinie 2225-4 zu füh­

ren. Die m it der Fremdprüfung beauftragte Stelle muss den Anforderungen der „Richtlinie 

für Anforderungen an die Qualifikation und die Aufgaben einer fremdprüfenden Stelle beim 

Einbau von Kunststoffkomponenten und -bauteilen in Deponieabdichtungssystemen" genü­

gen.

Nebenbestim m ungen

Auflagen

1. Der Zulassungsgegenstand muss in der oben genannten Produktionsstätte (s. Anlage 2) 

nach dem in der Anlage 3 beschriebenen Fierstellungsverfahren aus den oben genannten 

W erkstoffen (s. Anlage4) hergestellt werden. Der Zulassungsgegenstand muss nach den 

Angaben unter Nr. 3.4 gekennzeichnet werden. Die Produktion muss nach den Vorgaben 

der Anlage 1 und 7 eigen- und fremdüberwacht werden. Die Fremdüberwachung muss der 

BAM zweimal jährlich ein Musterausderentnommenen Probe füreine Identifikationsmes­

sung zur Verfügung stellen.

2. Die Zulassung istan den in Nr. 2 genannten Fierstellerund die Produktionsstätte gebun­

den. Sie ist nicht übertragbar.

3. Der Fiersteller muss den Abnehmer (Verlegefachbetrieb, Baufirma etc.) über die Anforde­

rungen der Zulassung inform ieren, den vollständigen Zulassungsschein in Kopie und eine 

Transport- und Verlegeanleitung aushändigen. Auf der Baustelle muss der vollständige Zu­

lassungsschein in Kopie vorliegen.

4. Eine Änderung des W erkstoffs, der Additive, der Abmessungen, der Oberflächenbe­

schaffenheit, des Fertigungs- und Fügeverfahrens, der Qualitätssicherung oder der Produk­

tionsstätte muss der Hersteller der BAM melden. Diese entscheidet überein gegebenen­

falls erforderliches neues Zulassungsverfahren.

5. Der Zulassungsschein darf nur im Ganzen m it den dazugehörigen Anlagen vervielfältigt 

werden. Eine auszugsweise Veröffentlichung bedarf derGenehmigung der BAM. DerText 

und die Zeichnungen in W erbeschriften dürfen dem Zulassungsschein nicht w idersprechen. 

Das gilt sinngemäß auch für Berichte und Zeugnisse oder anderer Schriftstücke aus der Ei­

gen- und Fremdüberwachung.

6. Schadensfälle im Zusammenhang m it dem Zulassungsgegenstand, die dem Zulas­

sungsnehmer bekannt werden, muss er der BAM melden.
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5.2 W iderruf

1. D ie Zulassung wird unter W iderrufsvorbehalt erteilt. Ein W iderrufsgrund liegt insbeson­

dere vor, wenn der Hersteller die Auflagen nichterfüllt, alsoz. B. von dem in den Prüfungs­

unterlagen und in den Anhängen des Zulassungsscheins beschriebenen Verfahren odervon 

den für die Prüfungsmuster verwendeten Materialien abweicht. In diesem Fall w ird kein 

zugelassener Gegenstand mehr gefertigt. Die Zulassungsbehörde ist berechtigt, im Her­

stellerwerk, in Zwischenlagern oder auf der Baustelle auch unangemeldet zu prüfen, ob die 

Anforderungen und Nebenbestimmungen dieses Zulassungsscheins eingehalten worden 

sind. Das Grundrecht aus Art. 13 GG, die Unverletzlichkeit der W ohnung, bleibt gewahrt.

2. Ein W iderrufsgrund liegt auch vor, wenn sich der W erkstoff, das Herstellungsverfahren 

des Zulassungsgegenstands oder das vom Hersteller und den Verlegefachbetrieben einge­

setzte Verlege- und Schweißverfahren nicht bewährt haben und dies anhand von neuen 

technischen Erkenntnissen belegt werden kann oderwenn nach dem Stand der Technik ei­

ne W eiterentwicklung und Verbesserung erforderlich ist.

3. Im Falle des W iderrufs ist der Hersteller verpflichtet, der Zulassungsbehörde umgehend 

den Zulassungsschein auszuhändigen.

1. D ieser Zulassungsschein gilt als Nachweis der Zulassung im Sinne der DepV. Es w ird die 

Eignung des Zulassungsgegenstands, der nach den Anforderungen und Nebenbestim- 

mungen dieses Zulassungsscheins hergestellt w ird, bescheinigt. Die für die Durchfüh­

rung von Abdichtungsmaßnahmen erforderlichen Genehmigungen werden durch die Zu­

lassung nicht ersetzt.

2. D ie für die Überwachung zuständige Behörde muss beim Einbau des Zulassungsgegen­

stands die Einhaltung derentsprechenden Anforderungen des Zulassungsscheins in Zu­

sammenarbeit m it der fremdprüfenden Stelle kontrollieren.

3. Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

4. Schadensfälle an Deponiedichtungen, die im Zusammenhang m it dem Zulassungsge­

genstand stehen, sollte diefürdie Überwachung zuständige Behörde derBAM melden.NMLKJIHGFEDCBA

6. Hinweise
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5. D iesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsm ittelbelehrung bei.

6. D ieser Zulassungsschein wird im Amts- und M itteilungsblatt auf der Internetseite der 

BAM (www.bam.de) veröffentlicht.

Berlin, den 3. Juni 2019

BUNDESANSTALT FÜR MATERIALFORSCHUNC UND -PRÜFUNG (BAM)

im Auftrag

Dr. rer. nat. Franz-Georg Si 

D irektor und Professor

im Auftrag

Andreas W öhlecke 

Technischer Regierungsamtsrat

Fachbereich 4.3, Schadstofftransfer und Umwelttechnologien

BAM-Az.: 4.3/1557/18, 4. Ausfertigung (Urschrift).

DLV18037140

Dieser Zulassungsschein umfasst 6 Blätter und eine Rechtsm ittelbelehrung sowie 10 An­

lagen m it 9 Seiten, die Bestandteil des Zulassungsscheins sind.

Zulassungsscheine oder Nachträge zu Zulassungsscheinen ohne Unterschrift oder m it 

Seiten ohne Dienstsiegel sind ungültig.
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ANLAG E 1 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM IV.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

Prüfverfahren und Anforderungen im Rahmen der Eigen- und Fremdüberwachung (FÜ) der 

Herstellung der PE-HD Dichtungsbahnen (s. Tabelle 6 und 7 der Zulassungsrichtlinie 11)

Prüfgröße Prüfverfahren1) Anforderungen und Toleranzen

1. D ichte s. Tabelle 1 Nr. 1.8 Dichte W erkstoff: (0,931 ± 0,003) g/cm 3

Dichte k d b : (0,942 ± 0,005) g/cm 3

2. Schmelze-Massefließrate

MFR190/5

s. Tabelle 1 Nr. 1.8 MFR 190/5W erkstoff: (2,5 ± 0,3) g/10 min

MFR 190/5Ko b : (2,5 ± 0,4) g/10 m in

B. MFR-Änderung s. Tabelle 1 Nr. 1.8 Abs (6MFR) < 15 %

4. Dicke s. Tabelle 1 Nr, 1.7 

s. Tabelle 4 Nr. 4.1

alle Einzelwerte > 2,50 mm und

Einzelwert = M ittelwert ± 0,15 mm

5. Erscheinungsbild der 

Oberfläche und des 

Querschnitts

s. Tabelle 1 Nr. 1.1 u. 1.2 s. Tabelle 1 Nr. 1.1 u. 1.2

6. Geradheit und Planlage s. Tabelle 1 Nr. 1.5 und 1.6 s. Tabelle 1 Nr. 1.5 und 1.6

7. Erscheinungsbild der 

Kennzeichnung

visuell Abschnitt 2.5 der Richtlinie

Festlegung gemäß Zulassungsschein Nr. 3.4

8. Masseanteil an Ruß s. Tabelle 1 Nr. 1.3 (2,2 + 0,2) Gew.-%

9. Homogenität der 

Rußverteilung

s. Tabelle 1 Nr. 1.4 an der Dichtungsbahn

10. Maßänderung s. Tabelle 1 Nr. 1.9, 

nach 1 h bei 120 °C

alle Einzelwerte: quer: < 1,5 %

längs: < 1,5 % ; für die Einzelwerte gilt

zusätzlich: Abs ÖL, längs, über die Breite der

KDB < 0,6 % .

11. Zugbeanspruchung21,

Streckspannung

Streckdehnung,

Bruchdehnung

s. Tabelle 2 Nr. 2.2 

s. Tabelle 6 Nr. 6.6

längs quer

as:>15N/mm 2 >15N/mm 2

ss: >10%  >10%

eR: >600 % >600 %

12. Spannungsrissbeständigkeit s. Tabelle 3 Nr. 3.2 s. Tabelle 3 Nr. 3.2

13. Stempeldurchdrückkraft s. Tabelle 2 Nr. 2.4 >6,0 l<N

14. Oxidations- 

Induktionszeit (0IT)3)

s. Tabelle 1 Nr. 1.11 0ITk d b(210 °C):> 65 m in

15. Art und Gehalt an Tracer BAM-Prüfvorschrift w ird im Einzelfall festgelegt,

Prüfung durch die Zulassungsstelle

11 siehe Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen, BAM Bundesanstalt für 

Materialforschung und -prüfung, und die dort angegebenen Anforderungstabellen.

21 Probestab: Probekörper Typ 5 gemäß EN ISO 527 - B. etB = (Querhauptverschiebung / 50 mm) x 100 % . Prob 

aus dem glatten Randbereich entnommen.

3) Bei der Eingangskontrolle an jeder Lieferung (Silofahrzeug); bei der Eigenüberwachung der Dichtungs1' 

Produktionstag, insbesondere je Betriebsanlauf und bei Chargenwechsel des Rußbatch; bei der Frem
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ANLAG E 2 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM 4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

NAUE

Erklärung der Firm a NAUE Gm bH & Co. KG zur Produktionsstätte 

und zu den Verlegefachbetrieben

Produktion und Verwaltung:

NAUE GmbH & Co. KG 

Gewerbestraße 2 

D-32339 Espelkamp

Verleqefachbetriebe:

Alle Verlegefachbetriebe, die das Überwachungszeichen des Arbeitskreises Grundwasser­

schutz (AK GW S) besitzen, wurden speziell bezüglich der Verlegung der BAM-zugelas- 

senen Dichtungsbahnen geschult.

D ie NAUE GmbH & Co. KG und alle vom AK GW S güteüberwachten Fachbetriebe geben 

in allen einbautechnischen und verarbeitungstechnischen Fragen Auskunft.

269



ANLAG E 3 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM 4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

NAUE

HerstellungsverfahrencbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die CARBOFOL® PEHD 510 2,5 g/g Kunststoffdichtungsbahnen (KDB) werden bei der 

NAUE GmbH & Co. KG mittels Breitschlitz-Extrusionsverfahren hergestellt.

In einem Online-Verfahren gelangt der Rohstoff INEOS LL 6808 AA, welcher vom 

Hersteller in Silofahrzeugen angeliefert wird, nach einer Eingangsprüfung zunächst in 

große Außensilos und wird von dort m ittels Saugförderung in die Produktionsanlage E4 

gefördert. Das Rußbatch wird in Big Bags an die Anlage geliefert. Elektronisch gesteuerte 

Aggregate versorgen die Extruder m it einer gleichbleibenden Materialmenge. Im Extruder 

wird das Material plastifiziert, therm isch homogenisiert und über die Austragschnecke in 

die Breitschlitzdüse gefördert.

Das herausgepresste Fell wird in den W alzenspalt gefördert. Hier findet die beidseitige 

Prägung MegaFriction/MegaFriction (MF/MF) statt.

Der Abkühlprozess kann durch die W alzentemperatur geregelt werden, jede W alze ist 

separat regelbar.

W ährend des Passierens einer horizontalen Kühlstrecke wird an den Rändern der KDB die 

Schweißrandmarkierung aufgebracht und auch die Abdeckfolien für die Schweißnähte. Die 

Kennzeichnung der KDB wird parallel zu der Schweißrandmarkierung aufgebracht. 

Anschließend wird die KDB besäumt, gewickelt und auf Länge geschnitten.
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ANLAGE 4, 5 UND 6 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM 4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

W erkstofferklärung

Die CARBOFOL® PEHD 510 2,5 MF/MF Dichtungsbahn wird aus dem Rohstoff INEOS LL 

6808 AA der Fa. INEOS Olefins Polymers Europe (Grangemouth, Schottland) hergestellt.

In den Rohstoff w ird zur UV-Stabilisierung ein Masterbatch eingearbeitet.

Der Rußgehalt der Kunststoffdichtungsbahn beträgt dann ca. 2 Gew.-% . Die Rezeptur des 

Masterbatch, insbesondere Art und Gehalt an Ruß und an Antioxidantien, ist bei der BAM 

vertraulich hinterlegt.

Der Randstreifenbeschnitt wird granuliert und mit einem.Anteil von maximal 5 Gew.-% in 

den Prozess zurückgeführt. Die chemischen und physikalischen Eigenschaften werden 

dadurch nicht beeinträchtigt.

Beschreibung von Aufbau und Anordnung der Kennzeichnung  

Beschreibung der Lage der Kennzeichnung auf der KDB

Kennzeichnung:

08/BAM 4.3/08/15 - CARBOFOL PEHD 510 2,5 M F/M F - 5100 / Tag / W o / Ja

08/BAM 4.3/08/15 

CARBOFOL® PEHD 510 

2,5

MF/MF

5100

Tag/W o/Ja

Zulassungsnummer 

Herstellerbezeichnung 

Dicke (mm)

MegaFriction / MegaFriction 

Bahnenbreite (mm) 

Produktionstag, -woche, -jahr

Die Kennzeichnung befindet sich ca. 2 cm direkt parallel zur Schweißrand Markierung.
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ANLAG E 7, SEITE 1 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM 4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

NAUE

Beschreibung der Qualitätssicherungsm aßnahm encbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Qualitätssicherung erfolgt durch Eigen- und Fremdüberwachung durch eine neutrale 

Institution.

A Eigenüberwachung

Die Eigenüberwachung deckt die Anforderung der „Richtlinie für die Zulassung von 

Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen“ der BAM in vollem Umfang ab.

Die Eigenüberwachung gliedert sich wie folgt:

A 1 Rohstoffeingangskontrolle

A 2 Eigenüberwachung und Qualitätskontrolle bei der Herstellung der KDB 

A 3 Eigenprüfung bei Verlegung bzw. Einbau durch den Verlegefachbetrieb

A1 Rohstoffeingangskontrolle

Jeder eingehende Rohstofftransport wird vor dem Abladen kontrolliert. Es werden im 

Rahmen der Eingangskontrolle die folgenden Parameter überprüft:

INEOS LL 6808 AA Masterbatch

- äußere Beschaffenheit - äußere Beschaffenheit

- Dichte - Rußgehalt

- Schmelze-Massefließrate
- Kontrolle des W erksprüfzeugnisses

- OIT

Nur freigegebene Lieferungen dürfen entladen werden.

A 2 Eigenüberwachung und Qualitätskontrolle bei der Herstellung der KDB

Die Häufigkeiten und Einzelheiten der Eigenüberwachung erfolgen gemäß der jeweils 

gültigen Fassung der:

„Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen“ der 

BAM.
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ANLAGE 7, SEITE 2 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM 4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

NAUE

Die Ergebnisse der Eigenüberwachung werden regelmäßig dem fremdüberwachenden 

Institut zur Einsicht und Kontrolle vorgelegt. Diese Daten werden über 10 Jahre so 

archiviert, dass jederzeit eine Zuordnung der Prüfergebnisse zu einer Liefereinheit möglich 

ist. Auf Verlangen werden diese Ergebnisse in Form von Zertifikaten oder einem 

Abnahmeprüfzeugnis 3.1 nach DIN EN 10204 dokumentiert.

A 3 Eigenprüfung auf der Baustelle

Die Eigenprüfung auf der Baustelle wird bei Anlieferung, Verlegung, Schweißen und 

Prüfen durch den Verlegefachbetrieb durchgeführt.

B Frem düberwachung

Für jedes der BAM-Zulassung unterliegende Produkt besteht ein Fremdüberwachungs­

vertrag.

Das Produkt dieses Zulassungsscheines wird von der SKZ - Testing GmbH fremd­

überwacht.

Die Fremdüberwachung wird halbjährlich gemäß der Tabelle 7 für die Produktgruppe 

„glatte Dichtungsbahnen“ und „strukturierte Dichtungsbahnen“ der „Richtlinie für die 

Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen“ der BAM 

durchgeführt.

Das CE Zertifikat für dieses Produkt wird bei der Kiwa GmbH, TBU unter der Nummer 

0799 CPR-20 geführt.

D ie Zulassungsnummer wird im Rollenetikett entsprechend angegeben (siehe Anlage 9).

273



ANLAG E 8 ZUM ZULASSUNGSCHEIN

08/BAM 4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

NAUE

Lagerungs- und Transportanweisungen des Herstellers

Die 5,10 m breite KDB wird direkt an der Anlage auf W ickelkerne gewickelt und erhält 

keine zusätzliche Verpackung. Jede Rolle erhält zwei grüne Transportgurte die zum 

Entladen und zum Transport auf der Baustelle dienen.

1. Transport der KDB zur Baustelle

Die KDB wird von der NAUE GmbH & Co. KG mittels LKW zur Baustelle transportiert. Die 

Entladung erfolgt mittels Bordkran des LKW , Autokran oder sonstigem geeignetem  

Hebegerät w ie z. B. Hydraulikbagger oder Radlader (siehe auch Punkt 2).

2. Lagerung und Transport der KDB auf der Baustelle

Die KDB werden an der Baustelle an einem für die Lagerung vorgesehenen, ebenen, 

tragfähigen und durch Entfernen von groben Kieskörnern und Fremdkörpern sauber vor­

bereiteten Platz gelagert.

Das Auflager kann aus steinfreiem Sand oder Baufolie auf sauberen Untergrund oder 

einer Schutzlage aus Vliesstoff bestehen.

Die Lagerung der KDB hat so zu erfolgen, dass maximal 5 KDB versetzt übereinander 

gelagert werden.

Bei Lagerung auf der Baustelle über den W inter oder bei längeren Baustopps sind die 

KDB durch Abdecken vorW itterung zu schützen.

Auf der Baustelle muss der Transport der KDB nach folgenden Möglichkeiten erfolgen:

m it speziellen Hebetraversen, die auf die Bahnenbreite abgestimmt sein müssen mit 2 

breiten Transportgurten und Traverse welche am Lasthaken oder an der Bagger-schaufel 

befestigt werden an Baumaschinen oder Stapler befestigter Dorn

Durch Transport oder Lagerung beschädigte KDB werden ausgesondert und dem 

Dichtungsbahnhersteller gemeldet. Über die Verlegung dieser KDB sowie die Art und den 

Umfang der Sanierung wird in Abstimmung mit dem Fremdprüfer entschieden.
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ANLAG E 9 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM 4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

M uster eines Rollenetikett

NAUE

0016117532
Produkt: CARB0F0L PEÜD 510 2,5 M F/MF

5,10 m x 100 m  

08/BAM 4.3/08/15

Rollen-Nr.:

wldth (m ):

Lange (m ): 
length Im ):

Rollengewicht, ca. (kg): 
Roll weight, approx, (kg): 

08/BAM 4.3/08/15

5,1

100,000

Ä-l: 6009033
Art d. Geokunetstoffee: pol. geosynth. barrier / GBR-P
klnd of geoaynthetlc product:
Rohstoff: 
raw m aterial:
M asae/Plächeneinheit (g/m 1): 2780  

m aa8 per unlt area (g/nvj:
Breite OnJ:

£
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ANLAG E 10 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM  4.3/08/15

BUNDESANSTALT FÜR

M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM )

Beschreibung (optisch) der DichtungsbahncbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 

CARBOFOL PEHD 510 2,5 M F/M F

NAUE
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| BAM
Bundesanstalt für 

M aterialforschung 

und -prüfung

12200 Berlin 

T : +49 30 8104-0 

F: +49 30 8104-7 2222

2. N achtrag zum

ZU LASSUN G SSCH EIN 

06/BAM IV .3 /03/07

für e ine Kunststoffd ichtungsbahn (KDB 

in Basis- und O berflächenabdichtungen  von D eponien)KJIHGFEDCBA

1. R echtsgrundlagen

1.1 Verordnung über D eponien und Langzeitlager (D eponieverordnung - D epV); Artike l 1 

der Verordnung zur Vere infachung des D eponierechts vom 27. April 2009 (BG Bl I N r. 22 

vom  29. April 2009 S. 900), zu letzt durch A rtike l 2 der Verordnung vom 27. Septem ber 

2017 (BG Bl. I S . 3465) geändert.

1.2 R ichtlin ie für d ie Zulassung von Kunststoffd ichtungsbahnen für D eponieabdichtungen,

9. Auflage, M ai 2018, BAM , Berlin

2. A ntragsteller und Vertriebspartner

2.1 Antragste ller

D er Antragste ller und Zulassungsnehm er ist der H erste ller der 

Kunststoffd ichtungsbahn (KD B).

H erste ller:

P roduktionsstätte :

Vertriebspartner:

Sicherheit in Technik und C hem ie

AG R U Kunststofftechnik G m bH 

Ing.-Pesendorfer-S tr. 31 

A -4540 Bad H all

AG R U Kunststofftechnik G m bH 

Ing.-Pesendorfer-S tr. 31 

A -4540 Bad H all

G quadrat G m bH 

Adolf D ernbach-S traße 4a 

D -47829 Krefe ld
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3. B eschreibung des Zulassungsgegenstands

3.1 W erkstoff der KD B

G ranulat D O W LEX 2342 M  der F irm a D ow D eutschland Inc. (Am Kronenhang 4,

D -65824 Schw albach) m it 5,5 G ew .-%  M asterbatch PolyP last B lack FC 7352 LD der 

F irm a Polyp last M üller (An der B le iche 48, D -47638 S trae len), der w ährend der H er­

ste llung zugegeben w ird. Es gelten d ie fo lgenden Spezifikationen (s. Anlage 1):

D ichte (G ranulat): (0 ,932 ± 0,002) g/cm 3

D ichte (KDB): (0 ,944 ± 0,005) g /cm 3

M FR (G ranulat) (190/5): (2 ,6 ± 0,3) g/10 m in

M FR (KDB) (190/5): (2 ,6 ± 0,4) g/10 m in

O IT (KD B) (210 °C ): >40 m in

R ußgehalt: (2 ,2 ± 0,2) G ew .-%

Es dürfen bis zu 5 G ew .-%  granuliertes R andstre ifenm ateria l aus der laufenden Pro­

duktion der zugelassenen KD B zugem ischt w erden, sow eit d ie Anforderungen aus der 

Anlage 1, N r. 3, M FR-Änderung, d ieses Zulassungsscheins erfü llt w erden.

Anlage 4 enthält d ie E rklärung des F ierste ilers über den verwendeten  W erkstoff.

3.2 Abm essungen der KD B

Länge:

B re ite :

D icke: N enndicke

E inzelw ert

A lle E inzelw erte  >

3.3 O berflächen der KD B

In e ine der O berflächen der KD B ist e ine raue, fläch ige S truktur e ingeprägt, d ie m it re­

ge lm äßig angeordneten, m arkanten Spikes verstärkt ist (Flerste llerbezeichnung: 

M IC R O S PIKE + oder M SB+). D ie andere O berfläche ist g la tt (s. Anlage 10). E ine der 

O berflächen ist m it einer Kennzeichnung nach N r. 3.4 versehen. D ie Kennzeichnung 

m uss auf der sichtbaren O berfläche der verlegten KD B gut erkennbar se in. D er R andbe­

re ich der D ichtungsbahn, w o p lanm äßig das Schw eißen erfo lg t, w ird durch Schutzstre i­

fen vor Verschm utzung geschützt.

3 .4  Kennzeichnung

D ie nach dieser Zulassung hergeste llten KD B m uss in Ü bere instim m ung m it dem an 

der BAM hinterlegten Prüfm uster w ie fo lg t gekennzeichnet w erden:

06/B A M  IV .3/03/07/ A C R U PEH D / 2,5 m m  / 7000 / C /M IC R O 5P IK E+ / Ja / C o

2,5 m m = D icke der D ichtungsbahn; 7000 = Bre ite der D ichtungsbahn in M illim eter; 

M IC RO SPIKE+ = geprägte O berflächenstrukturen; G = g la tte O berfläche; Ja = H erste l­

lungsjahr; C o = in terner C ode, der d ie H erste llungsw oche und den W erkstoff enthält.

100 m , m axim ale R ollen länge 

7,00 m  

2,50 m m

M itte lwert (+ 0,15) m m  

2,50 m m
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Aufbau und Anordnung der Kennzeichnung sow ie die Lage der Kennzeichnung auf der 

KD B sind in der Anlage 5 und 6 beschrieben. D ie Kennzeichnung darf ke ine w esentliche 

M ateria lschw ächung zur Folge haben. Jede R olle erhält e inen Aufkleber m it der R ollen­

num m er gem äß Anlage 9.

4.1  Anforderungen an d ie KD B

Sofern n icht ausdrücklich in d iesem Zulassungsschein Abw eichungen genannt w erden, 

m üssen die KD B in ihren E igenschaften den Prüfm ustern entsprechen, die nach den 

P rüfungsunterlagen an der BAM (Az. IV .32/1365/07) und dem Prüfbericht N r. I< 07

0685.1 vom 03.05.2007 der S taatlichen M ateria lprüfungsansta lt (M PA) D arm stadt 

(G rafenstraße 2, D -64283 D arm stadt) einer Prüfung gem äß den Anforderungen der 

„Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen" 

unterzogen w orden sind. D ie KD B m üssen dam it den Anforderungen dieser Zulas­

sungsrichtlin ie für Kunststoffd ichtungsbahnen entsprechen.

4.2 Q ualitä tssicherung bei der H erste llung

D ie H erste llung der zugelassenen KD B m uss gem äß den Anforderungen der Zulas­

sungsrichtlin ie e igen- und zw eim al jährlich frem düberwacht w erden (s. Anlage 7). Bei 

der E igen- und Frem düberw achung sind die P rüfungen gem äß Anlage 1 durchzuführen 

und die erm itte lten Kennw erte m üssen im R ahm en der Toleranzen m it den dort ange­

gebenen Kennw erten übere instim m en.

D ie in Abstim m ung m it der BAM m it der Frem düberw achung beauftragte S te lle m uss 

nach der N orm D IN EN ISO /IEC 17025 „Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von 

Prüf- und Kalibrierlaboratorien" für die bei der Frem düberwachung durchzuführenden 

P rüfungen akkreditiert se in.

4 .3 Verlegefachbetriebe und E inbau der KD B

Beim E inbau der KD B m üssen die in der Zulassungsrichtlin ie für KD B beschriebenen 

Anforderungen eingehalten w erden. Insbesondere m üssen die KD B nach den Anw ei­

sungen des H erste llers transportiert und gelagert w erden (s. Anlage 8). S ie m üssen 

nach den Anforderungen der D VS-R ichtlin ie 2225-4 verlegt w erden und sow eit als 

m öglich im H eizkeilschw eißverfahren m it einer Ü berlappnaht m it Prüfkanal ge­

schw eißt w erden. D ie Schw eißparam eter m üssen dabei in der Schw eißm aschine e lekt­

ron isch erfasst, m it den Sollw erten verg lichen und auslesbar gespeichert w erden.

D ie KD B m uss nachgew iesenerm aßen von e iner erfahrenen und m it qualifiz iertem Per­

sonal sow ie erforderlichen G eräten und M aschinen ausre ichend ausgestatte ten Fach­

firm a eingebaut w erden. D ie Anforderungen w erden in der „Richtlinie für die Anforde­

rungen an Fachbetriebe für den Einbau von Kunststoffdichtungsbahnen, weiteren Deo­

kunststoffen und Kunststoffbauteilen in Deponieabdichtungssystemen" beschrieben. 

D er N achw eis der erforderlichen Q ualifikation, Ausstattung und Erfahrung kann z. B. 

durch die Anerkennung als Fachbetrieb durch e ine G üteüberw achungsgem einschaft e i­

nes Fachverbandes geführt w erden.

4.4  Q ualitä tssicherung beim E inbauKJIHGFEDCBA

4. A nforderungen

Beim E inbau der KD B m uss e ine E igen- und Frem dprüfung durchgeführt v 

m uss insbesondere d ie E inhaltung der Anforderungen der Zulassungsrich
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5.

5.1

5.2

sow ie der Anforderungen dieses Zulassungsscheins überprüft w erden. Ü ber die Prü­

fungen der Schw eißnähte sind Protokolle gem äß den Anhängen der D VS R ichtlin ie  

2225-4 zu führen. D ie m it der Frem dprüfung beauftragte S te lle m uss den Anforderun­

gen der „Richtlinie für Anforderungen an die Qualifikation und die Aufgaben einer 

fremdprüfenden Stelle beim Einbau von Kunststoffkomponenten und -bauteilen in De­

ponieabdichtungssystemen" genügen.

N ebenbestim m ungen

Auflagen

1. D er Zulassungsgegenstand m uss in der oben genannten Produktionsstätte (s. Anla­

ge 2) nach dem in der Anlage 3 beschriebenen H erste llungsverfahren aus den oben ge­

nannten W erkstoffen (s. Anlage 4) hergeste llt w erden. D er Zulassungsgegenstand 

m uss nach den Angaben unter N r. 3.4 gekennzeichnet w erden. D ie Produktion m uss 

nach den Vorgaben der Anlage 1 und 7 e igen- und frem düberw acht w erden. D er N ach­

w eis der Frem düberw achung m uss zw eim al jährlich durch die Vorlage bei der BAM ei­

ner Ausfertigung des Ü berw achungsberichts erbracht w erden. D ie frem düberw achende  

S te lle m uss der BAM dabei e in M uster aus der entnom m enen Probe für e ine Identifika­

tionsm essung zur Verfügung ste ilen.

2. D ie Zulassung ist an den in N r. 2 genannten H erste ller und d ie P roduktionsstätte ge­

bunden. S ie ist n icht übertragbar.

3. D er H erste ller m uss den Abnehm er (Verlegefachbe trieb, Baufirm a etc.) über d ie An­

forderungen der Zulassung in form ieren, den vollständigen Zulassungsschein in Kopie 

und eine Transport- und Verlegeanle itung aushändigen. Auf der Bauste lle m uss der 

vo llständige Zulassungsschein in Kopie vorliegen.

4. E ine Änderung des W erkstoffs, der Additive, der Abm essungen, der O berflächenbe­

schaffenheit, des Fertigungs- und Fügeverfahrens, der Q ualitä tssicherung oder der 

P roduktionsstätte m uss der H erste ller der BAM m elden. D iese entscheidet über ein 

gegebenenfa lls erforderliches neues Zulassungsverfahren.

5. D er Zulassungsschein darf nur im  G anzen m it den dazugehörigen Anlagen vervie lfä l­

tig t w erden. E ine auszugsw eise Veröffentlichung bedarf der G enehm igung der BAM . 

D er Text und die Zeichnungen in W erbeschriften dürfen dem Zulassungssche in nicht 

w idersprechen. D as gilt sinngem äß auch für Berichte und Zeugnisse oder andere  

Schriftstücke aus der E igen- und Frem düberwachung.

6. Schadensfä lle im Zusam m enhang m it dem Zulassungsgegenstand, d ie dem Zulas­

sungsnehm er bekannt w erden, m uss er der BAM m elden.

W iderruf

1. D ie Zulassung w ird unter W iderrufsvorbehalt erte ilt. E in W iderrufsgrund liegt insbe­

sondere vor, w enn der H erste ller d ie Auflagen nicht erfü llt, a lso z. B. von dem in den 

P rüfungsunterlagen und in den Anhängen des Zulassungsscheins beschriebenen Ver­

fahren oder von den für d ie P rüfungsm uster verw endeten M ateria lien abw eicht. In d ie­

sem Fall w ird kein zugelassener G egenstand m ehr gefertig t. D ie Zulassungsbehörde  ist 

berechtig t, im H erste llerwerk, in Zw ischenlagern oder auf der Bauste lle auch unange­

m eldet zu prüfen, ob d ie Anforderungen und N ebenbestim m ungen dieses Zul; __ 
Scheins e ingehalten w orden sind. D as G rundrecht aus A rt. 13 G G , d ie U nve^& ilcnkeif^ 

der W ohnung, b le ibt gew ahrt.
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2. E in W iderrufsgrund liegt auch vor, w enn sich der W erkstoff, das H erste llungs­

verfahren des Zulassungsgegenstands oder das vom H erste ller und den Verlegefach­

betrieben eingesetzte Verlege- und Schw eißverfahren nicht bew ährt haben und dies 

anhand von neuen technischen Erkenntn issen belegt w erden kann oder w enn nach 

dem S tand derTechnik e ine W eiterentw icklung und Verbesserung erforderlich ist.

3. Im Falle des W iderrufs ist der H erste ller verpflich tet, der Zulassungsbehörde um ge­

hend den Zulassungssche in auszuhändigen.

H inweise

1. D ieser Zulassungsschein g ilt a ls N achw eis der Zulassung im S inne der D epV. Es w ird  

d ie E ignung des Zulassungsgegenstands, der nach den Anforderungen und N ebenbe­

stim m ungen dieses Zulassungsscheins hergeste llt w ird , beschein ig t. D ie für d ie D urch­

führung von Abdichtungsm aßnahm en erforderlichen G enehm igungen w erden durch 

d ie Zulassung n icht ersetzt.

2. D ie für d ie Ü berw achung zuständige Behörde m uss beim  E inbau des Zulassungsge­

genstands d ie E inhaltung der entsprechenden Anforderungen des Zulassungsscheins  

in Zusam m enarbeit m it der frem dprüfenden S te lle kontro llieren.

3. D ie Zulassung w ird unbeschadet der R echte D ritter erte ilt.

4 . Schadensfä lle an D eponiedichtungen, d ie im Zusam m enhang m it dem Zulassungs­

gegenstand stehen, so llte d ie für d ie Ü berw achung zuständige Behörde der BAM m el­

den.

5. D iesem Zulassungsschein liegt e ine R echtsm itte lbe lehrung bei.

6 . D ieser Zulassungssche in w ird im Am ts- und M itte ilungsblatt auf der In ternetse ite 

der BAM (w w w.bam .de) veröffentlicht.

Berlin , den 14. Juni 2019

BU N DESAN STALT FÜ R M ATER IALFO R SC H UN G U N D -PR ÜFUN G (BAM )

im  Auftrag im  Auftrag

D r. rer. nat. Franz-G eorg ' 

D irektor und Professor

Andreas W öhlecke 

Technischer R egierungsam tsrat

Fachbere ich 4.3, Schadstofftransfer und U m welttechnologien

BAM -Az.: 4 .3/1567/19, D LV19015786

4. Ausfertigung (Urschrift)

D ieser 2. N achtrag um fasst e inen Zulassungsschein m it 5 B lättern und eine R echts­

m itte lbe lehrung sow ie 10 Anlagen m it 10 bedruckten Seiten, w elche Bestandte il des 

Zulassungsscheins sind.

E r ersetzt den Zulassungsschein vom  25. April 2013, den 1. N achtrag vom  29. Juni 2015 

und den 2. N achtrag vom  1. Februar 2017.

Zulassungsscheine m it Seiten ohne D ienstsiegel oder ohne U nterschrift s ind ungültig .
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ANLAGE 1 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG

Prüfverfahren und A nforderungen im  Rahm en der Eigen- und Frem düberw achung der H erstellung 

der PE-H D  D ichtungsbahnen (s. Tabelle 6 und 7 der Zulassungsrichtlinie1))KJIHGFEDCBA

Prüfgröße Prüfverfahren 1) A nforderungen und Toleranzen

1. D ichte s. Tabelle 1 N r. 1.8 D ichte W erkstoff: (0,932 ± 0,002) g/cm 3
D ichte k d b : (0,944 ± 0,005) g/cm 3

2. Schm elze-M assefließrate 

M FR 190/5

s. Tabelle 1 N r. 1.8 M FR 190/5werkstoff* (2,6 ± 0,3) g/10 m in

M FR 190/5k d b  : (2,6 ± 0,4) g/10 m in

3. M FR-Ä nderung s. Tabelle 1 N r. 1.8 A bs (8M FR) < 15 %

4. D icke s. Tabelle 1 N r. 1.7 
s. Tabelle 4 N r. 4.1

alle Einzelwerte > 2,50 m m  und
Einzelwert =  M ittelw ert ±0,15 m m

5. Erscheinungsbild der 
O berfläche und des 
Q uerschnitts

s. Tabelle 1 N r. 1.1 u. 1.2 s. Tabelle 1 N r. 1.1 u. 1.2

6. G eradheit und Planlage s. Tabelle 1 N r. 1.5 und 1.6 s. Tabelle 1 N r. 1.5 und 1.6

7. Erscheinungsbild der 
K ennzeichnung

visuell A bschnitt 2.5 der R ichtlinie
Festlegung gem äß Zulassungsschein N r. 3.4

8. M asseanteil an Ruß s. Tabelle 1 N r. 1.3 (2,2 ± 0,2) G ew .-%

9. H om ogenität der . 
Rußverteilung

s. Tabelle 1 N r. 1.4 an der D ichtungsbahn

10. M aßänderung s. Tabelle 1 N r. 1.9, 
nach 1 h bei 120 °C

längs: <1,5%  
quer: <1,5%

11. Zugbeanspruchung 2),
Streckspannung
Streckdehnung,
Bruchdehnung

s. Tabelle 2 N r. 2.2 
s. Tabelle 6 N r. 6.6

längs quer
as: > 15N /m m 2 >15N /m m 2
ss: > 10%  > 10%
sR : > 600 %  > 600 %

12. Spannungsrissbeständigkeit s. Tabelle 3 N r. 3.2 s. Tabelle 3 N r. 3.2

13. Stem peldurchdrückkraft s. Tabelle 2 N r. 2.4 > 5,0 kN

14. O xidations- 
Induktionszeit (O IT)3)

s. Tabelle 1 N r. 1.11 OITk d b (210°C): >40 m in

15. A rt und G ehalt an Tracer BA M -Prüfvorschrift w ird im  Einzelfall festgelegt,

Prüfung durch die Zulassungsstelle

0 siehe Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen, BA M  Bundesanstalt für 

M aterialforschung und — prüfung, und die dort angegebenen A nforderungstabellen.

2) Probestab: Probekörper Typ 5 gem äß EN  ISO 527 - 3. Proben w erden aus dem  glatten Randbereich entnom m en.

3) Bei der E ingangskontrolle an jeder Lieferung (Silofahrzeug); bei der E igenüberwachung der D ichtungsbahn einm al 

pro Produktionstag, insbesondere je Betriebsanlauf und bei Chargenw echsel des Rußbatch; bei der 

Fremdüberwachung.
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w
ANLAGE 2 ZUM ZULASSUNGSSSCHEIN
06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG
W orldw ide C om petence 

in P lasticsKJIHGFEDCBA

H ersteller und Verleger der D ichtungsbahn  

H ersteller

AG R U KU N STSTO FFTECH N IK G m bH 

Ing.-Pesendorfer-S traße 31 

A -4540 Bad H all 

Ö sterre ich

G eschäftsführer: M ag. A lo is G ruber

G -quadra t G m bH 

Adolf-D em bach-S traße 4 a 

D -47829 Krefe ld 

D eutschland

G eschäftsführer: D ip l.-Ing. K laus-Herm ann A lbers

D ie Insta lla tion der D ichtungsbahn erfo lg t durch e igene Fachkräfte oder Fachverleger auf 

G rundlage der BAM R ichtlin ie für d ie Zulassung von Kunststoffd ichtungsbahnen für 

D eponieabdichtungen und der „BAM R ichtlin ie - R ichtlin ie für d ie Anforderungen an Fachbetriebe 

für den E inbau von Kunststoffd ichtungsbahnen, w eiteren G eokunststoffen und Kunststoffbaute ile  

in D eponieabdichtungssystem e“. D ie Fachverleger s ind durch den AK G W S e.V . güteüberw acht.

Vertriebspartner
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ANLAGE 3 ZUM ZULASSUNGSSSCHEIN

06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG
W oridw ide C om petence 

in P lasticsKJIHGFEDCBA

H erstellungsverfahren

D ie AG R U -PEH D -Kunststoffd ichtungsbahnen  w erden im  W erk A -4540 Bad H all, Ing.-Pesendorfer- 

S traße 31 (AG RU W erk IV ) im  Bre itsch litzextrusionsverfahren hergeste llt.

D ie M ateria lzuführung des Basispolym ers erfo lg t in e inem geschlossenen System . D ie D osierung 

von G rundm aterial und M asterbatch an der M aschine erfo lg t über e in gravim etrisches System , um  

e ine g le ichble ibende Ausstoß le istung zu gew ährle isten. Im  D oppelschneckenextruder m it 

Entgasungszone w ird das R ohm ateria l durch Tem peratur- und D ruckaufbau p lastifiz iert und 

hom ogenisiert. D ie Form gebung der Schm elze erfo lg t durch e ine beheizte B re itsch litzdüse, d ie m it 

aufw ändigen Verte ilungs- und Zentriersystem en ausgerüstet ist. D as ausgepresste Extrudat w ird 

von e inem nachgeschalte ten D re iw alzenkalander geglätte t und m it der entsprechenden 

O berflächenstruktur versehen. In der Folge sind e ine Abzugsvorrichtung, Kantenbeschnitt, 

Kennzeichnungsanlage und W ickelvorrichtung angeordnet.
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W oridw ide C ompetence 
in P lastics

ANLAGE 4 ZUM ZULASSUNGSSSCHEIN
06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG

W erkstofferklärung

D ie AG RU-PEHD einseitig g latte  / e inseitig strukturierte Kunststoffd ichtungsbahn w ird aus dem  

Basispolym ere

D O W LEX 2342 M

der F irm a D ow Inc. in D -65824 Schw albach, Am Kronenhang 4, m it 5 ,5 G ew .-%  M asterbatch

Polyplast B lack FC 7352 LD

der F irm a Polyp last M üller G m bH in D -47638 S trae len, An der B le iche 48.

D as M asterbatch w ird zur U V-S tabilis ierung und für e ine hohe O xidationsstabilitä t in d ieser oben 

angeführten M enge beigem ischt um  einen R ußante il von 2,2 ± 0,2 %  im Endprodukt zu erzie len.

D ie Verw endung von R andstre ifenm ateria l ist b is zu 5 G ew .-%  zulässig.

D atenblätter und W erkstoffspezifikationen a ller W erkstoffe liegen der BAM vor
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W orldw ide C ompetence 
in P lastics

ANLAGE 5 UND 6, SEITE 1 ZUM

ZULASSUNGSSSCHEIN

06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG

A ufbau und A nordnung der K ennzeichnung

D ie Kennzeichnung der AG R U-PEHD -Kunststoffd ichtungsbahnen erfo lg t m itte ls e iner 

Lasersign ierung und enthält fo lgende M erkm alb löcke:

Zulassungskennzahl:

H erstellerkennzeichen:

N enndicke:

W erkstoffbezeichnung: 

B reite der B ahn: 

Herstellungswoche: 

H erstellungsjahr: 

O berfläche der B ahn: 

Extrudernum m er:

06/BAM IV . 3/03/07

AG  R U

2,5 m m

PEH D

7000 m m

codiert in Seriennum m er enthalten 

z. B . 2012 

G / M SB+

ANL III 

C E

D ie Anordnung der Kennzeichnung und der Schutzstre ifen erfo lg t kontinuierlich über gesam te 

B re ite der D ichtungsbahn gem äß der „R ichtlin ie für d ie Zulassung von Kunststoffd ichtungsbahnen 

für D eponieabdichtungen“ 4. überarbeitete Auflage, April 2011 Punkt 2.5, Seite 9.

A nordnung der K ennzeichnung:
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W oridw ide C ompecence 
in P lastics

AN LAG E 5 U N D 6, SEITE  2 ZU M  

ZU LASSU NG SSSCH EIN

06/BAM  IV .3/03/07

BAM  BU ND ESAN STALT FÜ R 

M ATER IALFO R SC H U NG  U ND  -PR ÜFU NG KJIHGFEDCBA

Zusätzliche K ennzeichnung :

Zusätzlich enthält d ie AG R U -PEH D -Kunststoffd ichtungsbahn am linken Schweißrand e ine 

P rägesign ierung m it fo lgenden M erkm alb löcken:

Zulassungskennzahl: 06/BAM IV .3/03/07

H erstellerkennzeichen: AG R U

N enndicke: 2,5 m m

W erkstoffbezeichnung: PEH D

B reite: 7000 m m

Typenbezeichnung: M SB+/G

Produktionsjahr: zb. 2012

In terne C odierung: Seriennum m er, R ezepturcode

Laufm eterangaben: ... m

Zusätzliche A ngaben: C E-Kennzeichnung

D ie C odierungsschlüssel der Seriennum m er und R ezepturcode sind bei der zu lassenden Behörde 

h in terlegt.

D ie an der R ollenaußenseite angebrachte L ie feretikette ist in Anlage 9 dargeste llt.
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ANLAGE 7 ZUM ZULASSUNGSSSCHEIN

06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNGcügpy
W oridw ide C om petence 

in P lasticsKJIHGFEDCBA

Q ualitätssicherung im  R ahm en der E igen- und  

Frem düberw achung

D ie Produktion von D ichtungsbahnen unterliegt bei der AG R U-Kunststofftechnik G m bH einem  

Q ualitä tsm anagem entsystem nach der D IN EN ISO 9001. Innerhalb d ieses Q M -System s w erden 

d ie M aßnahm en der in ternen Q ualitä tskontrolle geregelt.

D ie Anforderungstabellen 5 und 6 (A rt und U m fang im  R ahm en der E igenüberwachung) der 

„R ichtlinie für d ie Zulassung von Kunststoffd ichtungsbahnen für D eponieabdichtungen“ (in der 

jew eils aktuellen Fassung) b ilden dabei d ie G rundlage der E igenüberwachung.

D iese D aten w erden über 20 Jahre so arch iv iert, dass jederze it e ine Zuordnung der 

P rüfergebnisse zu e iner L ie fere inheit m öglich ist. Bei Auslie ferung w erden d iese Ergebnisse in 

Form  von Zertifikaten nach D IN EN 10204-3.1 dokum entiert

D ie laufende Fertigung der D ichtungsbahnen sow ie d ie E igenüberwachung w erden 

frem düberw acht durch:

D ie Frem düberw achung w ird nach A rt und U m fang gem äß der „R ichtlin ie für d ie Zulassung von 

Kunststoffd ichtungsbahnen für D eponieabdichtungen“ (in der jeweils aktuellen Fassung 

durchgeführt).

M PA

Staatliche M ateria lprüfungsanstalt D arm stadt 

G rafenstraße 2  

D -64283 D arm stadt
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W oridwide C ompetence 
in P lastics

ANLAGE 8 ZUM ZULASSUNGSSSCHEIN

06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG

Transport und Lagerung

Transport

Abhängig von R ollengew icht und m ax. Zuladung w erden bis zu 16 R ollen auf e inem LKW  

transportiert. D ie Verladung im  W erk erfo lg t durch spezie ll ausgerüstete H ubstapler und Kräne. 

Jede R olle ist w erksseitig m it Spannbändern gesichert und zur besseren H andhabung m it 

T ransportgurten ausgerüstet, d ie das E inhängen in e inen Kran, Frontlader oder ähnliches zur 

e in fachen Be- und Entladung erm öglichen. D ie R ollen sind so zu verankern, dass e ine 

Beschädigung der D ichtungsbahnen ausgeschlossen w erden kann.

An der Bauste lle  sind befestig te Fahrw ege zum  Zw ischenlagerp latz anzulegen. Auf der Bauste lle 

dürfen d ie R ollen nur durch den Verlegefachbetrieb oder durch vom  Verlegefachbetrieb 

unterw iesenes Personal m it geeignetem Transportgeschirr (z.B . -H ebetraverse) transportiert 

w erden.

Keinesfa lls dürfen d ie R ollen am Boden geschle ift w erden!

Lagerung

Für d ie Zw ischenlagerung der D ichtungsbahnen auf der Bauste lle ist e in Lagerp latz vorzusehen, 

der fo lgende Kriterien erfü llt:

B re ite m ind. 8,0 m

Ebener, tragfähiger und entsprechend gesäuberter Lagerp latz 

D ichtungsbahnen schützen gegen m echanische Beschädigung oder Verform ung

D ie Länge des vorbereite ten Lagerp latzes erg ib t s ich grundsätzlich aus der voraussichtlich zu 

lagernden M enge, w obei aufgrund der vorzusehenden M öglichkeit der Anfertigung von Teillängen 

(zuschneiden) m ind. 25 m  erforderlich sind. D ie m ax. S tapelhöhe soll fünf Lagen (versetzt 

angeordnet) n icht überste igen.

Sollte  tro tz sorgfä ltiger E inhaltung d ieser Vorschrift e ine D ichtungsbahn beschädigt w erden oder 

e ine unzulässige Verform ung erle iden, sind d iese S te llen zu kennzeichnen und dem  Verleger unter 

Angaben der R ollennum m er (E tikett) unverzüglich bekannt zu geben. D ie 

R olle verlegt w erden kann, liegt be im  örtlichen Frem dprüfer für d ie KDB.
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W oridw ide C ompetence 
in P lastics

AN LAG E 9 ZU M  ZU LASSUN G SSSC HEIN  

06/BAM  IV .3/03/07  

BAM  BU ND ESAN STALT FÜ R 

M ATER IALFO R SC H U NG  U N D -PR ÜFU NG KJIHGFEDCBA

M uster e ines R ollenaufklebers

D ruckdatum : 12.06.2012 D ruckzeit /  Angefordert: 13:11/ Term inal D iBal W 4

Enddatum  tats.: 12.C 6.2012 Fertigungsauftragsnr.: 2112/001575

27507110015
PEH D schw arz
D ichtungsbahn G / G

glatt/ g la tt-7m

000710048

1,5- 7m  X 100m bam

H eizkoilschw eissung

kalandriert

M ateria l: _  , ......
D ow lex 2342 M

'

eigpipu
W oridw ide C om pcccnoe 

in P lastics

Ing.-Pesendorfor-Strasse  31 

A -4540 Bad H all

2000130 000
A G R U-A uftrag

M enge M E Lagerart R olle

700,000 Q M Q SW 2H D 31121.0004
Stückm enge S tam m lagerort

o.ooo e- W 2H ZA U D

Bem erkungen Q S. geprüft durch:

Personalnum m er: 0000000023 Z insm eister W olfgang

lfd . Pal.Nr.:..........................

R ückm ddebcm erkung :

27547710015 000710048

C €
1085

Fertigungsauftragsnr.:

2112/001575

Jede D ichtungsbahnrolle  erhält e ine fortlaufende codierte N um m er, z. B . 31121.0004 

D arin bedeutet 1. Position Anlagen N r.

2 .+3. Position 

4.+5. Position 

6.- 9. Position

Produktionsjahr 

P roduktionswoche 

fortlaufende N um m er

P
W

2
2
0
0
2
R

 
0
0
2
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ANLAGE 10 ZUM ZULASSUNGSSSCHEIN

06/BAM IV.3/03/07

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG

D arstellung der O berfläche
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J BAM
Bundesanstalt für 

M aterialforschung 

und -prüfung

12200 Berlin 

T: +49 30 8104-0 

F: +49 30 8104-7 2222

1. Nachtrag zum

Antragsteller:

ZULASSUNGSSCHEIN

OG/BAM 4.3/04/16

für Kunststoffdichtungsbahnen (KDB) 

in Basis- und Oberflächenabdichtungen von Deponien

AGRU Kunststofftechnik Gm bH 

Ing.-Pesendorfer-Str. 31 

A-4540 Bad Hall

Nachtrag:

In der Anlage 1 des Zulassungsscheins w ird die Fußnote zwei ersatzlos gestrichen.

Berlin, den 17.06.2019

BUNDESANSTALT FÜR M ATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

im Auftrag im Auftrag

; /i

Dr. rer. nat. Franz-Georg S im on 

D irektor und Professor

Andreas W öhlecke 

Technischer Regierungsamtsrat

Fachbereich 4.3, Schadstofftransfer und Um welttechnologien 

4. Ausfertigung (Urschrift)

D ieser 1. Nachtrag um fasst ein B latt.

Zulassungsscheine oder Nachträge zu Zulassungsscheinen ohne Unterschrift oder m it 

ohne D ienstsiegel sind ungültig.

Sicherheit in Technik und Chemie
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Blatt 2 des 1. Nachtrages zur Zulassung Nr. OG/BAM 4.3/04/16 vom 17. Juni 2019

RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines M onats nach Bekanntgabe W iderspruch beim  

Präsidenten der Bundesanstalt für M aterialforschung und -prüfung (BAM),

Berlin 12205, Unter den Eichen 87, erhoben werden.
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5  B A iW j
B u nd e sa ns ta lt fü r 

M a te ria lfo rschu ng  

u n d -p rü fu ng

1 . N a ch tra g  zu m

1 2 2 Q D B e rlin  

T : + 4 9 B O  8 1 0 4 -0  

F : + 4 9 3 0  8 1 04 -7  2 2 2 2

Z U LA S S U N G S S C H E IN  

0 6 /B A M  4 .3 /0 5 /1 6

fü r K u n s ts to ffd ich tu n g sb a h n e n  (K D B ) 

in  B a s is - u n d  O b e rfläch e n a b d ich tu n g e n  vo n  D e p o n ie n

Antragsteller: A G R U  K u n s ts to fftech n ik  G m b H

In g .-P e se n d o rfe r-S tr. 3 1  

A -4 54 0  B a d H a ll

Nachtrag:

In  d e r T a b e lle  d e r A n la g e  1 d e s Z u la ssu n g ssch e in s w ird  N r. 1 0  d u rch  fo lg e n d e  P a ssa g e  e r­

se tz t:

Prüfgröße Prüfverfahren1’ Anforderungen und Toleranzen

1 0 . M a ß ä n d e ru ng  s . T a b e lle  1 N r. 1 .9 , a lle  E in ze lw e rte : q u e r: <  1 ,5  %

n a ch  1 h  b e i 1 2 0  °C  lä n g s : <  1 ,5  % ; fü r d ie  E in ze lw e rte  g ilt

zu sä tz lich : A b s  ÖL, lä n gs , ü b e r d ie  

B re ite  d e r K D B  < 0 ,6  % .

B e rlin , d e n  1 4 .0 6 .2 0 1 9

B U N D E S A N S T A L T  F Ü R  M A T E R IA L F O R S C H U N G  U N D  -P R Ü F U N G  (B A M )

im  A u ftra g

A n d rea s  W ö h le cke

D ire k to r u n d  P ro fe sso r T e ch n isch e r R e g ie ru n g sa m ts ra t

F a ch b e re ich  4 .3 , S ch a d s to fftra n s fe r u n d  U m w e ltte ch n o lo g ie n  

4 . A u s fe rtig un g  (U rsch rift)

D ie se r 1 . N a ch tra g  u m fa ss t e in  B la tt.

Z u la ssu ng ssche in e  o d e r N a ch trä g e  zu  Z u la ssu ng ssch e in e n  o h n e  U n te rsch rift  o d e r m it B lä t­

te rn  o h n e  D ie ns ts ie g e l s in d  u n g ü ltig .

S ich e rh e it in  T e ch n ik  u n d C h em ie
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B la tt 2 d e s  1 . N a ch tra g e s zu r Z u la ssu n g  N r. 0 6 /B A M  4 .3 /0 5 /1 6  vo m 1 4 . Ju n i 2 0 1 9

RECHTSMITTELBELEHRUNG

G e g e n  d ie se n B e sch e id  ka n n  in n e rh a lb  e in e s M o n a ts  n a ch  B e ka n n tg a b e  W id e rsp ru ch  

b e im  P rä s id e n te n d e r B u n d e san s ta lt fü r M a te ria lfo rsch u n g u n d -p rü fu n g (B A M ), 

1 2 2 0 5  B e rlin , U n te r d e n  E ich e n 8 7 , e rh o b e n  w e rd e n .
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J BAM
Bundesanstalt für 

Materialforschung 

und -prüfung

12200 Berlin 

T: +49 30 8104-0 

F: +49 30 8104-7 2222

7. Nachtrag zum

1.

1.1

1.2

2.

ZULASSUNGSSCHEIN

11/BAM IV.3/03/09 

(befristet)

für ein Dichtungskontrollsystem (DKS) 

für Deponieoberflächenabdichtungen

Rechtsgrundlagen

Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV); Arti­

kel 1 der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts vom 27. April 2009 

(BGBl I Nr. 22 vom 29. April 2009 5. 900), zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung 

vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465) geändert.

Richtlinie für die Zulassung von Dichtungskontrollsystemen für Konvektions­

sperren in Deponieoberflächenabdichtungen (Zulassungsrichtlinie-DKS), BAM, 

Berlin.

Antragsteller

Der Antragsteller und Zulassungsnehmer ist der Hersteller des DKS.

Hersteller des DKS: Sensor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbH

Torstraßei

23570 Lübeck

Das DKS mit der Bezeichnung Sensor DKS wird auf der Baustelle durch den Her­

steller unter Verwendung der im Folgenden genannten Komponenten installiert.

Eine genaue Beschreibung dieser Komponenten, des Systems und seiner Instal­

lation sowie seiner Inbetriebnahme und Bedienung findet sich in einem Ordner, 

der als Anlage zu diesem Zulassungsschein gehört. Im Anhang zu diesem Zulas­

sungsschein ist das Inhaltsverzeichnis des Anlagenordners zum 6. Nachtrag (A.1) 

aufgeführt.

Eine Kopie des Anlagenordners zum 6. Nachtrag (A.1), die vollständig mit der 

bei der BAM hinterlegten Original übereinstimmt, muss kostenlos zusammen >0^ 

mit dem Zulassungsschein übergeben werden.

36

Sicherheit in Technik und Chemie

297



Blatt 2 des 7. Nachtrags zum Zulassungsschein Nr.: 11/BAM IV.3/03/09 vom 14.06.2019

3. Beschreibung des Zulassungsgegenstands

Das Dichtungskontrollsystem Sensor DKS ist ein elektrisches System mit dem die Dich­

tigkeit von Kunststoffdichtungsbahnen, die Bestandteil einer Deponieoberflächenab­

dichtung sind, kontrolliert werden kann. Ausgenutzt wird dabei der sehr hohe ohmsche 

Widerstand der Kunststoffdichtungsbahn.

Die Funktionsweise des Dichtungskontrollsystems Sensor DKS wird in Abschnitt 1.1 

(Systembeschreibung) des Anlagenordners A.1 erläutert.

Gemäß dieser Funktionsweise besteht das Dichtungskontrollsystem Sensor DKS aus 

den folgenden Komponenten, die im Anlagenordner A.1 Abschnitt 2 (Datenblätter, 

Werkstofferklärungen) beschrieben sind. Im Einzelnen sind dies:

1 . Fest installierte Stabelektroden (Sensoren) aus rußgefülltem elektrisch leitfähi­

gem Polyethylen hoher Dichte (PE-HD) (Formmassen:

(1) Pre-Elec® PE1296 der Firma PREMIX OY 

(Muovitie4, FI-05201 Rajamäki, Finnland) und

(2) Borstar® HE6062 der Firma Borealis AG 

(Wargramerstraße 17-19,1220 Wien, Österreich)

in einem Mischungsverhältnis von jeweils 50 Gew.-%) (s. Datenblätter und Werk­

stofferklärung im Anlagenordner A.1-2.1). Der Produzent der Stabsensoren ist: 

HEIRU CZ s.r.o., Tesfkova 385, 58856 Tele.

Dichte (Granulat (1)):

Dichte (Granulat (2)):

Dichte (Sensor):

MFR (Granulat (1)) (190/21,6): 

MFR (Granulat (2)) (190/5): 

MFR (Sensor) (190/5): 

Rußgehalt (Granulat (1)): 

Rußgehalt (Granulat (2)): 

Rußgehalt (Sensor):

OIT (Sensor) (200 °C)

(1,156 ± 0,12) g/cm 3 

(0,958 ± 0,003) g/cm3 

(1,047 ± 0,11) g/cm 3 

(0,67 ± 0,15) g/10 min 

(2,0 ± 0,4) g/10 min 

(0,9 ± 0,2) g/10 min 

(39,7 ±2) Gew.-%

(2,5 ± 0,5) Gew.-% 

(20,8 ± 2) Gew.-%

(69 + 7) min

2 . Fünfadrige Kabel (5W) mit 2 Cu-Leitern und 3 Edelstahldrähten (2xCu+3CrNiMo) 

und Isolierungen aus PE-HD (Formmasse: Granulat (1) Borstar ® HE6062) (s. Daten­

blätter und A1-2.2). Der Produzent der Kabel ist: HEIRU CZ s.r.o., Tesfkova 385, 

58856 Tele.

Dichte (Granulat (2)):

Dichte (Kabelmantel):

MFR (Granulat (2)):

MFR (Kabelmantel):

Rußgehalt (Granulat (2) + Mantel): 

Kabelmantel):

OIT (Sensor) (200 °C)

(0,958± 0,003) g/cm 3 

(0,958 ± 0,005) g/cm 3 

(2,0 ± 0,4) g/10 min 

(2,0 ± 0,4) g/10 min

(2,5 ± 0,5) Gew.-%

100 min

3. Speiseelektroden aus Edelstahl SUS ASTM316L (s. Datenblatt A.1-2.3),

4. Anschlusssäulen (sogenannte Kontrollboxen) in denen alle Sensorkabel münejen 

(s. Datenblatt A.1-2.4), (Weitere elektrische Geräte zum Betrieb und zur 

werden jeweils von der Sensor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbH bei/der DurcJti 
führung einer Messung installiert (s. dazu A.1-1.1 Unterabschnitt 6.2 (jV'lkssetfiheit j
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Blatt 3 des 7. Nachtrags zum Zulassungsschein Nr.: 11/BAM IV.3/03/09 vom 14.06.2019

zur Erfassung der Messdaten) und A.1-3 (Schaltpläne, Gebrauchsanweisungen).) 

und

5. Software zur Durchführung und Auswertung der Messungen und zur Kontrolle der 

Funktionstüchtigkeit des Dichtungskontrollsystems (s. Anlagenordner A.1-4 

(Software).

Zu beachten ist, dass Kabel und Stabelektroden vor Ort durch Schweißen verbunden 

werden. Dies geschieht mit einem speziellen Schweißgerät (s. Anlagenordner A.1-3.4) 

nach einer vorgegebenen Arbeitsanweisung (s. Anlagenordner A.1-1.2).

4. Kennzeichnung

Das nach dieser Zulassung hergestellte Dichtungskontrollsystem muss in Überein­

stimmung mit den an der BAM hinterlegten Prüfmustern wie folgt gekennzeichnet 

werden:

Sensoren:

Sensor DDS 11/BAM IV.3/03/09 02.04.2015

02.04.2015 entspricht dem Produktionsdatum aller für das zugelassene DKS herge­

stellten Sensoren.

Kabel:

Sensor DDS 11/BAM IV.3/03/09 dd.mm.yyyy

dd = Produktionstag; mm = Produktionsmonat; yyyy = Produktionsjahr.

Aufbau und Anordnung der Kennzeichnung sind in Anlagenordner A.1-2.1 und 2.2 be­

schrieben. Die Kennzeichnung der Kabel ist weiß und wird mit einem maximalen Ab­

stand von 550 mm aufgebracht.

5. Anforderungen

Grundlage für die befristete Zulassung bildet die Zulassungsrichtlinie-DKS „Richtlinie 

für die Zulassung von Dichtungskontrollsystemen für Konvektionssperren in Deponie- 

oberflächenabdichtungen". Im Weiteren wird jeweils auf die Anforderungen dieser 

Empfehlung verwiesen.

5.1 Beständigkeit erdgebundener Komponenten

Die Anforderungen an die Beständigkeit, die mechanische und elektrische Widerstand­

fähigkeit der Komponenten werden im Abschnitt 3.2 der Zulassungsrichtlinie-DKS be­

schrieben. Die erdgebundenen Komponenten, die PE-HD-Kabel und PE-FID-Stab- 

elektroden, wurden im Auftrag der Sensor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbFI von der 

VDE Prüf- und Zertifizierungsinstitut GmbFI und der SKZ - TeConA GmbFI nach den An­

forderungen der Richtlinie überprüft. Mit den Gutachten des VDE (Prüfbericht Nr. 

194735-CG4-4 vom 01. Juni 2016) und des SKZ (107122/13 vom 24. September 2014 so­

wie 115860/15 vom 28. Juli 2015) wird die Eignung der Kabel und der Sensoren beschei­

nigt. An der BAM wurden Prüfungen an den Sensoren in Anlehnung 

rungen der Richtlinie durchgeführt.

die Anforde-
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Blatt 4 des 7. Nachtrags zum Zulassungsschein Nr.: 11/BAM IV.3/03/09 vom 14.06.2019

Wie bereits erwähnt, wird die Verbindung des Kabels zur Stabelektrode vor Ort durch 

Schweißen hergestellt. Eine ausreichende Beständigkeit des Sensors mit seinem Ka­

belanschluss setzt voraus, dass zunächst das Schweißen ebenso wie das anschließen­

de Aufbringen des Schrumpfschlauchs und der Schutzhülse fachgerecht durchgeführt 

werden (s. dazu Anlagenordner A.1-1.2). Vor der Verlegung muss mit Probeschweißun­

gen die einwandfreie Funktionsweise des Schweißgerätes überprüft werden. Die 

Schweißverbindung selbst kann dabei in Zugversuchungen, wie in dem Gutachten 

47074/01-l-F vom 23. Oktober 2007 des SKZ angegeben, überprüft werden. Eine solche 

stichprobenartige Überprüfung an Probeschweißungen muss Bestandteil der Fremd­

prüfung auf der Baustelle sein.

5.2 Betriebssicherheit

Die Anforderungen werden im Abschnitt 3.7 der Zulassungsrichtlinie-DKS beschrieben.

Alle elektrischen Teile und Geräte müssen den sicherheitstechnischen Bestimmungen 

für solche elektrischen Anlagen nach dem Stand der Technik entsprechen. Die Überprü­

fung und Bescheinigung dieses Sachverhalts ist ausdrücklich nicht Gegenstand dieser 

befristeten Zulassung.

Auf die Voraussetzungen für eine einwandfreie Messung wird im Gutachten 

49071/02-F vom 23. Oktober 2007 der SKZ - TeConA GmbH sowie ergänzend in der 

gutachtlichen Stellungnahme GS 15-110-031 ü vom 09.03.2015 des Ingenieurbüros für 

Kunststofftechnik Siebert und Knipschild eingegangen (s. dazu Anlagenordner A.1-7 

(Gutachten zur Funktions- und Leistungsfähigkeit)).

Während der Messung darf nicht mit schwerem Gerät auf der zu kontrollierenden Flä­

che gearbeitet werden.

Zum Blitzschutz beim Dichtungskontrollsystem Sensor DKS wird in einem technischen 

Bericht Nr. BBME1-07/9858260/10 der TÜV Rheinland - Industrie Service GmbH vom 

20. November 2007 im Auftrag der Sensor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbH Stellung 

genommen (s. Anlagenordner A.1-5 (Stellungnahme zur Blitzschutzbedürftigkeit)). 

Dieser Bericht bezieht sich auf die Variante mit einer PE-ummantelten Kupferdraht­

schnecke als Sensor. Diese Variante ist nicht Gegenstand dieser Zulassung. Das Blitz­

schutzgutachten ist jedoch der Sache nach auf die hier zu begutachtende Variante mit 

einem Sensor aus leitendem PE anwendbar. Der technische Bericht bescheinigt danach 

eine ausreichende Sicherheit dieses Systems gegen Blitzüberspannungen. Installati- 

ons- und Wartungsarbeiten oder Messungen am System dürfen nicht während eines 

Gewitters stattfinden. Soll die Deponieoberflächenabdichtung hingegen mit einer in 

der Kontrollbox fest installierten Messeinheit kontinuierlich überwacht werden, so 

müssen alle erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der Messeinrichtung gegen Blitz­

überspannungen getroffen werden. Dabei sind dann Art und Umfang der notwendigen 

Maßnahmen von den verwendeten Messgeräten abhängig.

5.3 Leistungsfähigkeit

Die Leistungskriterien und die Anforderungen an die Leistungsfähigkeit eines DKS 

werden im Abschnitt 3.3 der Zulassungsrichtlinie-DKS beschrieben. Die Leistungsfä­

higkeit eines DKS wird einmalig an einem funktionsbereiten Dichtungskontrollsystem 

überprüft. Dabei muss, wie in der Zulassungsrichtlinie-DKS beschrieben, eine festge­

legte O'rtungsgenauigkeit und das Erreichen einer bestimmten technischen Nachweis­

schwelle für Leckagen nachgewiesen werden. Im Gutachten 49071/02-F. vqpi 

23. Oktober 2007 der SKZ - TeConA GmbH (s. Anlagenordner A.1-7 (Guta " 

Funktions- und Leistungsfähigkeit) Abschnitt 5) wird die Leistungsfähigk 

nigt. Die Funktionsprüfung ist auf Versuchsfeldern der Deponie Nonnenw

2
^
o

 a
a
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Speyer durchgeführt worden. Zudem wird in dem Gutachten (Gutachtliche Stellung­

nahme GS 15-110-031 ü) der Firma Siebert + Knipschild GmbH die Funktionsfähigkeit 

modernisierter Messeinrichtungen bestätigt (s. Anlagenordner A1-7 (Gutachten zur 

Funktions- und Leistungsfähigkeit)).

Die Bescheinigung der Leistungsfähigkeit im Rahmen dieser Zulassung ersetzt keines­

falls eine Funktionsprüfung des installierten DKS in jedem Einzelfall. Die Durchführung 

dieser Funktionsprüfung wird im Abschnitt 3.4.2 der Zulassungsrichtlinie-DKS genau 

beschrieben. Weitere Hinweise finden sich auf der Internetseite der BAM 1 im „Hinweise 

zu den Prüfungen B18 - Funktionsprüfung von Dichtungskontrollsystemen für Konvek­

tionsperren mittels Testleckagen''.

5.4 Svstemverträglichkeit

Die Anforderungen werden im Abschnitt 3.6 der Zulassungsrichtlinie-DKS beschrieben. 

Die Systemverträglichkeit wird im Gutachten 49071/02-F vom 23. Oktober 2007 der 

SKZ - TeConA GmbH im Abschnitt 6 beurteilt (s. Anlagenordner A.1-7 (Gutachten zur 

Funktions- und Leistungsfähigkeit)). Danach lässt sich das Dichtungskontrollsystem 

Sensor DKS mit seinen stabförmigen Messelektroden und den zugehörigen Kabeln oh­

ne Einbußen bei der Qualität anderer Abdichtungskomponenten in das Abdichtungs­

system integrieren.

Bei der Verlegung des Dichtungskontrollsystems und bei der zugehörigen Qualitätssi­

cherung müssen die Hinweise beachtet werden, die in dem oben genannten Gutachten 

und seinen externen Dokumenten gegeben werden. Durchdringungen der Abdichtungs­

fläche sollen möglichst vermieden werden. Nur in Ausnahmefällen, z. B. bei sehr gro­

ßen Flächen, bei denen die Kabel wegen der langen Wege nicht sinnvoll um die Abdich­

tung geführt werden können, oder wenn der Randbereich durch Bauwerke versperrt ist, 

dürfen die Abdichtungskomponenten durchdrungen werden. Die Durchdringungen sind 

auf ein Minimum zu reduzieren. Die Ausführungen der Durchdringungen sind entspre­

chend der Dokumentation (s. Anlagenordner A.1-1.2 (Arbeitsanweisung für die Installa­

tion der Sensoren)) zu gestalten. Die damit verbundenen Schweißarbeiten an den 

Kunststoffdichtungsbahnen sind von Verlegefachbetrieben durchzuführen, die den An­

forderungen der „Richtlinie für die Anforderungen an Fachbetriebe für den Einbau von 

Kunststoffdichtungsbahnen, weiteren Geokunststoffen und Kunststoffbauteilen in 

Deponieabdichtungssystemen" (Richtlinie-Verlegefachbetriebe) genügen.

5.5 Herstellerunabhängiger Betrieb und Wartung

Die Anforderungen werden im Abschnitt 3.5 der Zulassungsrichtlinie-DKS beschrieben. 

Bei der hier begutachteten Variante des DKS werden die Kontrollmessungen und die 

erforderliche Wartung von der Sensor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbH selbst im 

Aufträge des Betreibers durchgeführt und dafür die erforderlichen Messgeräte immer 

wieder bereitgestellt. Ein herstellerunabhängiger Betrieb ist also zunächst nicht mög­

lich. Es wird jedoch im Anlagenordner A.1 dieser Zulassung eine so vollständige techni­

sche Dokumentation gegeben, dass im Falle des Wegfalls der Serviceleistung der Sen­

sor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbH der Betreiber zusammen mit einer anderen 

elektrotechnisch fachkundigen Firma neue Messgeräte installieren, eine entsprechen­

de Software entwickeln und damit das DKS wieder nutzen kann.

Vom Betreiber sind an der installierten Anlage keine planmäßigen Wartungsmaßnah-

1 Die Dokumente sind unter folgendem Link veröffentlicht: 

http://www.tes.bam.de/de/mitteilungen/abfallrecht/index.htm
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men auszuführen.

5.6 Selbsttestfähigkeit

Das Dichtungskontrollsystem Sensor DKS besitzt in der hier zugrunde gelegten Version 

keine durch den Betreiber nutzbare automatische Selbsttestfunktion, wie sie im Ab­

schnitt 3.5 der Zulassungsrichtlinie-DKS gefordert wird. Die Funktionsfähigkeit des 

Systems kann jedoch gegebenenfalls herstellerunabhängig durch Messung des Wider­

standes jedes einzelnen Sensors zum umgebenden Boden ermittelt werden. Ein Sensor 

gilt dann als funktionsfähig, wenn sein Widerstand zum umgebenden Boden im Be­

reich von 200 bis 800 kOhm liegt (s. dazu auch Abschnitt 8 des Gutachtens 49071/02-F 

vom 23. Oktober 2007 der SKZ - TeConA GmbH (Anlagenordner A.1-7) (Gutachten zur 

Funktions- und Leistungsfähigkeit)).

5.7 Oualitätsmanagement bei der Produktion

Die Anforderungen werden im Abschnitt 4.1 der Zulassungsrichtlinie-DKS beschrieben. 

Die Stabsensoren und die Kabel werden von der in Abschnitt 3 genannten Firma herge­

stellt. Im Anlagenordner A.1-6.1 sind entsprechende Unterlagen über den Antragsteller 

beigelegt. Im Anlagenordner A.1-6.2 sind Zertifikate über ein Qualitätsmanagement­

system nach den Anforderungen der ISO 9001 des Herstellers der Sensoren und der 

Kabel beigelegt. Die Herstellung der Sensoren und Kabel des zugelassenen Dichtungs­

kotrollsystems müssen gemäß Anforderungen der Zulassungsrichtlinie eigen- und 

fremdüberwacht werden. Die in Abstimmung mit der BAM mit der Fremdüberwachung 

beauftragte Stelle muss nach der Norm DIN EN ISO/IEC 17025 (Allgemeine Anforde­

rungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien) für die bei der Fremd­

überwachung durchzuführenden Prüfungen akkreditiert sein. Der Hersteller ist nicht 

mit den nötigen Prüfmitteln ausgestattet, um alle nötigen Prüfungen der Eigenüber­

wachung selbst durchzuführen. Die Herstellung der Sensoren wurde daher von der SKZ 

- TeConA GmbH überwacht. Es dürfen nur Sensoren aus der von der SKZ - TeConA 

GmbH überwachten Fertigung im April 2015 (ablesbar auf der Kennzeichnung der Sen­

soren) verwendet werden. Zudem findet aus dem genannten Grund zu jeder Produkti­

on der Kabel eine Fremdüberwachung statt. Auf diese Weise kann die vorgesehene 

Qualität der Komponenten gewährleistet werden. Die Anforderungen und Prüfverfah­

ren sind in Tabelle 1 dieses Zulassungsscheins aufgeführt. Die ermittelten Kennwerte 

müssen im Rahmen der Toleranzen mit den dort angegebenen Kennwerten überein­

stimmen. Die entsprechenden Prüfzeugnisse der Fremdüberwachung für die Produkti­

on der Sensoren und der Kabel sind Bestandteil der Lieferdokumente des Dichtungs­

kantrollsystems. Im Anlagenordner A.1-6.2 sind Zertifikate über ein Qualitätsmanage­

mentsystem nach den Anforderungen der ISO 9001 und ein Muster der Zeugnisse der 

herstellereigenen Produktionskontrolle des Kabelherstellers beigelegt. Das entspre­

chende Prüfzeugnis muss ebenfalls Bestandteil der Lieferdokumente des Dichtungs- 

kontrollsystems sein.
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Tabelle 7: Prüfverfahren und Anforderungen im Rahmen der Eigen- und Fremdüberwachung der Her­

stellung des Sensors und des Kabels (s. Tabellen 7 bis 9 der Zulassungsrichtlinie-DKS2)

Prüfgröße

1. Dichte

2. MFR

3. Geometrische 

Abmaße und 

Aufbau

4. Erscheinungsbild der 

Kennzeichnung

5. Erscheinungsbild 

des Querschnitts

6. Massenanteil 

an Ruß

Homogenität der 

Rußverteilung

Eigenschaften 

im Zugversuch

9. Durchlauf­

spannungsprüfung

10. Durchschlag­

festigkeit

Prüfverfahren Anforderungen und Toleranzen

s. Tabelle 2 Nr. 2.2

s. Tabelle 2 Nr. 2.1

s. Tabelle 2 Nr. 2.5

visuell

s. Tabelle 2 Nr. 2.6 

Betrachtung des 

Querschnitts bei 6-facher 

Vergrößerung.

s. Tabelle 2 Nr. 2.3

s. Tabelle 2 Nr. 2.4

s. Tabelle 4 Nr. 4.1 

Für den Sensor wird 

das im SKZ Prüfbericht 

Nr. 115860/15 beschrie­

bene Verfahren 

verwendet.

s. Tabelle 5. Nr. 5.4

s. Tabelle 5 Nr. 5.6

Dichte Granulat 1^ (1,156 ± 0,12) g/cm3 

Dichte Granulat 2^1 (0,958 ±0,003) g/cm 3 

Dichte Sensorl (1,047 ±0,11) g/cm 3 

Dichte Kabelmantel: (0,958 ± 0,005) g/cm 3

MFR Granulat 1 (190/21,6): (0,67 ± 0,15) g/10 min 

MFR Granulat 2 (190/5): (2,0 ± 0,4) g/10 min 

MFR Sensor (190/5): (0,9 ± 0,2) g/10 min 

MFR Kabelmantel (190/5): (2,0 ± 0,4) g/10 min

.Sensor:

Durchmesser Sensor: 

Durchmesser AossparonS: 

Länge:

Kabel:

Durchmesser: 

Wanddicke: 

Vorhandene Drähte:

(8,4 ± 0,5) mm 

(3,9 + 0,3) mm 

(150 ±10) mm

(3,6 ± 0,2) mm 

> 0,9 mm

2 Kuper- und 3 Edelstahldrähte

Angaben gemäß Anlagenordner zum 6. Nachtrag (A.1) 

Kapitel 2.

Abschnitt 2,5 der Richtlinie

Festlegungen gemäß Zulassungsschein Nr. 4.

Frei von Poren, Lunkern und Fremdeinschlüssen.

Rußgehait Granolati: 

Rußgehalt Graniilat2: 

Rußgehalt Sensori 

Rußgehalt Mantel 1

(39,7 ± 2) Gew.-% 

(2,5 ± 0,5) Gew.-% 

(20,8± 2) Gew.-% 

(2,5 ± 0,5) Gew,-% -

Am Kabelmantel: Keine Agglomerate, Schlieren, Streifen 

etc. Die Einstufung der aufgelisteten Bestandteile muss 

< 4,0 sein.

Sensor:

F max:

€maxi

Kabelmantel:

CTmax:

Emax:

(679 ± 68) N 

>6%

> 23 MPa

> 600 %

Sparktest während der Produktion: Kein Loch im 

Kabelmantel.

>5 kV

2 Siehe die Richtlinie für die Zulassung von Dichtungskontrollsystemen für Konvektionssperren in DeponieoberfiächenabdickfijpgBmis
und die dort angegebenen Anforderungstabellen. /A 3

3 Pre-Elec PE1296 der Firma PREMIX.

4 Borstar HE6062 der Firma Borealis.
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Technische Dokumentation

Die Anforderungen werden im Kapitel 2 der Zulassungsrichtlinie-DKS beschrieben.

Der als Anlagenordner zum 6. Nachtrag A.1 dieser Zulassung beigefügte Ordner der 

Firma Sensor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbH enthält die Dokumentation für das 

Oichtungskontrollsystem in 9 Teilen.

Im Teil 1 Abschnitt 1.1 (Systembeschreibung) wird zunächst eine Beschreibung des Dich- 

tungskontrollsystems, seiner Komponenten und technischen Eigenschaften gegeben. 

Abschnitt 1.2 enthält die Arbeitsanweisung für die Installation.

Die Datenblätter, Musteretiketten sowie Muster der Werkstofferklärung befinden sich 

im Teil 2. Muster der Prüfzeugnisse des Fierstellers der Kabel und Sensoren befinden 

sich im Teil 6. Angaben zur Fierstellung der Schweißung zwischen Sensor und Kabel be­

finden sich im Teil 1 Abschnitt 1.2 und Teil 3 Abschnitt 3.4. Hier müssen auch die Erfah­

rungen und Flinweise herangezogen werden, die im Gutachten zur Funktions- und Leis­

tungsfähigkeit des Dichtungskontrollsystems (s. Abschnitt 4.3 und Teil 7 des Anlagen­

ordners) beschrieben werden.

Die Funktionsfähigkeit des Dichtungskontrollsystems wird nach Unterabschnitt 9 des 

Abschnitts 1.1 des Anlagenordners überprüft.

Voraussetzung jeder Messung ist der Messplan, der folgende Teilpläne umfasst:

1. den genauen Bestandsplari der Sensoren auf der zu überwachenden Fläche,

2. das Verzeichnis der Steckerbelegung in der Kontrollbox und

3. das Verzeichnis der Zuordnung der einzelnen Sensoren zu den Steckerbuchsen.

In den Teilen 8 und 9 werden diese Unterlagen beispielhaft dargestellt. Der Betreiber 

muss selbst über diesen Messplan verfügen und ihn sorgfältig verwahren.

Die Schaltpläne und Gebrauchsanweisungen, der von Sensor Dichtungs-Kontroll- 

Systeme GmbFI bei den eigenen Messungen verwendeten Geräte, sind in Teil 3 des An­

lagenordners dokumentiert.

Die Punkte einer Checkliste für die Durchführung einer Messung sind im Anlagenordner 

A. 1-3.1 zusammengestellt. Nach einem vorgegebenen Raster wird die Spannung zwi­

schen benachbarten Sensoren gemessen, einmal ohne äußere Spannung zwischen 

Quell- und Erdelektrode, zum anderen während eines vom Transmitter erzeugten 

Spannungsimpulses. Signalform und -höhe des vom Transmitter erzeugten Span­

nungsimpulses sind im Anlagenordner A.1-3.3 beschrieben. Die sich bei einer solchen 

Messung ergebenden Rohdaten sind in Teil 9 (Anlagenordner A.1-9) beispielhaft do­

kumentiert. Für die Durchführung dieser Messungen wird von der Sensor Dichtungs- 

Kontroll-Systeme GmbFI eine Software eingesetzt, deren Gebrauch und Funktion im 

Teil 4 des Anlagenordners schematisch beschrieben werden.

Die Wartung des installierten Dichtungskontrollsystems erfolgt im Zusammenhang 

mit den einzelnen Messungen durch die Firma Sensor DKS GmbFI. Flinweise werden im 

Unterabschnitt 11 des Teils 1 Abschnitt 1 der Dokumentation gegeben (s. Anlagenordner

A.1-1.1).
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Die Dokumentation wird ergänzt durch die Stellungnahme zum Blitzschutz (s. Anla­

genordner A.1-5), Unterlagen zum Qualitätsmanagement des Sensoren- und Kabelher­

stellers (s. Anlagenordner A.1-7) und das Gutachten zu Funktion und Leistungsfähig­

keit des Systems (s. Anlagenordner A.1-7).

5.8 Nutzungsphase

Hinweise für die Nutzungsphase des Dichtungskontrollsystems werden im Abschnitt 6 

der Zulassungsrichtlinie-DKS und der Zulassungsrichtlinie-DKS gegeben.

Auch bei der hier begutachteten Variante, bei der die Firma Sensor Dichtungs-Kontroll- 

Systeme GmbH die Messungen und die Wartungsarbeiten als Serviceleistung für den 

Betreiber durchführt, sollten unbedingt die in diesem Abschnitt der Zulassungsrichtli­

nie-DKS gegebenen Hinweise zur Häufigkeit, zum Ablauf, zur Datenauswertung und 

-Sicherung beachtet werden.

6. Nebenbestimmungen

6.1 Auflagen

1. Der Zulassungsgegenstand muss aus den in Abschnitt 3 genannten Komponenten 

mit den hier eindeutig zugewiesenen Werkstoffen hergestellt werden. Diese Kom­

ponenten müssen in der in Abschnitt 3 und im Anlagenordner A.1 genannten Pro­

duktionsstätte hergestellt worden sein. Die entsprechenden Nachweise für das 

Qualitätsmanagement in der Produktion sind zu erbringen. Die Fremdüberwachung 

muss jede Produktion der Kabel überwachen. Entsprechend dieser Zulassung dür­

fen nur Sensoren aus der Produktion vom 2. April 2015 eingesetzt werden. Sind die 

Sensoren vorzeitig verbraucht, muss die Firma Sensor DKS GmbH die Zulassungs­

stelle davon rechtzeitig in Kenntnis setzen. Nach Ablauf der Befristung oder wenn 

die Sensoren verbraucht sind, müssen die Untersuchungen an den dann zu produ­

zierenden Sensoren für eine erneute Zulassung wiederholt werden.

Darüber hinaus ist es unentbehrlich, für den Zulassungsgegenstand eine techni­

sche Dokumentation gemäß Abschnitt 5.8 dieser befristeten Zulassung durchzu­

führen. Die Aushändigung der vollständigen Unterlagen (Anlagenordner zum 6. 

Nachtrag A.1) an den Betreiber u. a. mit den nötigen Arbeitsanweisungen für die 

Installation der Sensoren, den Werkstofferklärungen für Kabel und Sensoren, der 

Beschreibung des Fügeverfahrens für diese Bestandteile und der Vorgabe für die 

Verfahrensweise bei der Überprüfung der Funktionsfähigkeit ist unerlässlich. Dar­

über hinaus muss ein entsprechender Messplan, der den Bestandsplan der Senso­

ren, ein Verzeichnis der Steckerbelegung in der Kontrollbox und ein Verzeichnis der 

Zuordnung der einzelnen Sensoren zu den Steckerbuchsen enthält, an den Betrei­

ber übergeben werden.

2. Die Zulassung ist an den in Nr. 2 genannten Hersteller des DKS und den in Nr. 3 ge­

nannten Produzenten der Komponenten (Kabel und Sensor) gebunden. Sie ist nicht 

übertragbar.

3. Der Hersteller muss den Bauherren über die Anforderungen der Zulassung infor­

mieren und den vollständigen Zulassungsschein inklusive dem gesamten, als An­

lagenordner A.1 gekennzeichneten, Ordner der Firma Dichtungs-Kontroll-Systeme 

GmbH mit der Dokumentation für das Dichtungskontrollsystem in Kopie aushändi­

gen. Auf der Baustelle muss der vollständige Zulassungsschein in Kopie:
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Das Dichtungskontrollsystem muss von dem in Abschnitt 2 genannten Hersteller 

oder durch einen durch den Hersteller anerkannten Fachbetrieb eingebaut werden. 

Die Anforderungen an den Fachbetrieb und die zugehörige Dokumentation ist in 

Abschnitt 5.3 der Zulassungsrichtlinie-DKS festgelegt. Beim Einbau müssen die im 

Abschnitt 5 der Zulassungsrichtlinie-DKS und diesem Zulassungsschein beschrie­

benen Anforderungen eingehalten werden.

Beim Einbau muss eine Eigen- und Fremdprüfung durchgeführt werden. Dabei 

müssen insbesondere die Einhaltung der Anforderungen der Zulassungsrichtlinie- 

DKS sowie der Anforderungen dieses Zulassungsscheins überprüft werden. Die mit 

der Fremdprüfung beauftragte Stelle muss den Anforderungen der Richtlinie für 

Anforderungen an die Qualifikation und die Aufgaben einer fremdprüfenden Stelle 

beim Einbau von Kunststoffkomponenten und -bauteilen in Deponieabdichtungs­

systemen (BAM, Berlin) genügen.

4. Änderung des Werkstoffs, der Abmessungen, der technischen Eigenschaften, des 

Fertigungsverfahrens, der Qualitätssicherung oder der Produktionsstätte der Kom­

ponenten muss der Hersteller des DKS der Bundesanstalt für Materialforschung 

und -prüfung (BAM) melden. Diese entscheidet über ein gegebenenfalls erforderli­

ches neues Zulassungsverfahren.

5. Der Zulassungsschein darf nur im Ganzen mit den dazugehörigen Anlagen verviel­

fältigt werden. Eine auszugsweise Veröffentlichung bedarf der Genehmigung der 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM). Der Text und die Zeich­

nungen in Werbeschriften dürfen dem Zulassungsschein nicht widersprechen. Dies 

gilt sinngemäß auch für Berichte und Zeugnisse oder andere Schriftstücke aus der 

Eigen-, Fremdüberwachung und Fremdprüfung.

6. Schadensfälle im Zusammenhang mit dem Zulassungsgegenstand, die dem Zu­

lassungsnehmer bekannt werden, muss er der BAM melden.

6.2 Widerruf

1. Die Zulassung wird unter Widerrufsvorbehalt erteilt. Ein Widerrufsgrund liegt ins­

besondere vor, wenn der Hersteller die Auflagen nicht erfüllt, also z. B. von dem in 

den Prüfungsunterlagen und in den Anhängen des Zulassungsscheins beschriebe­

nen Verfahren oder von den für die Prüfungsmuster verwendeten Materialien ab­

weicht. In diesem Fall wird kein zugelassenes System mehr hergestellt. Die Zulas­

sungsbehörde ist berechtigt, beim Herstellersitz, in Zwischenlagern oder auf der 

Baustelle auch unangemeldet zu prüfen, ob die Anforderungen und Nebenbestim­

mungen dieses Zulassungsscheins eingehalten worden sind. Das Grundrecht aus 

Art. 13 GG, die Unverletzlichkeit der Wohnung, bleibt gewahrt.

2. Ein Widerrufsgrund liegt auch vor, wenn sich der Werkstoff, das Herstellungsver­

fahren der Komponenten des Zulassungsgegenstands oder das vom Hersteller 

eingesetzte Einbauverfahren nicht bewährt haben und dies anhand von neuen 

technischen Erkenntnissen belegt werden kann oder wenn nach dem Stand der 

Technik eine Weiterentwicklung und Verbesserung erforderlich ist.

3. Im Falle des Widerrufs ist der Hersteller verpflichtet, der Zulassungsbehörde um­

gehend den Zulassungsschein auszuhändigen.
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7. Hinweise

1. Dieser Zulassungsschein gilt als Nachweis der Zulassung im Sinne der DepV. Es 

wird die Eignung des Zulassungsgegenstands, der nach den Anforderungen und 

Nebenbestimmungen dieses Zulassungsscheins hergestellt und eingebaut wird, 

bescheinigt. Die für die Durchführung von Baumaßnahmen erforderlichen Geneh­

migungen werden durch die Zulassung nicht ersetzt.

2. Die für die Überwachung zuständige Behörde muss beim Einbau des Zulassungs­

gegenstands die Einhaltung der entsprechenden Anforderungen des Zulassungs­

scheins in Zusammenarbeit mit der fremdprüfenden Stelle kontrollieren. Die 

fremdprüfende Stelle und der Leistungsumfang der Fremdprüfung sind mit der 

zuständigen Behörde abzustimmen.

3. Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

4. Schadensfälle an Deponieabdichtungen, die im Zusammenhang mit dem Zulas­

sungsgegenstand stehen, sollte die für die Überwachung zuständige Behörde der 

BAM melden.

5. Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei.

6. Dieser Zulassungsschein wird im Amts- und Mitteilungsblatt auf der Internetseite 

der BAM (www.bam.de) veröffentlicht.

8. Befristung

Die Zulassung ist bis zum 1. April 2020 befristet. Sie kann auf Antrag des Zulassungs­

nehmers verlängert werden.

Berlin, den 14.06.2019

BUNDESANSTALT FÜR MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

im Auftrag

Dr. rer. nat. Franz-Georg Simon 

Direktor und Professor

im Auftrag

Andreas Wöhlecke 

Technischer Regierungsamtsrat

Fachbereich 43, Schadstofftransfer und Umwelttechnologien

BAM-Az.: IV.32/1412/09 und 43/1516/16; 4. Ausfertigung (Urschrift).

Dieser Zulassungsschein umfasst 13 einseitig bedruckte Blätter, einschließlich des 

Anhangs und einer Rechtsmittelbelehrung. Neben diesem Schein ist ein Anlagenord­

ner Bestandteil der Zulassung.

Zulassungsscheine mit Seiten ohne Dienstsiegel oder ohne Unterschrift sind ungültig.
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Anhang

Zusammenstellung der Unterlagen der Sensor Dichtungs-Kontroll-Svsteme GmbH

Ein Ordner mit den Unterlagen der Firma Sensor Dichtungs-Kontroll-Systeme GmbH mit fol­

gendem Inhaltsverzeichnis ist als Anlage Bestandteil dieser befristeten Zulassung. Ein voll­

ständiges Exemplar ist bei der BAM hinterlegt.

Inhaltsverzeichnis

1. Systembeschreibung, Arbeitsanweisung für die Installation

1.1 Systembeschreibung

1.2 Arbeitsanweisung für die Installation der Sensoren

2. Datenblätter, Werkstofferklärungen

2.1 Sensoren: Datenblätter, Werkstofferklärung

2.2 Kabel: Datenblätter, Werkstofferklärung

2.3 Spannungsgeber und Fernelektrode

2.4 Kontrollbox

3. Schaltpläne, Gebrauchsanweisungen

3.1 Checkliste für die Durchführung einer Messung

3.2 Schaltplan System

3.3 Schaltplan und Manual SENSOR DKS' LMS

3.4 Beschreibung des Schweißgeräts SENSOR DKS0 W

4. Software

4.1 Vorgehensweise bei Messungen

4.2 Tastenkombinationen

4.3 Beschreibung der Bearbeitung von Excel-Dateien

4.4 Beschreibung der Leckageortung mit der Surfer-Software

5. Stellungnahme zur Blitzschutzbedürftigkeit

6. Hersteller

6.1 Sensor DKS GmbH

6.2 HEIRU CZs.r.o.

7. Gutachten zur Funktion und Leistungsfähigkeit

7.1 SKZ Süddeutsches Kunststoffzentrum

7.2 Siebert + Knipschild

8. Beispiel zur Erstellung eines Messplans

9. Beispiel von Rohdaten
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7. Nachtrag zum

1NMLKJIHGFEDCBA.

1.1

1.2

2.

2.1

Zulassungsschein

08/BAM IV.3/12/10

für Bewehrungsgitter aus Kunststoff 

für Deponieoberflächenabdichtungen

Rechtsgrundlagen

Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV); Artikel 1 

der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts vom 27. April 2009 (BGBl I Nr. 

22 vom 29. April 2009 5. 900), zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 27. Sep­

tember 2017 (BGBl. I S. 3465) geändert.

Richtlinie für die Zulassung von Bewehrungsgittern aus Kunststoff (Geogitter) für 

Deponieoberflächenabdichtungen (Zulassungsrichtlinie-Bewehrungsgitter), 4. Auf­

lage, November 2018

Antragsteller

Antragsteller

Der Antragsteller und Zulassungsnehmer ist der Hersteller der Bewehrungsgitter 

aus Kunststoff.

Hersteller: HUESKER Synthetic GmbH

Fabrikstraße 13 -15 

48712 Gescher

Produktionsstätte: HUESKER Synthetic GmbH

Fabrikstraße 13 -15 

48712 Gescher

Sicherheit in Technik und Chemie
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3. Beschreibung des Zulassungsgegenstands

Gegenstand der Zulassung sind die Bewehrungsgitter

. (1) Fortrac'150 T

(2) Fortrac'200 T

(3) Fortrac* R 400/80-30 T

(4) Fortrac* R 600/50-30 T

(5) Fortrac'R1000/200-30 T

(6) Fortrac'R1300/260-30 T

aus der Produktfamilie Fortrac0 T.

Die Längs- und Querelemente des Bewehrungsgitters bestehen aus einem odermehreren 

Garnsträngen, die aus einem oder mehreren Garnen aufgebaut sind. Die Garne bestehen 

aus Polyesterfasern, die aus einem Material Polyethylenterephthalat (PET) hergestellt

wurden. Die Garne in den Garnsträngen und die Stränge untereinander sowie die Längs­

und Querelemente an den Verbindungsstellen werden durch ein Raschelgarn miteinander 

verbunden und fixiert. Das Bewehrungsgitter wird mit einem schwarzen Kunststoff be­

schichtet. Abbildung 1 zeigt die geometrische Anordnung und die Verbindungsstellen der 

Gitterelemente. Die Bewehrungsgitter werden entlang der Produktionsrichtung aufgerollt.

3.1 Werkstoff und Fasern der Garne der Bewehrungsgitter

Folgende Unterlagen sind bei der BAM vertraulich hinterlegt: Die Angaben zum Polyethyl- 

enterephthalat-Formmassentyp und zum Fiersteller der Formmasse, die Angaben zu den 

Eigenschaften der Formmasse (Molekulargewichtsverteilung, Gehalt an Carboxylendgrup- 

pen, Konzentration Diethylenglykol in der Polymerkette, Temperatur des Glasübergangs, 

Kristallinität), die Angaben zu den Additiven, die Angaben zur Polyesterfaser (Hersteller, 

Typ, Titer, Höchstzugkraft, Dehnung bei der Höchstzugkraft), die Angaben zum Material 

und Hersteller der Beschichtung.

3.2 Elemente und Verbindungsstellen

Tabelle 1 zeigt die Konstruktionsdaten der zugelassenen Bewehrungsgitter.

Bei den Bewehrungsgittern (1) und (2) bestehen die Längselemente aus 2 Garnsträngen. 

Die Querelemente bestehen ebenfalls aus 2 separaten Garnsträngen.

Das Bewehrungsgitter (3) setzt sich in den Längselementen aus 2 Garnsträngen mit je 2 

Garnen zusammen. Die Querelemente bestehen aus 4 Garnen.

Das Bewehrungsgitter (4) setzt sich in den Längselementen aus 3 Garnsträngen mit je 2 

Garnen zusammen. Die Querelemente bestehen aus 2 Garnen.

Das Bewehrungsgitter (5) setzt sich in den Längselementen aus 12 dicken Garnsträngen 

mit jeweils mehreren Garnen zusammen. Die Querelemente bestehen aus 4 Garnsträngen. 

Das Bewehrungsgitter (6) setzt sich in den Längselementen aus 12 dicken Garnsträngen 

mit jeweils mehreren Garnen zusammen. Die Querelemente bestehen aus 6 Garnsträngen.

Bei allen aufgeführten Bewehrungsgittern werden an den Kreuzungspunkten die Längs­

und Querelemente mit einem Raschelgarn verbunden und fixiert.
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Abb-1. Anordnung von Längs- und Querelementen und der Verbindungsstellen. Oben links: (1 und 2). 

Oben rechts: (3). Mitte: (4). Onten links: (5). Unten rechts:
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Tabelle 1a. Konstruktionsdaten der zugelassenen Bewehrungsgitter.

Eigenschaft (D (2) (3) (4)

Masse je Flächeneinheit* = 440 g/m 2 = 530 g/m 2 = 1250 g/m2 = 1700 g/m 2

Dicke der Längselemente ca. 1,9 mm ca. 2,1 mm ca. 3,6 mm ca. 3,7 mm

Dicke der Querelemente ca. 0,6 mm ca. 0,6 mm ca. 2,0 mm ca. 2,5 mm

Breite der Längselemente ca. 6,5 mm ca. 7,5 mm ca.18,0 mm ca.21,5 mm

Breite der Querelemente ca. 7,0 mm ca. 7,0 mm ca. 11,5 mm ca. 7,5 mm

Abmessung der Öffnung ca. 25x25 mm2 ca. 25x25 mm2 ca. 30x30 mm2 ca. 30x30 mm2

Rollenbreite . 5 m 5m 5 m 5 m

Rollenlänge 200 m 200 m 100 m 100 m

Farbe schwarz schwarz schwarz schwarz

*) DIN EN I50 9864, Mittelwerte über die Rollenbreite. Toleranz: s. Anlage 8. 

Tabelle 1b. Konstruktionsdaten der zugelassenen Bewehrungsgitter.

Eigenschaft (5) (6)

Masseje Flächeneinheit* = 2950 g/m 2 = 3700 g/m 2

Dicke der Längselemente ca. 4,7 mm ca. 6,0 mm

Dicke der Querelemente ca. 3,0 mm ca. 3,5 mm

Breite der Längselemente ca. 97 mm ca. 100 mm

Breite der Querelemente ca. 13 mm ca. 17 mm

Abmessung der Öffnung ca. 30x30 mm2 ca. 20x30 mm2

Rollenbreite 5 m 5 m

Rollenlänge 75 m 75 m

Farbe schwarz schwarz

3.3

*) DIN EN ISO 9864, Mittelwerte über die Rollenbreite. Toleranz: s. Anlage 8. 

Mechanische Eigenschaften der Bewehrungsgitter

Die mechanischen Eigenschaften werden im Zugversuch nach DIN EN IS010319 bestimmt. 

In der Tabelle 2 sind die wichtigsten Eigenschaften in Längsrichtung (MD) und in Querrich­

tung (CMD) angegeben.

Die Bewehrungsgitter aus der Familie Fortrac* T werden nach den Zugfestigkeiten in 

Längs- und Querrichtung (Nennfestigkeit), nach der Verbindungstechnik (Rfür geraschel- 

tes Bewehrungsgitter), der Öffnungsweite und der Beschichtungsart (hier T) bezeichnet.

Tabelle 2a. Mechanische Eigenschaften der zugelassenen Bewehrungsgitter. Mittelwert 

über die Rollenbreite minus Standardabweichung (s. Anlage 1).

Eigenschaft (D (2) (3) (4)

Zugfestigkeit > 150 l<N/m > 200 l<N/m > 400 l<N/m > 600 l<N/m

(MD/CMD) > 20 l<N/m > 20 l<N/m > 80 l<N/m > 50 l<N/m

Dehnung bei der Zugfes- <10% <10% <10% £10%

tigkeit (MD/CMD) <10% <10% <10% <10%

Zugkraft bei 2 % Dehnung 

(MD)
> 30 l<N/m > 40 l<N/m > 80 l<N/m >120 kN/m
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Tabelle 2b. Mechanische Eigenschaften der zugelassenen Bewehrungsgitter. Mittelwert 

über die Rollenbreite minus Standardabweichung (s. Anlage 1).

Eigenschaft (5) (6)

Zugfestigkeit

(MD/CMD)

>1000 l<N/m 

> 200 kN/m

>1300 kN/m 

> 2G0 l<N/m

Dehnung bei der Zugfes­

tigkeit (MD/GMD)

<10%

<10%

<10%

<10%

Zugkraft bei 2 % Dehnung 

(MD)
>190 l<N/m > 230 kN/m

3.4 Kennzeichnung und Verpackung

Das nach den Angaben in diesem Zulassungsschein hergestellte Bewehrungsgitter muss in 

Übereinstimmung mit dem an der BAM hinterlegten Muster mit der Produktbezeichnung 

und der Zulassungsnummer gekennzeichnet werden. Die Kennzeichnung muss also z. B. im 

Fall des Bewehrungsgitters (3) mindestens umfassen:

Fortrac8 R 400/80-30 T 08/BAM IV.3/12/10

Die Kennzeichnung wird auf ein Maßband aufgedruckt. Aufbau und Anordnung der Kenn­

zeichnung und des Rollenetiketts sowie die Lage des Maßbandes auf dem Bewehrungsgit­

ter sind in der Anlage 6 beschrieben. Das Bewehrungsgitter wird weiterhin mit einem Eti­

kett gemäß Anlage 5 und 7 gekennzeichnet.

Jede Rolle wird mit einer schwarzen Polyethylen-Stretchfolie verpackt.

3.5 Anwendungsbereich

Wenn ein Bewehrungsgitter dauerhaft zur Sicherung des Deponieabdichtungssystems bei­

trägt, muss ein nach derDeponieverordnungzugelassenes Produkt eingesetzt werden. Die 

beiden dafür wichtigsten Beispiele sind die Sicherung des Oberflächenabdichtungssystems 

gegen hangparalleles Gleiten auf steilen Böschungen oder die Bewehrung eines Stütz­

damms am Fuß eines abgedichteten Deponiekörpers.

Voraussetzung für die zulassungsgemäße Anwendung der Bewehrungsgitter ist, dass in 

der Umgebung des eingebauten Produkts bodenähnliche Temperaturverhältnisse herr­

schen (mittlere Temperatur < 20 °C). Die Bewehrungsgitter können daher in der Regel nur 

außerhalb der eigentlichen Abdichtung eingesetzt werden: Im unteren Bereich einer min­

destens 1 m dicken Bodenschicht wird bei den in Deutschland herrschenden klimatischen 

Verhältnissen eine Dauertemperatur von 15 °C nur sehr selten überschritten. Im Über­

gangsbereich von der Dichtung zur mindestens 1 m dicken Rekultivierungsschicht wird die 

Temperaturanforderung daher in der Regel erfüllt sein, auch wenn in den Abdichtungs­

komponenten selbst Temperaturen bis zu 30 °C Vorkommen können. Weiterhin ist eine zu­

lassungskonforme Anwendung der Bewehrungsgitter nur in Böden mit einem pH-Wert 

(s. DIN ISO 10390) im Bereich von 4 bis 9 möglich.
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3.6 Hinweise zur Bemessung

Der Verwendung des Bewehrungsgitters muss eine Bemessung vorausgehen. Diese erfolgt 

nach den Regeln der MLKJIHGFEDCBAEBOEO Empfehlung für den Entwurf und die Berechnung von Erdkör­

pern mit Bewehrung aus Ceokunststoffen (Verlag Ernst und Sohn, Berlin, 2010) und der 

BDA-Empfehlung E2-7. Dabei müssen die Anforderungen und Bestimmungen der Zulas­

sungsrichtlinie-Bewehrungsgitter und dieses Zulassungsscheins berücksichtigt und insbe­

sondere die in Tabelle 3 angegebenen Werte fürdie Abminderungsfaktoren und die Aus­

führungen im Abschnitt 3.8 über den Verbundbeiwert beachtet werden.

Für den Hauptanwendungszweck des Bewehrungsgitters im Deponiebau werden die Be­

messungsregeln und Bemessungsgleichungen im Abschnitt 8, Deponiebau - Bewehrung 

oberflächenparalleler geschichteter Systeme und im Abschnitt 7, Stützkonstruktionen der 

EBGEO beschrieben.

3.7 Abminderungsfaktoren

Gleichung 8.1 im Abschnitt 8 der EBGEO definiert den Zusammenhang zwischen dem cha­

rakteristische Wert der Langzeit-Zugfestigkeit des Bewehrungsgitters RBMund dem erfor­

derlichen Bemessungswiderstand der Bewehrung Re,d, der aus der „Umstellung der Grenz­

zustandsgleichung" folgt. Es ist:

RB.k = RB,d ' lu ' Im ■

yM ist der lastfallabhängige Teilsicherheitsbeiwert für den Materialwiderstand und gM ein 

ebenfalls lastabhängiger Korrekturfaktor.

Der Zusammenhang zwischen dem charakteristischen Wert der Langzeit-Zugfestigkeit 

des Bewehrungsgitters Rb ,i<XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA und der Zugfestigkeit ist dann durch die Gleichung 3.1 im Ab­

schnitt 3 der EBGEO gegeben (s. dazu auch ISO/TR 20432:2007, Nr. 6):

RBkNMLKJIHGFEDCBA
_ ________ D’K0_______

*t~ArA2.A3-A4-A5 '

Zur Berechnung der Langzeit-Zugfestigkeit aus den charakteristischen Werten der Zugfes­

tigkeit (s. Tabelle 2) werden die Abminderungsfaktoren A1 bis A5 (s. Tabelle 3) verwendet. 

Diese sind keine Beiwerte, die Unsicherheiten in der Einschätzung des Materialwiderstands 

ausdrücken, sondern Größen, mit denen die unvermeidlich sich ergebenden Veränderungen 

des Materialwiderstands erfasst werden. Bei der Bestimmung dieser Größen müssen daher 

die Unsicherheiten in der Einschätzung berücksichtigt werden. Im Folgenden werden die 

zulässigen Werte fürdie Abminderungsfaktoren in Anlehnung an 150/TR 20432:2007 an­

gegeben (s. Tabelle 3). Die Erläuterungen in den folgenden Abschnitten müssen dabei be­

achtet werden.

316



Blatt 7 des 7. Nachtrags zum Zulassungsschein Nr. 08/BAM IV.3/12/10 vom 17.06.2019

Tabelle 3. Abminderungsfaktoren.

Abminderungsfaktor Wert Erläuterung

A (Zeitstandverhalten) 1,54
s. Zulassungsschein Nr. 3.7.2, ISO/TR

20432 Nr. 7, EBGEO Nr. 2.2.4.5

A (mechanische Beschä­

digung beim Einbau)
1,10

s. Zulassungsschein Nr. 3.7.3, ISO/TR

20432 Nr. 8, EBGEO Nr. 2.2.4.6

Ab (Verbindungen und 

Anschlüsse)
entfällt s. Zulassungsschein Nr. 3.7.4

A4 (chemische Beständig­

keit und Alterung)
1,20

s. Zulassungsschein Nr. 3.7.5, ISO/TR

20432 Nr. 9, EBGEO Nr. 2.2.4.8

A5 (nicht ruhende Einwir­

kung)
entfällt s. Zulassungsschein Nr. 3.7.6MLKJIHGFEDCBA

3.7.1 Charakteristische Zugfestigkeit des Bewehrungsgitters

Die charakteristischen Werte der Zugfestigkeit RB,ko der zugelassenen Bewehrungsgitter 

können der Tabelle 2 entnommen werden. Als charakteristischer Wert wird die untere 

Grenze des zulässigen Bereichs für den Mittelwert minus der Standardabweichung über die 

Rollenbreite für die Zugfestigkeit verwendet. Diese Eigenschaft unterliegt der werkseige­

nen Produktionskontrolle und der Fremdüberwachung.

3.7.2 Zeitstandverhalten (Kriechen und duktiles Versagen)

Im Prüfbericht Nr. 1.3/17810/317-98e vom 23.11.1998 des Instituts fürtextile Bau- und Um­

welttechnik GmbH (tBU) werden die Ergebnisse von konventionellen Zeitstanduntersu­

chungen nach DIN EN IS013431 an dem Bewehrungsgitter Fortrac 35/20-20 Tzusammen­

gestellt. Im Prüfbericht Creep and Creep-Rupture Behaviorof HUESKER PETGeosynthetics 

desTRI/Environmental, Inc. (9063 Bee Caves Road, AustinTX78733, USA) (Juni 2004) wird 

über Versuche mit der Stepped Isothermal Method (SIM) an der Produktfamilie Stabilen- 

ka® 200,400, 8001500 berichtet. Die Gewebe aus dieser Produktfamilie werden nach An­

gabe des Herstellers aus den gleichen Polyesterfasern hergestellt wie die Bewehrungsgit­

ter aus der Fortrac5 Produktfamilie. Diese Daten wurden ausgewertet.

Abbildung 2 zeigt den Zusammenhang zwischen Belastungsgrad und Standzeit für die 

Bewehrungsgitter Fortrac® und Comtrac® und die Gewebe Stabilen!«®. Der Belastungsgrad 

im Zeitstand-Zugversuch ist das Verhältnis von Zugkraft je Probenbreite zur Zugfestigkeit 

der Proben: Eingetragen wurden Daten aus Kriechversuchen und SIM-Messungen. Mit der 

SIM können durch Messungen bei hohen Temperaturen die Standzeiten bei Belastungs­

graden auch deutlich unterhalb von 80 % mit Hilfe des Zeit-Temperatur-Verschiebungs- 

gesetzes vorhergesagt werden. Die lineare Regression der Daten ergibt eine Ausgleichsge­

rade und ein Vertrauensband, aus denen man bei 100 Jahren Standzeit einen noch zulässi­

gen Auslastungsgrad von 64,0 % (Ai = 1,56) und einen Wert von 61,4% (A = 1,63) aus dem 

95 % Vertrauensband für die Daten aus den Kriechversuchen, einen noch zulässigen Aus­

lastungsgrad von 66,4 % (Ai = 1,51) und einen Wert von 65,3 % (A = 1,53) aus dem 95 % 

Vertrauensband für die Daten aus den SIM-Versuchen sowie einen noch zulässigen Auslas­

tungsgrad von 65,9 % (A = 1,52) und einen Wert von 64,8 % (A = 1,54) aus dem 95 % Ver­

trauensband für die Daten aus allen Versuchen ablesen kann.
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3.7.3

3.7.4

100XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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Abb. 2. Standzeit bei der Einwirkung verschiedener Zugbelastungen. Kriechversuche nach DIN EN 

ISO 13431: Fortrac0 35/20-20 T (schwarz), Comtrac und Stabilinka Produkte (dunkelgrau), SIM: 

Stabilenka0 Produktfamilie (grau). Die Linien führen das Auge.

Beanspruchung beim Einbau

Vom Antragsteller wurden verschiedene Prüfberichte über die Beschädigungen beim Ein­

bau für unterschiedliche Böden vorgelegt. Die Prüfungen wurden mit dem oder in Anleh­

nung an das von C. R. A. Watts und K. C. Brady entwickelten Verfahren Procedurefor Instal­

lation Damage Test forBBA Assessment durchgeführt. Das Verfahren wird in den jeweiligen 

Prüfzeugnissen beschrieben. Die Ergebnisse wurden in der gutachterlichen Stellungnahme 

MRO 03-06, Abminderungsfaktoren für Beschädigungen beim Einbau für FORTRAC0 

(11.01.2006) von Professor Dr.-Ing. J. Müller-Rochholz zusammengefasst. Der für groben 

Kies (0/35 mm) in diesen Versuchen ermittelte und in Tabelle 3 angegebene Abminde­

rungsfaktor kann als Anhaltspunkt für die Bemessung dienen.

Wenn die Baustellenbedingungen von den relevanten Bedingungen in diesen Prüfungen 

(Schüttmaterial, Methode und Grad der Verdichtung, Auflager etc.) wesentlich abweichen, 

müssen weitere Prüfergebnisse aus bereits durchgeführten Baustellenversuchen herange­

zogen oder es muss ein zusätzlicher Baustellenversuch durchgeführt werden. Im Ab­

schnitt 12 der Zulassungsrichtlinie-Bewehrungsgitter wird der Baustellenversuch beschrie­

ben.

Verbindungen und Anschlüsse

Zugkraft übertragende Verbindungen (Steckstäbe, Nähte, Klebeverbindungen usw.) zwi­

schen Bewehrungsgittern sowie Anschlüsse der Bewehrungsgitter an 

der Verwendung im Rahmen dieser Zulassung (s. Abschnitt 3.5) nicht

1 1--------1------- 1 1 1 1------- 1------- 1------- i i

20°C .

' *•«*• •......

-

AA * '<L

.

• Fortrac 35/20-20 T

—

A Fortrac 35/20-20 T, Klemmbrüche

' • SIM, Stabilenka 200, 400, 800, 1500

• Kriechversuch, Comtrac C110, Stabilenka S400

•-------Ausgleichgerade SIM, Stabilenka

____ l____ i____ i____ i____ i____ i____ i____ i____ l____

100 Jahre
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3.7.5 Langzeitverhalten (Alterung und sprödes Versagen)

Vom Antragsteller wurden Untersuchungen zur hydrolytischen Alterung im destillierten 

Wasser in Anlehnung an DIN EN 12447 durchgeführt. Dabei wurden die Restzugfestigkeit, 

die Konzentration der Carboxyiendgruppen und die intrinsische Viskosität bei verschiede­

nen Lagerungstemperaturen und Lagerungszeiten gemessen, siehe dazu die gutachtliche 

Stellungnahme von Dr.-ing. J. Retzlaff, Geoscope GmbH & Co. KG, Auswertung von 

Hydrolyseuntersuchungen an Fortrac T-Oeogittern aus PET auf der Basis von mechanischen 

und chemischen Kenngrößen vom 26. September 2010. Diese Daten wurden nach einem 

einheitlichen Verfahren im Zusammenhang mit anderen vorliegenden Daten von hochwer­

tigen Polyestermaterialien in Anlehnung an ISO/TR 20432 analysiert und der Abminde­

rungsfaktor zunächst auf A4 = 1,20 für 20 °C festgelegt.

Der Abminderungsfaktor hat folgende Bedeutung. Wird das Bewehrungsgitter im Boden 

gelagert, so verändert sich durch die Hydrolyse seine Zugfestigkeit. Zu einer Restzugfes­

tigkeit, die sich aus der Zugfestigkeit dividiert durch A4 ergibt, lässt sich aus den Alte­

rungsuntersuchungen eine gewisse Lagerungsdauer Vorhersagen. Die Wahrscheinlichkeit, 

dass diese Lagerungsdauer bei A4 = 1,20 und 20 °C größer als 100 Jahre ist, sollte größer als 

97,5% sein.

Da die Festlegung von /\4vom Umfang und der Genauigkeit des vorgelegten Datenmateri­

als der Alterungsuntersuchungen stark abhängt, kann der Wert nach Vorlage weiterer Un­

tersuchungsergebnisse durch den Hersteller von der Zulassungsstelle verkleinert werden. 

Man beachte, dass es hier um die Vorhersage der „wahren" mittleren Funktionsdauerfür 

verschiedene Abminderungsfaktoren bei 20 °C geht. Die Streuung dertatsächlichen Funk­

tionsdauern um den Mittelwert aufgrund von Streuungen in den Produkteigenschaften ist 

nicht Gegenstand der Betrachtung. Man darf annehmen, dass diese die Unsicherheit in der 

Prognose des Mittelwerts (95 % Vertrauensbereich) nicht wesentlich verändert.

3.7.6 Beanspruchung aus vorwiegend nicht ruhenden Einwirkungen

Beim Anwendungsbereich, auf den sich diese Zulassung bezieht (s. Abschnitt 3), wird von 

einer dauerhaft ruhenden Einwirkung ausgegangen. Eine dynamische, nicht ruhende Ein­

wirkung kann allenfalls übereine kurze Zeitspanne in der Bauphase oder in sehr speziellen 

Fällen, z. B. beim Bau von Deponieabdichtungen außerhalb der Erdbebenzone 0, auftreten. 

Die Rückwirkung auf die Beschaffenheit des Bewehrungsgitters durch dynamische Einwir­

kungen beim Einbau wird bereits gemäß Abschnitt 3.7.3 bestimmt. Dabei auftretende 

Kräfte müssen jedoch bei der Bemessung im Hinblick auf die Standsicherheit beim Einbau 

berücksichtigt werden.

3.8 Herausziehwiderstand

Die Annahme, dass bei Kenntnis eines Verbundbeiwerts \ eines Bewehrungsgitters aus 

Kunststoff durch die geeignete Wahl der Verankerungslänge und der Auflast ein beliebig 

großer Herausziehwiderstand erzeugt werden kann und derWiderstand seine Grenze nur in 

der Zugspannung findet, die das Bewehrungsgitter aushält, ist nur in speziellen Fällen 

richtig (s. W. Müller. Zur Bemessung der Verankerung von Bewehrungsgittern aus Kunststoff 

bei Schutz von Böschungen vor hangparallelem Gleiten. Bautechnik 88(2011), S. 347-361). 

Sie gilt nur für ein reines „Reibungsgitter", bei dem allein die Oberflächenreibung zwischen 

Längselement und Bodenteilchen in deren Kontaktfläche den Herausziehyvi^fgJ^ 

stimmt oder für ein vollkommen starres Bewehrungsgitter mit beliebig^fÖ'ßer Fes 11 

der Verbindungsstellen.
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Bei allen Bewehrungsgittern spielt jedoch neben der Oberflächenreibung der Erdwider­

stand, der sich in Front der Querelemente aufbaut, eine mehr oder weniger große Rolle. 

Nur Bewehrungsgitter, bei denen die reine Oberflächenreibung schon in ausreichendem 

Maße einen Flerausziehwiderstand verursacht, könnte man als „Reibungsgitter“ behan­

deln. Bei den Bewehrungsgittern (1) bis (4) und erst recht (5) und (6) ist eine solche Nähe­

rung möglich.

Bei einer Bemessung auf der Basis eines Verbundbeiwerts dürften Verbindungsstellen bis 

an die Grenze ihrer Kurzzeit-Festigkeit belastet werden. Käme es im Laufe der Zeit durch 

eine Abnahme der Festigkeit, z. B. durch Kriechen oder Alterung, zum Reißen der Verbin­

dungsstellen in der scheinbar sicher bemessenen Verankerung, dann könnte u. U. ein „reiß­

verschlussartiger" Mechanismus eintreten, derschließlich zu einem drastischen Abfall des 

Flerausziehwiderstands und bei zu kurz bemessener Verankerung zum Versagen der Ver­

ankerung führen würde. Die Festigkeit der Verbindungsstellen (und der Querelemente) un­

ter der Auflast im Füllboden und deren Langzeitverhalten bilden daher einen für die Beur­

teilung des Flerausziehwiderstands von Bewehrungsgittern heranzuziehenden Materialwi­

derstand. Es ergibt sich dabei fürjedes dieserBewehrungsgitterin Abhängigkeit von des­

sen Materialeigenschaften, der Auflast und dem Füllmaterial in der Verankerung eine noch 

verankerbare Zugkraft und eine dafür mindestens erforderliche Verankerungslänge. Dies 

gilt unabhängig davon, wie groß die zulässige Zugbeanspruchung der Längselemente des 

Bewehrungsgitters ist. Derentsprechende Wert dernoch verankerbaren Zugkraftund der 

Wert der mindestens erforderlichen Verankerungslänge bzw. des mindestens zu erreichen­

den Widerstandes in der Verankerung darf für eine sichere Bemessung nicht über- bzw. un­

terschritten werden.

Das Verhalten eines Bewehrungsgitters aus Kunststoff im Boden wird durch folgende Ei­

genschaften bestimmt: (a) Das Spannungs-Dehnungsverhalten derLängselemente, (b) die 

reine Oberflächenreibung zwischen Längselemente und Boden, (c) die an derVerbindungs- 

stelle übertragene Zugkraft, die aus der Reibung an den Querelementen und dem Erdwi­

derstand in Front der Querelemente resultiert, als Funktion der Verschiebung der Verbin­

dungsstelle und (d) die Belastungsgrenzen (zulässige übertragbare Zugkraft und zulässige 

Verschiebung) der Verbindungsstelle bei der Beanspruchung im Boden. Von Ziegler und 

Timmers wurde im Prinzip ein neues Bemessungskonzept für bewehrte Erde beschrieben, 

das die Aspekte (a) - (c) berücksichtigt (s. MLKJIHGFEDCBANeues Bemessungskonzept für die Bemessung der 

Verankerungslänge von Geogittern. Geotechnik (2003), S. 51-59). In dieses Konzept lässt 

sich der für das Langzeitverhalten wesentliche Aspekt (d) einbauen, in dem die Funktion (c) 

geeignet modifiziert wird. Dieses Bemessungskonzepts ist für verschiedene Bauwerke und 

Anwendungen mit Bewehrungsgitter aus Kunststoff bisher jedoch nicht ausgearbeitet 

worden.

In dieser Zulassung auf der Grundlage der Zulassungsrichtlinie-Bewehrungsgitter soll die­

sem Sachverhalt dadurch Rechnung getragen werden, dass der eben diskutierte Beitrag 

der Querelemente vernachlässigt wird, die zugelassenen Bewehrungsgitter (1) bis (6) also 

als reine Reibungsgitter betrachtet werden. Es darf dann aber für die Bemessung des Fler­

ausziehwiderstands nurdie Oberflächenreibung der Längselemente mit dem Bodenveran- 

schlagt werden.

Im Flerausziehversuch wird für ein bestimmtes Füllmaterial die Bruchspannung, also die 

Spannung, bei der das Bewehrungsgitter von einer haftreibungsartigen Verbindung i^rit 

dem Boden in den Zustand des Gleitens aus dem Boden übergeht, in der Regel.auyJeiYfX 

Maximalwert der Flerausziehkraft für verschiedene Druckspannungerfrßestimmt. iOtar

----------NMLKJIHGFEDCBA.---------
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nimmt dann an, dass sich in der Darstellung Bruchspannung über Druckspannung eine 

Schergerade ergibt. Weiterhin nimmt man an, dass sich diese Schergerade aus derScher- 

geraden des Füllmaterials mit Hilfe eines VerbundbeiwertsAfürdie Reibungsbeiwerte und 

eines VerbundbeiwertsAc für die Adhäsion berechnet werden kann. Weiterhin nimmt man 

an, dass die so aufgefassten Verbundbeiwerte unabhängig vom Füllmaterial sind. Fürdie 

Bemessung soll dabei in der Regel aber nur A verwendet werden. Ein Adhäsionsanteil soll 

nur in begründeten Ausnahmefällen angesetzt werden (EBGEO, Abschnitt 2.2.4.11).

Die gemachten Annahmen sind praktisch jedoch nur selten erfüllt. In der Regel ergeben 

sich keine Schergeraden, und wenn doch, so sind die Verbundbeiwerte abhängig vom Füll­

material. Der VerbundbeiwertA wird daher oft auch so aufgefasst werden, dass er das Ver­

hältnis der aus den Ersatzreibungswinkeln ermittelten Reibungsbeiwerte (für Füllmaterial 

und Verbindung Füllmaterial-Bewehrungsgitter) angibt und zwar im relevanten Auflastbe- 

reich und für das relevante Füllmaterial (EBGEO, Abschnitt 2.2.4.11.2).

Unabhängig von der Betrachtungsweise müssen bei einer Verwendung der Bewehrungsgit­

ter (1) bis (6) nach Maßgabe dieses Zulassungsscheins die experimentell aus charakteristi­

schen Reibungsbeiwerten bestimmten Verbundbeiwerte A und Ac mit dem im folgenden 

angegebenen Faktoren abgemindert werden. Einfach gesagt: von der nach den Regeln der 

EBGEO für eine bestimmte Verankerungslänge und Aufiast ermittelten charakteristischen 

Herausziehkraft darf nur ein Bruchteil angesetzt werden. Die Abminderung muss dann 

durch Erhöhung der Auflast oder Verlängerung der Verankerungslänge kompensiert wer­

den. Durch diese Vorgehensweise soll gewährleistet werden, dass beim Flerauszieh- 

widerstand nur die Oberflächenreibung der Längselemente mit dem Boden veranschlagt 

wird.

ln einer gutachtlichen Stellungnahme von Dr. ing. Retzlaff, Geoscope GmbFI & Co. KG, MLKJIHGFEDCBAEin­

fluss der Ouerstränge von einaxialen Feogittern der Fortrac3 T-Familie auf das Verbundver­

halten im Boden vom 16. Dezember 2010 wurden die Flerausziehwiderstände der Beweh­

rungsgitter Fortrac R 200/30-30 T und Fortrac R 400/80-30 T mit den Herauszieh- 

widerständen von deren Längselementen verglichen.

Die Oberflächenreibung zwischen Längselementen und Boden machten dabei mindestens 

35 % des Flerausziehwiderstandes der Bewehrungsgitter sowohl im Schotter 0/16 mm 

(„üblicher Lieferkörnung für gebrochenes Material") als auch in einem Kies 2/32 mm 

(„Rheinkies mit... vornehmlich runden Bestandteilen") aus. Die vertikalen Spannungen bei 

den Flerausziehversuchen lagen im Bereich zwischen 20 l<N/m 2 und 60 l<N/m2. Dass die 

reine Oberflächenreibung etwa 20 bis. 30 % des gesamten Flerausziehwiderstands aus­

macht, ist auch aus anderen Untersuchungen bekannt.

In Übertragung dieser Versuchsergebnisse wird festgelegt, dass der experimentell be­

stimmte Verbundbeiwert AexP der Bewehrungsgitter (1) bis (4) mit dem Faktor 0,35 korri­

giert werden muss, um die reine Oberflächenreibung zu erfassen.

In einem Ergebnisbericht des Instituts für Geotechnik der technischen Universität Bergaka­

demie Freiberg Ermittlung von Verbundparametern in einer Versuchsserie im Boden- 

Oeokunststoff-Interaktionsprüfgerätvom 22. Juli 2013 wurden die Flerausziehwiderstände 

der Bewehrungsgitter Fortrac R1000/200-30 T und Fortrac 

ausziehwiderständen von deren Längselementen vergliche
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Die Oberflächenreibung zwischen Längselementen und Boden machten dabei vorsichtig 

abgeschätzt 75 % des Herausziehwiderstandes der Bewehrungsgitter im „rolligen Boden­

material" aus (sandiger Kies mit weitgestufter Kornverteilungslinie (0/32), Reibungswinkel 

42 Adhäsion 31 kPa). Die vertikalen Spannungen bei den Herausziehversuchen lagen im 

Bereich zwischen 20 l<N/m2 und 80 l<N/m2. Dass die reine Oberflächenreibung einen relativ 

großen Anteil des gesamten Herausziehwiderstands ausmacht, ergibt sich aus der Gestal­

tung dieser Bewehrungsgitter (siehe Abb.1).

Mit den so korrigierten Verbundbeiwerten:

A = 0,35 x Aexp, Bewehrungsgitter (1), (2), (3) und (4)

A = 0,75 x Aexp, Bewehrungsgitter (5) und (6)

kann dann nach den Regeln der EBGEO und den weiteren dort vorgesehenen Sicherheits­

faktoren bemessen werden. Die Bestimmung des Verbundbeiwerts Aexp kann nach den übli­

chen Verfahren erfolgen. Es werden typischerweise Werte von etwa Aexp= 0,9 ermittelt (s. 

Prüfberichte Nr. 1.1/17810/136.0.1-2007 und Nr. 1.1/17810/135.0.1-2007 vom13.03.2007 des 

Instituts für textile Bau- und Umwelttechnik GmbH (tBU)). Es ist darauf zu achten, dass bei 

der Auswertung der Herausziehversuche wie bei der Bemessung der jeweils in derselben 

Weise definierte Verbundbeiwert verwendet wird. Oft sind die bei der Definition des Ver­

bundbeiwerts unterstellten linearen Zusammenhänge zwischen Herausziehwiderstand, 

Auflast, Verankerungslänge und Boden nicht gegeben. Wird der charakteristische Heraus­

ziehwiderstand einer Verankerung daher aus großmaßstäblichen Versuchen ermittelt, so 

darf dieser Widerstand nur zu 35 % bzw. 75 % für eine Bemessung veranschlagt werden.

Mit der oben angegebenen Abminderung des Verbundbeiwerts wird nicht verhindert, dass 

die Verbindungsstellen im vorderen Bereich der Verankerung bis an deren Festigkeitsgren­

ze belastet werden. Da ein Versagen der Verbindungsstellen die Längselemente voraus­

sichtlich jedoch nicht beschädigen wird und der Herausziehwiderstand allein aus der Ober­

flächenreibung der Längselemente resultiert, hätte ein Reißen der Verbindungsstellen oder 

Querelement keine Rückwirkung auf den veranschlagten Herausziehwiderstand.

3.9 Isochronenkurven

Zur Bemessung gehört eine Betrachtung über die Gebrauchstauglichkeit. Dabei werden die 

langfristig „mit dem Zweck des Bauwerks verträglichen Verformungen und Verschiebun­

gen", mit den Verformungen und Verschiebungen verglichen, die bei bestimmten Auslas­

tungsgraden des Bewehrungsgitters voraussichtlich auftreten (s. EBGEO, Nr. 1.2.3). Für 

diese Betrachtung sind die Isochronenkurven erforderlich. Abbildung 3 zeigt die Isochro­

nenkurven für die Produktfamilie Stabilenka°Gewebe. In die Abbildung eingefügt wurden 

an Fortrac" T Bewehrungsgittern gemessene Werte und aus diesen Messwerten extrapo­

lierte Daten (s. MLKJIHGFEDCBAOutachterliche Stellungnahme MRO 21-06, Isochrone Kraft-Dehnungslinien 

für Fortrac T-Typen (12.12.2006) von Professor Dr.-Ing. J. Müller-Rochholz).
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Abb. 3. Isochronenkurven der Produktfamilie Stabilenka° Gewebe und Messdaten für die Pro­

duktfamilie FortracT0 Bewehrungsgitter.

4. Anforderungen

4.1 Anforderungen an die Bewehrungsgitter

Sofern nicht ausdrücklich in diesem Zulassungsschein Abweichungen genannt werden, 

müssen die Bewehrungsgitter nach den Angaben in Nr. 3 gefertigt werden und in ihren Ei­

genschaften den Prüfmustern entsprechen, die nach den Prüfungsunterlagen an der BAM 

unter dem BAM Az. IV.32/1428/10 den Prüfungen gemäß der Zulassungsrichtlinie- 

Bewehrungsgitter unterzogen worden sind.

4.2 Qualitätssicherung bei der Herstellung

Die Herstellung der zugelassenen Bewehrungsgitter muss gemäß den Anforderungen der 

Zulassungsrichtlinie-Bewehrungsgitter eigen- und zweimal jährlich fremdüberwacht wer­

den (s. Anlage 8). Bei der Fremdüberwachung sind die Prüfungen gemäß Anlage 8 durch­

zuführen. Anlage 1 enthält die Kennwerte, soweit diese nicht bei der Zulassungsstelle und 

derfremdüberwachenden Stelle vertraulich hinterlegt wurden. Die ermittelten Prüfwerte 

müssen im Rahmen der Toleranzen mit den dort angegebenen bzw. vertraulich hinterleg­

ten Kennwerten übereinstimmen.

Die in Abstimmung mit der BAM mit der Fremdüberwachung beauftragte Stelle muss nach 

der Norm DIN EN ISO/IEC 17025 „Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- 

und KaHbrierlaboratorien" für die bei der Fremdüberwachung durchzuführenden Prüfungen 

und mit Bezug auf diese Zulassungsrichtlinie nach der DIN EN ISO/IEC 17020 „Allgemeine 

Kriterien für den Betrieb verschiedener Typen von Stellen, die Inspektionen durchführen" als 

Inspektionsstelle akkreditiert sein. Sie kann erforderliche Prüfungen, für die die beauftrag­

te Stelle nicht akkreditiert ist, durch ein hierfür akkreditiertes Labor im Unterauftrag durch­

führen lassen.
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4.3 Einbau des Bewehrungsgitters und Verlegefachbetriebe

Soweit das zugelassene Bewehrungsgitter durch die in Nr. 2.1 genannte Herstellerfirma 

nicht selbst verlegt wird, muss es entweder durch einen Verlegefachbetrieb oder speziell 

geschulte und eingewiesene Arbeitskräfte eingebaut werden.

Verlegefachbetriebe müssen immer dann tätig werden, wenn ohnehin im Abdichtungssys­

tem andere Geokunststoffe (Kunststoffdichtungsbahnen und Kunststoff-Dränelemente) 

durch Verlegefachbetriebe eingebaut werden müssen. Der Verlegefachbetrieb muss nach­

gewiesenermaßen mit erfahrenem und qualifiziertem Personal sowie den erforderlichen 

Geräten ausreichend ausgestattet sein. Die Anforderungen werden in der MLKJIHGFEDCBARichtlinie fürdie 

Anforderungen an Fachbetriebe für den Einbau von Kunststoff dichtungsbahnen, weiteren 

Oeokunststoffen und Kunststoffbauteilen in Deponieabdichtungssystemen (3. Auflage, Juni 

2017, BAM, Berlin) beschrieben. DerNachweis dererforderlichen Qualifikation, Ausstattung 

und Erfahrung kann z. B. durch die Anerkennung als Fachbetrieb durch eine Güteüberwa­

chungsgemeinschaft eines Fachverbandes geführt werden, der auf der Grundlage dieser 

Richtlinie arbeitet.

Wird weder der Hersteller noch ein Verlegefachbetrieb tätig, so müssen die den Einbau 

durchführenden Arbeitskräfte vorab durch eine qualifizierte Fachkraft geschult werden. 

Dazu gehört die Einweisung in den Umgang mit dem Verlegeplan, in die Art und Handha­

bung der Transportmittel, in die Verlegetechnik, in die Einbindung in den Verankerungsgra­

ben, in die Anforderungen des Qualitätssicherungsplans sowie in die Probenahme für 

Maßnahmen der Eigenprüfung und schließlich in die Handhabung der Geräte und das Ver­

fahren fürdie Überbauung der verlegten Bewehrungsgitter. Inhalt, Teilnehmer, Zeitpunkt 

und DauerderSchulung müssen dokumentiert und von Fremdprüfern kontrolliert werden.

Beim Einbau des Bewehrungsgitters müssen die in der Zulassungsrichtlinie- 

Bewehrungsgitter der BAM beschriebenen Anforderungen eingehalten werden. Insbeson­

dere müssen die Bewehrungsgitter nach den Anweisungen des Herstellers transportiert, 

gelagert und verlegt werden (s. Anlage 9). Das eingebaute Bewehrungsgitter muss mög­

lichst verlegetäglich, spätestens jedoch innerhalb einer Woche überbaut werden.

4.4 Qualitätssicherung beim Einbau

Beim Einbau des Bewehrungsgitters muss eine Eigen- und Fremdprüfung durchgeführt 

werden. Dabei muss insbesondere die Einhaltung der Anforderungen der Zulassungsrichtli- 

nie-BewehrungsgitterderBAM sowie der Anforderungen dieses Zulassungsscheins über­

prüftwerden. In derZulassungsrichtlinie-Bewehrungsgitterwerden die Maßnahmen der 

Qualitätssicherung sowie Art und Umfang der Kontrollprüfungen im Rahmen der Fremd­

prüfung beschrieben. Die mit der Fremdprüfung beauftragte Stelle muss den Anforderun­

gen der Richtlinie für Anforderungen an die Qualifikation und die Aufgaben einer fremdprü­

fenden Stelle für Kunststoffkomponenten im Deponiebau (9. Auflage, November 2016, BAM, 

Berlin) genügen.
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5. Nebenbestimmungen

5.1 Auflagen

1. Der Zulassungsgegenstand muss in der oben genannten Produktionsstätte (s. Anlage 2) 

nach dem in der Anlage 3 beschriebenen Herstellungsverfahren aus den oben genannten 

Werkstoffen (s. Anlage 4) hergestellt werden. DerZulassungsgegenstand muss nach den 

Angaben unter Nr. 3.4 gekennzeichnet werden. Die Produktion muss nach den Vorgaben 

der Anlage 1 und 8 eigen- und fremdüberwacht werden. Der Nachweis der Fremdüberwa­

chung muss zweimal jährlich durch die Vorlage bei der BAM einer Ausfertigung des Über­

wachungsberichts erbracht werden.

2. Die Zulassung ist an den in Nr. 2 genannten Hersteller und die Produktionsstätte gebun­

den. Sie ist nicht übertragbar.

3. Der Hersteller muss den Abnehmer (z. B. Verlegefachbetrieb, Baufirma etc.) über die An­

forderungen derZulassung informieren und den vollständigen Zulassungsschein in Kopie 

und eine Transport- und Verlegeanleitung aushändigen. Auf der Baustelle muss der voll­

ständige Zulassungsschein in Kopie vorliegen.

4. Eine Änderung des Werkstoffs, der Additive, der Abmessungen, der Oberflächenbe­

schaffenheit, des Fertigungsverfahrens, der Qualitätssicherung oder der Produktionsstätte 

muss der Herstellerder BAM melden. Diese entscheidet überein gegebenenfalls erforderli­

ches neues Zulassungsverfahren.

5. Der Zulassungsschein darf nur im Ganzen mit den dazugehörigen Anlagen vervielfältigt 

werden. Eine auszugsweise Veröffentlichung bedarf der Genehmigung der BAM. DerText 

und die Zeichnungen in Werbeschriften dürfen dem Zulassungsschein nicht widersprechen. 

Das gilt sinngemäß auch für Berichte und Zeugnisse oder andere Schriftstücke aus der Ei­

gen- und Fremdüberwachung.

6. Schadensfälle im Zusammenhang mit dem Zulassungsgegenstand, die dem Zulas­

sungsnehmer bekannt werden, muss er der BAM melden.

1. Die Zulassung wird unter Widerrufsvorbehalt erteilt. Ein Widerrufsgrund liegt insbeson­

dere vor, wenn der Hersteller die Auflagen nicht erfüllt, also z. B. von dem in den Prüfungs­

unterlagen und in den Anhängen des Zulassungsscheins beschriebenen Verfahren oder von 

den für die Prüfungsmuster verwendeten Materialien abweicht. In diesem Fall wird kein 

zugelassener Gegenstand mehr gefertigt. Die Zulassungsbehörde ist berechtigt, im Her­

stellerwerk, in Zwischenlagern oderauf der Baustelle auch unangemeldet zu prüfen, ob die 

Anforderungen und Nebenbestimmungen dieses Zulassungsscheins eingehalten worden 

sind. Das Grundrecht aus Art. 13 GG, die Unverletzlichkeit der Wohnung, bleibt gewahrt.

2. Ein Widerrufsgrund liegt auch vor, wenn sich der Werkstoff und das Herstellungs­

verfahren des Zulassungsgegenstands nicht bewährt haben und dies anhand von neuen 

technischen Erkenntnissen belegt werden kann oder wenn nachdem Stand der Technik ei­

ne Weiterentwicklung und Verbesserung erforderlich ist.

3. Im Falle des Widerrufs ist der Hersteller verpflichtet, derZulassi 1 ' ' '

5.2 Widerruf

den Zulassungsschein auszuhändigen.
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Blatt 16 des 7. Nachtrags zum Zulassungsschein Nr. 08/BAM IV.3/12/10 vom 17.06.2019

6. Hinweise

1. Dieser Zulassungsschein gilt als Nachweis der Zulassung im Sinne derDepV. Es wird die 

Eignung des Zulassungsgegenstands, der nach den Anforderungen und Nebenbestimmun­

gen dieses Zulassungsscheins hergestellt wird, bescheinigt. Die für die Durchführung von 

Abdichtungsmaßnahmen erforderlichen Genehmigungen werden durch die Zulassung nicht 

ersetzt.

2. Die für die Überwachung zuständige Behörde muss beim Einbau des Zulassungsgegen­

stands die Einhaltung der entsprechenden Anforderungen des Zulassungsscheins in Zu­

sammenarbeit mit der fremdprüfenden Stelle kontrollieren.

3. Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

4. Schadensfälle an Deponiedichtungen, die im Zusammenhang mit dem Zulassungsge­

genstand stehen, sollte die für die Überwachung zuständige Behörde der BAM melden.

5. Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei.

6. Dieser Zulassungsschein wird im Amts- und Mitteilungsblatt auf der Internetseite der 

BAM (www.bam.de) veröffentlicht.

Fachbereich 4.3, Schadstofftransfer und Umwelttechnologien

BAM-Az.: IV.32/1428/10, DLV19025709, 4. Ausfertigung (Urschrift).

Dieser7. Nachtrag zum Zulassungsschein umfasst16 Blätterund eine Rechtsmittelbeleh­

rung sowie 9 Anlagen.mit 7 Seiten, die Bestandteil des Nachtrags sind. Dieser Nachtrag 

ersetzt den Zulassungsschein vom 5. März 2013 und den 1. bis 6. Nachtrag zu dieser Zu­

lassung.

Zulassungsscheine oder Nachträge zu Zulassungsscheinen ohne Unterschrift oder mit 

Seiten ohne Dienstsiegel sind ungültig.

Berlin, den 17. Juni 2019

BUNDESANSTALT FÜR MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Direktor und Professor

Andreas Wöhlecke 

Technischer Regierungsamtsrat
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HUESKERfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Ideen. Ingenieure. Innovationen.

ANLACE1 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM IV.3/12/10

BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Prüfverfahren und Anforderungen im Rahmen der Eigen- und Fremdprüfung der Herstel­

lung der Bewehrungsgitter aus PET aus der Produktfamilie Fortrac® T. Weitere Angaben:XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 

s. Anlage 8.

E ig e n s c h a f t  P r ü fv e r f a h r e n P r o d u k t

M it te lw e r t  ü b e r  d ie  

R o l le n b r e i te  m in u s  

S ta n d a rd a b w e ic h u n g

1 5 0  T >  4 0 0  g /m 2

2 0 0  T >  4 8 0  g /m 2

F lä c h e n b e z o g e n e  M a s s e R  4 0 0 /8 0 - 3 0  T >  1 1 0 0  g /m 2

D IN  E N  I S O  9 8 6 4 R  6 0 0 /5 0 -3 0  T >  1 5 5 0  g /m 2

R  1 0 0 0 /2 0 0 -3 0  T > 2 7 0 0 g /m 2

R  1 3 0 0 /2 6 0 -3 0  T >  3 5 0 0  g /m 2

1 5 0  T 2 5  x  2 5  m m 2

2 0 0  T 2 5  x  2 5  m m 2

M a s c h e n w e i te R  4 0 0 /8 0 - 3 0  T 3 0  x  3 0  m m 2

- R  6 0 0 /5 0 - 3 0  T 3 0  x  3 0  m m 2

R  1 0 0 0 /2 0 0 -3 0  T 3 0  x  3 0  m m 2

R  1 3 0 0 /2 6 0 -3 0  T 2 0  x  3 0  m m 2

1 5 0  T >  1 5 0  k N /m

2 0 0  T > 2 0 0  k N /m

Z u g fe s t ig k e i t  ( M D ) R  4 0 0 /8 0 -3 0  T >  4 0 0  k N /m

D IN  E N  I S O  1 0 3 1 9 R  6 0 0 /5 0 -3 0  T >  6 0 0  k N /m

R  1 0 0 0 /2 0 0 - 3 0  T >  1 0 0 0  k N /m

R  1 3 0 0 /2 6 0 - 3 0  T >  1 3 0 0  k N /m

1 5 0  T > 3 0  k N /m

2 0 0  T >  4 0  k N /m

Z u g f e s t ig k e i t  b e i  2 %  D e h n u n g  ( M D ) R  4 0 0 /8 0 - 3 0  T >  8 0  k N /m

D IN  E N  I S O  1 0 3 1 9 R  6 0 0 /5 0 -3 0  T > 1 2 0  k N /m

R  1 0 0 0 /2 0 0 - 3 0  T >  1 9 0  k N /m

R  1 3 0 0 /2 6 0 - 3 0  T > 2 3 0  k N /m

1 5 0  T <  1 0 %

2 0 0  T <  1 0 %

D e h n u n g  b e i

N e n n f e s t ig k e i t  ( M D )

D IN  E N  I S O  1 0 3 1 9

R  4 0 0 /8 0 - 3 0  T <  1 0 %

R  6 0 0 /5 0 -3 0  T <  1 0 %

R  1 0 0 0 /2 0 0 -3 0  T <  1 0 %

R  1 3 0 0 /2 6 0 - 3 0  T <  1 0 %
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HUESKERfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Ideen. Ingenieure. Innovationen.

ANLAGE 2 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM IV.3/12/10

BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Produktbezeichnung:XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAF o r in te ®  1 5 0  T  

F o r t r a c ®  2 0 0  T  

F o r t r a c ®  R  4 0 0 /8 0 - 3 0  T  

F o r t r a c ®  R  6 0 0 /5 0 - 3 0  T  

F o r t r a c ®  R  1 0 0 0 /2 0 0 - 3 0  T  

F o r t r a c ®  R  1 3 0 0 /2 6 0 - 3 0  T

Hersteller: H U E S K E R  S y n th e t ic  G m b H  

F a b r ik s t r a ß e  1 3 - 1 5  

4 8 7 1 2  G e s c h e r

Produktionsstätte: H U E S K E R  S y n th e t ic  G m b H  

F a b r ik s t r a ß e  1 3 - 1 5
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HUESKERfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Ideen. Ingenieure. Innovationen.

ANLAGE 3 UND 4 ZUM

ZULASSUNGSSCHEIN 08/BAM IV.3/12/10

BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Beschreibung des Herstellungsverfahrens:XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D ie  F o r t ra c ®  T  - B e w e h r u n g s g i t te r  w e r d e n  a u s  M u l ti f i la m e n tg a rn e n  d e s  R o h s to f f e s  P o ly e s te r  d u r c h  d a s  

H e r s te l lu n g s v e r f a h r e n  d e r  K e t te n w irk te c h n ik  h e r g e s te l l t .

I m  n a c h f o lg e n d e n  P r o d u k t io n s s c h r i t t w e r d e n  d ie  G i t te r  m i t  e in e m  K u n s ts to f f  u m m a n te l t .  D ie  G i t te r  w e r ­

d e n  a n s c h l ie ß e n d  a u f g e w ic k e l t , a u f  d a s  e n ts p r e c h e n d e  R o l le n lä n g e n m a ß  z u g e s c h n i t te n ; in  S t r e tc h f o l ie  

v e r p a c k t  u n d  e t ik e t t ie r t .

Werkstofferklärung des Herstellers:

D ie  F o r t r a c ®  T  -  B e w e h r u n g s g i t te r  w e r d e n  a u s  h o c h f e s te n , h o c h m o d u le n  M u l t i f i la m e n tg a r n e n  d e s  R o h ­

s to f f e s  P o ly e th y le n te r e p h th a la t  e in e s  e u r o p ä is c h e n  H e r s te l le r s  g e f e r t ig t .

E in g e s e tz t  w ird  d ie  G a r n f e in h e i t d te x  1 1 0 0  b z w . e in  V ie l f a c h e s  d a v o n . H ie r b e i  h a n d e l t  e s  s ic h  u m  O r ig i ­

n a lm a te r ia l ie n  o h n e  je g l ic h e  r e c y c e l te n  A n te i le .

D ie  A n g a b e n  z u m  M u l t i f i la m e n tg a r n h e r s te l le r , d ie  T y p e n b e z e ic h n u n g  s o w ie  c h e m is c h e  K e n n g r ö ß e n  s in d  

v e r t r a u l ic h  b e i d e r  B A M  h in te r le g t .

D ie  F o r t r a c ®  T  -  B e w e h r u n g s g i t te r  e r h a l te n  e in e  s c h w a r z e  S c h u tz u m m a n te lu n g  a u f  K u n s ts to f f b a s is .

D ie  A n g a b e n  z u m  B e s c h ic h tu n g s p ro d u k th e rs te l le r ,  d ie  T y p e n b e z e ic h n u n g  s o w ie  c h e m is c h e  K e n n g r ö ß e n  

s in d  v e r t r a u l ic h  b e i  d e r  B A M  h in te r le g t .
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HUESKERfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Ideen. Ingenieure. Innovationen.

ANLAGE 5 UND 6 ZUM

ZULASSUNGSSCHEIN 08/BAM IV.3/12/10

BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Beschreibung von Aufbau und Anordnung der KennzeichnungXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D ie  ä u ß e r e  K e n n z e ic h n u n g  d e r  F o r t r a c ® T  - B e w e h r u n g s g i t te r  e r f o lg t  d u r c h  z w e i R o l le n e t ik e t te n , 

d ie  je w e i ls  a n  d e r  S t i r n s e i te  d e r  R o l le n  a n g e b r a c h t s in d . D e n  R o l le n e t ik e tte n  s in d  f o lg e n d e  D a te n  

z u  e n tn e h m e n :

•  H u e s k e r - L o g o

•  C E - K e n n z e ic h e n  m i t  A n g a b e  d e r  Z e r t i f iz ie r u n g s n u m m e r ( 0 7 9 9 - C P R - 1 7 )

•  1 0 - s te l l ig e  I D - N u m m e r  ( B a r c o d e )

•  1 1 - s te l l ig e  P r o d u k t io n s a u f t ra g s n u m m e r  ( z . B . P R 0 0 0 1 2 3 4 5 6 )

•  P r o d u k tb e z e ic h n u n g

•  A r t  d e s  G e o k u n s ts to f f s

•  R o h s to f f

•  M a s s e  p r o  F lä c h e n g e w ic h t  ( g /m 2 )

•  W a r e n b r e i te  ( c m )

•  R o l le n lä n g e  ( m )

•  R o l le n g e w ic h t , c a . ( k g )

•  Z u la s s u n g s n u m m e r

E in  B e is p ie l  e in e s  R o l le n e t ik e t t s  i s t  in  d e r  A n la g e  7  z u  e n tn e h m e n .

Beschreibung der Lage der Kennzeichnungen auf dem Produkt

D ie  K e n n z e ic h n u n g  d e r  B e w e h r u n g s g i t te r  e r f o lg t  d u r c h  e in  b e d r u c k te s  M a ß b a n d  m i t  f o lg e n d e n  

A n g a b e n :

T y p e n b e z e ic h n u n g :

o d e r

o d e r

o d e r

o d e r

o d e r

F o r tr a c ®  1 5 0  T  

F o r tr a c ®  2 0 0  T  

F o r tr a c ®  R  4 0 0 /8 0 - 3 0  T  

F o r t r a c ®  R  6 0 0 /5 0 - 3 0  T  

F o r t r a c ®  R  1 0 0 0 /2 0 0 - 3 0  T  

F o r tr a c ®  R  1 3 0 0 /2 6 0 - 3 0  T

• Z u la s s u n g s n u m m e r : 0 8 /B A M  I V .3 /1 2 /1 0

D a s  M a ß b a n d  lä u f t  w ä h re n d  d e r  P r o d u k t io n  k o n t in u ie r l ic h  m i t , in d e m  e s  m i t  d e n  o b e n  g e n a n n te n  

A n g a b e n  b e d r u c k t  u n d  a n s c h l ie ß e n d  m i t  d e r  W a re  a u f g e w ic k e l t  w ir d .
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HUESKERfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Ideen. Ingenieure. Innovationen.

ANLAGE 7 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM IV.3/12/10

BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Beispiel eines Rollenetiketts

C£
Q799-CPR-17

Stueckkarte

Piece-Label/Fiche-Produit

HUESKER
Ideon. Ingoniouro. Innovatkmon.

HUgSKen Synthetlc GmbH
Fab'bfcfttr. 1319 - O 9B712QttachwIGwmaiiy

Produkt/Product FQRTRAC© R XXX/XX-XX T ;08/BAM IV.3/12/10

Klassifikation/Classification Geogitter Polymer PET / /

Breite/Width/Largeur 500,0

Polymere (s)

cm Laenqe/Lenqth/Longueur 200,00 m

Flaechenmasse/Unit Weight 

Masse Surfacique

Auftragsnummer/Charge

500,0 g/m2 Rollengewicht/Weight ca. 550,00 kg

PR000281001 Artikel Nr./ article nr./

Datum/Date 27.8.14 Name/Nom 100

numerod'article

Sonstiges/Others

1400069262 bah 10
In Gvnnony Pebriqu® «n AJInmnnna
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□  HUESKERfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Ideen. Ingenieure. Innovationen.

ANLAGE 8 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM IV.3/12/10

BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Beschreibung der QualitätssicherungsmaßnahmenXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D ie  Q u a l i tä ts s ic h e r u n g  e r f o lg t  d u r c h  E ig e n ü b e rw a e h u n g  u n d  F r e m d ü b e r w a c h u n g  g e m ä ß  

D I N  1 8 2 0 0 . D ie  F r e m d ü b e r w a c h u n g  e r f o lg t  b e i  d e r  K iw a  G m b H  in  G r e v e n .

M a ß n a h m e n  d e r  E ig e n ü b e r w a c h u n g

1 .1 .  W a r e n e in g a n g s k o n tr o l le  d e s  G a r n s

R o h m a te r ia l M e r la n a l P rü f v e r f a h r e n W e rt /T o le r a n z P r ü fh ä u f ig k e i t

P E S  1 1 0 0  

d te x

F e s t ig k e i t [ c N / te x ] D IN  E N  I S O  

2 0 6 2

> 7 8 je  L ie f e r u n g  3 S p u le n

D e h n u n g [ % ] <  1 2 je  L ie fe ru n g  3 S p u le n

F e in h e i t [ d te x ]
D IN  E N  I S O  

2 0 6 0
1 1 0 0 + /- 5 % je  L ie f e r u n g  3 S p u le n

1 .2 .  W a r e n e in g a n g s k o n tr o l le  d e s  B e s c h ic h tu n g s m it te ls

P a s te M e r k m a l P r ü fa n w e is u n g W e r t /T o le r a n z P r ü fh ä u f ig k e it

D is p e r s io n

V is k o s i tä t [ m P a ] P A  0 1 1 8 0 0  + / -3 0 0 2  x  p r o  L ie f e r u n g

F e s ts to f f g e h a l t  [ % ] P A  0 3 7 0  MLKJIHGFEDCBA+1-5% 2  x  p r o  L ie f e r u n g

1 .3 .  E n d p r ü f u n g  a m  f e r t ig e n  G i tte r

M e r k m a l P r ü f v e r f a h r e n E in h e i t W e r t /T o le r a n z P r ü f h ä u f ig k e i t

E in s te l lu n g D IN E N  1 0 4 9  T  2 F d /c m s . A n la g e  1 1  x  p r o  K e t te  /  A u f s te c k e r

F lä c h e n g e w ic h t D IN  E N  I S O  9 8 6 4 g /m 2 s . A n la g e  1 1  x  p r o  K e t te  /  A u f s te c k e r

H ö c h s tz u g k r a f t D IN  E N  I S O  1 0 3 1 9 k N /m s . A n la g e  1 1  x  p r o  K e t te  /  A u f s te c k e r

H ö c h s tz u g k r a f td e h n u n g D IN  E N  I S O  1 0 3 1 9 % s . A n la g e  1 1  x  p r o  K e t te  /  A u f s te c k e r

D e h n u n g  b e i  N e n n k r a f t D IN  E N  I S O  1 0 3 1 9 % s . A n la g e  1 1  x  p r o  K e tte  /  A u f s te c k e r

Z u g f e s t ig k e i t  b e i  2 %  

D e h n u n g
D IN  E N  I S O  1 0 3 1 9 k N /m s . A n la g e  1 1 x  p r o  K e tte  /  A u f s te c k e r
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HUESKERfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Ideen. Ingenieure. Innovationen.

ANLAGE 9 ZUM ZULASSUNGSSCHEIN

08/BAM IV.3/12/10

BAM BUNDESANSTALT FÜR

MATERIALFORSCHUNG UND -PRÜFUNG (BAM)

Lagerungs- und Transportanweisungen des Herstellers

1. Werkseitige Verpackung und LagerungXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D ie  B e w e h r u n g s g i t te r  w e r d e n  d i r e k t  n a c h  d e r  B e s c h ic h tu n g  a u f  S ta h l r o h r e  k a n te n g e r a d e  a u f g e ­

w ic k e l t  u n d  a n s c h l ie ß e n d  m i t  e in e r  s c h w a r z e n  P E - S tre tc h fo l ie  v e r p a c k t . D ie  E in -  b z w . A u s la g e ­

r u n g  e r f o lg t  p e r  G a b e ls ta p le r  m i t  D o m .

2. Transport zur Baustelle und Entladen

D ie  B e w e h r u n g s g i t te r  w e rd e n  m i t te ls  L K W  z u r  B a u s te l le  t r a n s p o r t ie r t . D a s  E n t la d e n  d e r  L K W  

is t  a u f  b e f e s t ig te n  F a h r b a h n e n  v o r z u n e h m e n  u n d  h a t  m i t  s p e z ie l le n  H e b e g e r ä te n  z u  e r f o lg e n , s o  

d a s s  e in e  p u n k t-  u n d  l in ie n f ö r m ig e  B e la s tu n g  u n d  s o m it  e in e  B e s c h ä d ig u n g  d e r  R o l le n  a u s g e ­

s c h lo s s e n  w ir d . F ü r  d ie  E n t la d u n g  k o m m e n  f o lg e n d e  V a r ia n te n  in  F r a g e :

•  M it te ls  D o r n s ta p le r s ,  d e r  f ü r  d ie  e n ts p r e c h e n d e n  R o l le n g e w ic h te  a u s g e la s te t  i s t

•  M i t te ls  z w e i T r a n s p o r tg u r te n ,  d ie  a m  H e b e g e rä t  ( R a d la d e r  o d e r  ä h n l ic h e  B a u g e r ä te )  u n d  

a n  d e n  D r i t te lp u n k te n  d e r  R o l le  b e f e s t ig t  s in d .

•  M i t te ls  T r a v e r s e , d ie  a m  H e b e g e r ä t  ( R a d la d e r  o d e r  ä h n l ic h e  B a u g e r ä te )  b e f e s t ig t  w ir d  

u n d  d ie  E in s c h ü b e  d e r  T r a v e r s e  s e i t l ic h  in  d ie  P a p p -  b z w . S ta h lk e m e  e in g e f ü h l t  w e r d e n . 

D a b e i i s t  z u  b e a c h te n ,  d a s s  d u r c h  s e i t l ic h e  E in s c h n ü r u n g e n  d ie  R o l le n  n ic h t  b e s c h ä d ig t  

w e r d e n .

•  A n l ie f e r u n g  d u r c h  L K W  m it  S e lb s te n t la d e r

J e d e  R o l le  i s t  d u r c h  d ie  V e r p a c k u n g  g e g e n  n o r m a le  T r a n s p o r tb e a n s p r u c h u n g e n  u n d  W it te ru n g s ­

e in f lü s s e  g e s c h ü tz t u n d  k a n n  a n h a n d  d e r  R o l le n e t ik e t te n  id e n t i f iz ie r t  w e r d e n . D ie  W a re  s o l l te  

s o f o r t  b e i  A b n a h m e  a u f  T r a n s p o r ts c h ä d e n  s o w ie  e in d e u t ig e r  K e n n z e ic h n u n g  k o n tr o l l ie r t  w e r d e n . 

A b w e ic h u n g e n  s in d  u m g e h e n d  d e m  H e rs te l le r  z u  m e ld e n .

3. Lagerung und Transport auf der Baustelle

D ie  B a u s te l le n la g e r u n g  h a t  a u f  F lä c h e n  z u  e r f o lg e n , d ie  t r o c k e n  u n d  e b e n  s in d  u n d  b e i  R e g e n  

o d e r  G r u n d w a s s e r a n s t ie g  a u c h  t r o c k e n  b le ib e n . W e n n  d ie  R o l le n  g e s ta p e lt  w e r d e n  s o l le n , s o  h a t  

d ie s  p a r a l le l  z u e in a n d e r  z u  e r f o lg e n . D ie  m a x im a le  S ta p e lh ö h e  b e s c h r ä n k t s ic h  a u f  f ü n f  R o l le n .  

D ie  g e la g e r te n  R o l le n  s in d  m i t  e in e r  w e t te r f e s te n  u n d  U V - s ta b i le n  P la n e  ( S c h u tz f o l ie )  z u  b e d e ­

c k e n . D ie  V e r p a c k u n g  is t  g r u n d s ä tz l ic h  e r s t  k u r z  v o r  V e r le g u n g  d e r  R o l le n  z u  e n t f ^ tT ^ A ,

D e r  T r a n s p o r t  a u f  d e r  B a u s te l le  i s t  w ie  u n te r  „ T r a n s p o r t  z u r  B a u s te l le  u n d  E n t la d e n “  b e s c h r ie ­

b e n , v o r z u n e h m e n .
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Rechtliche Grundlagen für die Aufgaben der 
         Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM)    

In nachfolgend angeführten Gesetzen und Verordnungen wurden der BAM 
übertragene Aufgaben geregelt. Die Zusammenfassung erhebt keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. 

Gesetz über explosionsgefährliche Stoff e
SprengG

§ 44 SprengG 
Rechtsstellung der Bundesanstalt

(1) Die Bundesanstalt ist eine bundesunmittelbare, nicht rechtsfähige 
Anstalt des öff entlichen Rechts im Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Technologie; sie ist eine Bundesoberbehörde.

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
Vorschriften über die vertragliche Inanspruchnahme der Bundesanstalt 
und die Gebühren und Auslagen für ihre Nutzleistungen zu erlassen. Die 
Gebühren sind nach dem Personal- und Sachaufwand für die Nutzleistung 
der Bundesanstalt unter Berücksichtigung ihres wirtschaftlichen Wertes 
für den Antragsteller zu bestimmen. Der Personalaufwand kann nach der 
Zahl der Stunden bemessen werden, die Bedienstete der Bundesanstalt 
für Prüfungen bestimmter Arten von Prüfgegenständen durchschnittlich 
benötigen. Die Gebühr kann auch für eine individuell zurechenbare öff ent-
liche Leistung erhoben werden, die nicht begonnen oder nicht zu Ende 
geführt worden ist, wenn die Gründe hierfür von demjenigen zu vertreten 
sind, der die individuell zurechenbare öff entliche Leistung veranlasst hat.

(3) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger Nutzleistungen für denselben 
Antragsteller können Pauschgebühren vorgesehen werden. Bei der Bemes-
sung der Pauschgebührensätze ist der geringere Umfang des Verwaltungs-
aufwandes zu berücksichtigen.

§ 45 SprengG
Aufgaben der Bundesanstalt

Die Bundesanstalt ist zuständig für 

1. die Weiterentwicklung von Sicherheit in Technik und Chemie, 
einschließlich der Durchführung von Forschung und Entwicklung in 
den Arbeitsgebieten,

2.   die Durchführung und Auswertung physikalischer und chemischer 
Prüfungen von Stoff en und Anlagen einschließlich der Bereitstellung 
von Referenzverfahren und -materialien,

3. die Förderung des Wissens- und Technologietransfers in den Arbeits-
gebieten,

4. die Durchführung der ihr durch dieses Gesetz zugewiesenen Auf -
gaben.

§ 2 SprengG 
Anwendung auf neue sonstige 
explosionsgefährliche Stoff e

(1) Wer einen in einer Liste nach Absatz 6 nicht aufgeführten Stoff , bei 
dem die Annahme begründet ist, dass er explosionsgefährlich ist und 
der nicht zur Verwendung als Explosivstoff  bestimmt ist, einführt, aus 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union in den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes verbringt, herstellt, ihn vertreiben, anderen 
überlassen oder verwenden will, hat dies der Bundesanstalt für Mate-
rialforschung und -prüfung (Bundesanstalt) unverzüglich anzuzeigen 
und ihr auf Verlangen eine Stoff probe vorzulegen. In der Anzeige sind 
die Bezeichnung, die Zusammensetzung und der Verwendungszweck 
(§ 1 Abs. 1,§ 1 Abs. 3 oder militärischer Zweck) anzugeben.

(2) Die Bundesanstalt stellt innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
der Anzeige oder, falls die Vorlage einer Stoff probe verlangt wird, nach 
Vorlage dieser Stoff probe auf Grund der in § 1 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten 
Prüfverfahren fest, ob der angezeigte Stoff  explosionsgefährlich ist. Erweist 
er sich als explosionsgefährlich, erlässt die Bundesanstalt vor Ablauf der 
genannten Frist einen Feststellungsbescheid. Entsprechendes gilt, wenn 
ihr auf andere Weise ein neuer sonstiger explosionsgefährlicher Stoff  nach 
§ 1 Abs. 3 bekannt wird, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes vertrieben, 
anderen überlassen oder verwendet wird.

(3) Bei einem neuen sonstigen explosionsgefährlichen Stoff nach 
§ 1 Abs. 3 stellt die Bundesanstalt in dem Feststellungsbescheid au-
ßerdem fest, welcher Stoff gruppe der Anlage II der Stoff  zuzuordnen 
ist. Den Stoff gruppen A, B oder C sind Stoff e zuzuordnen, die in ihrer 
Empfindlichkeit und Wirkung den Stoffen der entsprechenden Stoff-
gruppen der Anlage II vergleichbar sind. Bei explosionsgefährlichen 
Stoff en, die in die Gruppe C aufzunehmen wären, kann von dem Feststel-
lungsbescheid abgesehen werden, wenn der Stoff  bei Durchführung der 
Prüfung der thermischen Empfi ndlichkeit nach § 1 Abs. 1 nicht zu einer 
Explosion gebracht und bei der Prüfung auch nach anderen als den in 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Verfahren eine örtlich eingeleitete 
Umsetzung nicht oder nicht in gefährlicher Weise auf die Gesamtmenge 
des Stoffes übertragen werden kann. Erweist sich der explosionsge-
fährliche Stoff nachträglich hinsichtlich seiner Empfindlichkeit und 
Wirkung gefährlicher oder weniger gefährlich als dies seiner Zuordnung 
entspricht, so kann er einer anderen Gruppe der Anlage II zugeord-
net oder die Zuordnung aufgehoben werden. Die Entscheidung nach 
Satz 1 ist dem Anzeigenden vor Ablauf der Frist nach Absatz 2 schrift-
lich bekannt zu geben. Die Feststellung der Explosionsgefährlichkeit 
ist im Bundesanzeiger bekannt zu machen. Für die Entscheidung nach 
Satz 4 gelten die Sätze 5 und 6 entsprechend.

§ 5 SprengG
Konformitätsnachweis für Explosivstoff e

und pyrotechnische Gegenstände, 
Zulassung von sonstigen 

explosionsgefährlichen Stoff en und Sprengzubehör

(1) Explosivstoff e und pyrotechnische Gegenstände dürfen nur einge-
führt, verbracht, in Verkehr gebracht, vertrieben, anderen überlassen oder 
verwendet werden, wenn der Hersteller oder sein in einem Mitgliedstaat 
ansässiger Bevollmächtigter für sie den Konformitätsnachweis erbracht 
hat und die Stoff e und Gegenstände mit der CE-Kennzeichnung (CE-Zeichen) 
versehen sind. Der Konformitätsnachweis ist erbracht, wenn die Baumuster 
den festgelegten grundlegenden Anforderungen entsprechen, die den 
Baumustern nachgefertigten Produkte den Baumustern entsprechen 
und beides durch eine Bescheinigung nachgewiesen ist. Die grundle-
genden Anforderungen für Explosivstoff e sind in Anhang I der Richt-
linie 93/15/EWG und für pyrotechnische Gegenstände in Anhang I der 
Richtlinie 2007/23/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Mai 2007 über das Inverkehrbringen pyrotechnischer Gegenstände 
(ABl. L 154 vom 14.6.2007, S. 1) festgelegt. Die Kennzeichnung nicht konfor-
mer Explosivstoff e oder pyrotechnischer Gegenstände mit dem CE-Zeichen 
und das Inverkehrbringen solcher Explosivstoff e oder pyrotechnischer 
Gegenstände und das Überlassen an andere außerhalb der Betriebsstätte 
sind verboten

(3) Sonstige explosionsgefährliche Stoff e und Sprengzubehör dürfen nur 
eingeführt, verbracht, vertrieben, anderen überlassen oder verwendet wer-
den, wenn sie ihrer Zusammensetzung, Beschaff enheit und Bezeichnung 
nach von der Bundesanstalt zugelassen worden sind oder durch Rechts-
verordnung nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 allgemein zugelassen sind. Die 
Zulassung wird entweder dem Hersteller, seinem in einem Mitgliedstaat 
ansässigen Bevollmächtigten oder dem Einführer auf Antrag erteilt. Eine 
Zulassung ist nicht erforderlich, wenn die sonstigen explosionsgefährlichen 
Stoff e oder das Sprengzubehör unmittelbar nach der Einfuhr unter zollamt-
licher Überwachung in einen anderen Mitgliedstaat, in ein verschlossenes 
Zolllager oder eine Freizone des Kontrolltyps I weiterbefördert werden. Die 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für die Weiterbeförderung aus einem 
verschlossenen Zolllager oder einer Freizone des Kontrolltyps I in einen 
anderen Mitgliedstaat oder einen Drittstaat.

(5) Die Bundesanstalt kann Ausnahmen:

1. vom Erfordernis des Konformitätsnachweises nach Absatz 1 Satz 1  
2. vom Erfordernis der Zulassung nach Absatz 3 

zulassen.

Auszug aus Rechtsvorschriften
               Stand: 01. 07. 2016
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§ 15 SprengG
Einfuhr, Durchfuhr und Verbringen

(7) Zuständige Behörde nach Absatz 6 Satz 1 ist

1. für das Verbringen innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes die 
für den Bestimmungsort des Verbringens zuständige Landesbehörde,

2. für das Verbringen in den, durch den und aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes die Bundesanstalt.

§ 25 SprengG
Ermächtigung zum Erlass von Schutzvorschriften

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zum Schutze von Leben, Gesundheit und Sachgü-
tern Beschäftigter und Dritter für den Umgang und den Verkehr mit 
explosionsgefährlichen Stoff en und mit Sprengzubehör zu bestimmen,

5. dass explosionsgefährliche Stoff e bestimmten Lager- und Verträglich-
keitsgruppen zuzuordnen sind und dass die Zuordnung der Bundesan-
stalt, für ausschließlich für militärische Zwecke bestimmte Stoff e der 
zuständigen Behörde der Bundeswehr übertragen wird.

§ 32a SprengG
Mangelhafte explosionsgefährliche Stoff e 

und mangelhaftes Sprengzubehör

(2) Wird der zuständigen Behörde von einer anderen Behörde, von einem 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung oder von der Bundesanstalt 
mitgeteilt, dass 
1. ein explosionsgefährlicher Stoff  oder ein Sprengzubehör einen Mangel 

in seiner Beschaff enheit oder Funktionsweise aufweist, durch den beim 
Umgang eine Gefahr für Leben, Gesundheit oder Sachgüter Beschäf-
tigter oder Dritter herbeigeführt werden kann oder

2. bei dem Wiedergewinnen, Aufbewahren, Verwenden, Vernichten 
oder Überlassen an andere von explosionsgefährlichen Stoffen 
oder Sprengzubehör ein Schadensereignis eingetreten ist und begrün-
deter Anlass zu der Annahme besteht, dass das Schadensereignis auf 
einen Mangel in dessen Beschaff enheit oder Funktionsweise zurück-
zuführen ist, triff t sie erforderlichenfalls die geeigneten Maßnahmen 
nach Absatz 1. Die Bundesanstalt ist über die getroff enen Maßnahmen 
nach Satz 1 und nach Absatz 1 Satz 3 unverzüglich zu unterrichten. 

(3) Die Bundesanstalt unterrichtet im Falle mangelhafter Explosivstoff e 
oder pyrotechnischer Gegenstände die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften unverzüglich über die getroff enen Maßnahmen nach den 
Absätzen 1 und 2 unter Angabe der Gründe. Sie teilt insbesondere mit, ob 
der Mangel auf 

1. eine Nichteinhaltung der in einer Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 1 Nr.2  
Buchstabe a genannten Anforderungen,

2. eine unrichtige Anwendung harmonisierter Normen oder
3. Mängel dieser harmonisierten Normen zurückzuführen ist. 

(4) Besteht der begründete Verdacht, dass ein Explosivstoff  oder pyrotech-
nischer Gegenstand entgegen § 5 Absatz 1 Satz 3 gekennzeichnet und in 
Verkehr gebracht oder anderen überlassen worden ist, fi nden Absatz 1 Satz 
3 und 4, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 entsprechende Anwendung. 

Erste Verordnung zum SprengG
1. SprengV

§ 6 der 1. SprengV

(2)  Die Zulassungsbehörde kann für sonstige explosionsgefährliche Stoff e 
nach § 1 Absatz 3 Nummer 1 und 2 des Gesetzes und Sprengzubehör im 
Einzelfall von einzelnen Anforderungen der Anlage 1 Ausnahmen zulassen 
oder zusätzliche Anforderungen stellen sowie von der Prüfung einzelner 
Anforderungen absehen, wenn der Schutz von Leben und Gesundheit 
Beschäftigter oder Dritter oder Sachgütern dies zulässt oder erfordert.

(4)   Explosivstoff e und pyrotechnische Gegenstände sind vom Hersteller 
oder Einführer vor der erstmaligen Verwendung im Geltungsbereich des 
Gesetzes der Bundesanstalt anzuzeigen. Der Anzeige ist

1. für Explosivstoff e die nach Anhang I Abschnitt II Nummer 1 Buch-
stabe k der Richtlinie 93/15/EWG und

2. für pyrotechnische Gegenstände die nach Anhang I Nummer 3   
Buchstabe h der Richtlinie 2007/23/EG

vorgeschriebene Anleitung beizufügen. 

Die Bundesanstalt vergibt zum Nachweis der Anzeige eine Identifi kations-
nummer. Die Identifi kationsnummer ist in die Anleitung aufzunehmen. Die 
Bundesanstalt kann zur Abwendung von Gefahren für Leben und Gesundheit 
Beschäftigter oder Dritter oder Sachgüter die vom Hersteller festgelegten 
Anleitungen zur Verwendung einschränken oder ergänzen; eine nach-
trägliche Einschränkung oder Ergänzung ist zulässig. Satz 4 fi ndet keine 
Anwendung auf pyrotechnische Gegenstände für Kraftfahrzeuge sowie 
Feuerwerk der Kategorien 1 und 4, wenn die Identifi kationsnummer in die nach 
§ 13 Abs. 1 Nr. 3 zu führenden Listen aufgenommen ist.

§ 8 der 1. SprengV

Die Zulassungsbehörde hat für sonstige explosionsgefährliche Stoff e nach 
§ 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Gesetzes und für Sprengzubehör dem Zulassungs-
inhaber die Verwendung eines Zulassungszeichens vorzuschreiben. 
Das Zulassungszeichen besteht aus der Kurzbezeichnung der Bundesanstalt 
„BAM“, dem in der Anlage  4 für den jeweiligen Stoff  oder Gegenstand 
vorgesehenen Zeichen und einer fortlaufenden Kennummer. Satz 2 fi ndet 
entsprechende Anwendung für die Identifikationsnummer nach 
§ 6 Absatz 4.

§ 12a der 1. SprengV

(4) Zuständig für die Prüfung nach Absatz 1 und die Erteilung der Bau-
musterprüfbescheinigungen im Geltungsbereich des Gesetzes ist aus-
schließlich die Bundesanstalt. Sie kann mit der Durchführung von Teilen 
der Prüfungen auch andere Prüfl aboratorien beauftragen, die die Anfor-
derungen nach Anhang III der Richtlinie 93/15/EWG oder Anhang III der 
Richtlinie 2007/23/EG erfüllen müssen. Die Bundesanstalt übermittelt 
den übrigen Mitgliedstaaten alle erforderlichen Angaben über im 
Geltungsbereich des Gesetzes erteilte, geänderte, zurückgenommene oder 
widerrufene Baumusterprüfbescheinigungen.

§ 12c der 1. SprengV

(2) Benannte Stelle im Sinne des Absatzes 1 ist die Bundesanstalt. Benannte 
Stelle ist auch jede von den Ländern als Prüfl aboratorium oder Zertifi zie-
rungsstelle für einen bestimmten Aufgabenbereich dem Bundesministerium 
des Innern benannte und von ihm im Bundesanzeiger bekanntgemachte 
Stelle. Die Stelle kann benannt werden, wenn in einem Akkreditierungs-
verfahren festgestellt wurde, dass die Einhaltung der Anforderungen 
nach Anhang III der Richtlinie 93/15/EWG oder Anhang III der Richtlinie 
2007/23/EG gewährleistet ist. Die Akkreditierung kann unter Aufl agen 
erteilt werden und ist zu befristen. Erteilung, Ablauf, Rücknahme, Wider-
ruf und Erlöschen sind dem Bundesministerium des Innern unverzüglich 
anzuzeigen.

§ 13 der 1. SprengV

(1) Die Bundesanstalt hat Listen zu führen 

1. der gemäß § 5 des Gesetzes erteilten Zulassungen und Baumuster-
prüfbescheinigungen,

2. der nach § 6 Absatz 4 Satz 1 angezeigten Explosivstoff e und pyrotech-
nischen Gegenstände,

3.  der nach § 6 Absatz 4 Satz 5 festgelegten Beschränkungen oder 
Ergänzungen der Anleitung zur Verwendung,

4. der Kennnummern der Herstellungsstätten für Explosivstoff e,
5. der ihr von den benannten Stellen der anderen Mitgliedstaaten 

mitgeteilten Baumusterprüfbescheinigungen.

Die Listen sollen die folgenden Angaben enthalten: 

1. die Bezeichnung des Stoff es oder Gegenstandes, 
2. im Falle der sonstigen explosionsgefährlichen Stoff e und des Sprengzu-

behörs: den Namen und die Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls 
des Einführers sowie das Zulassungszeichen,

3. im Falle der Explosivstoff e und der pyrotechnischen Gegenstände: den 
Namen und die Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls seines 
in der Europäischen Union ansässigen Bevollmächtigten oder Einführers 
sowie die Identifi kationsnummer,

4.  Beschränkungen, Befristungen, Bedingungen und Aufl agen.

(2) Die Bundesanstalt führt auch eine Liste der aktuellen europäischen 
Normen mit Prüfvorschriften für Explosivstoffe und pyrotechnische 
Gegenstände zum Zwecke der Prüfung nach § 12a Absatz 1. Die Liste soll 
die folgenden Angaben enthalten:

1. die Kennnummer der Norm,
2. den Titel der Norm, 
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3. das Datum der Veröff entlichung und
4. die Bezugsquelle der Norm.

(3) Die Listen sind auf dem jeweils neuesten Stand zu halten. Sie sind bei 
der Bundesanstalt während der Dienststunden auszulegen. Auf Verlan-
gen eines Dritten ist diesem gegen Kostenerstattung eine Abschrift oder 
Vervielfältigung zu überlassen.

§ 19 der 1. SprengV

(1) Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Herstellers, seines in ei-
nem Mitgliedstaat ansässigen Bevollmächtigten oder des Einführers 
Ausnahmen von den Vorschriften über die Kennzeichnung und Verpackung 
explosionsgefährlicher Stoff e und von Sprengzubehör allgemein zulassen, 
soweit der Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern Beschäftigter 
oder Dritter dies zulässt.

§ 25a  der 1. SprengV

(1) Die Genehmigung des Verbringens von Explosivstoffen nach 
§ 15 Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes ist vom Empfänger der Explosivstoff e 
oder seinem Bevollmächtigten schriftlich oder elektronisch bei der nach 
§ 15 Abs. 7 des Gesetzes zuständigen Stelle zu beantragen.

(3) Die zuständige Stelle prüft, ob 

1. die an dem jeweiligen Verbringungsvorgang beteiligten und 
im Geltungsbereich des Gesetzes ansässigen Personen gem. 
§ 15 Abs. 1 des Gesetzes zum Verbringen berechtigt sind und 

2. für den zu verbringenden Explosivstoff eine EG-Baumusterprüf-
bescheinigung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes vorliegt.

Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 erteilt sie die Genehmigung 
zum Verbringen und informiert alle zuständigen Behörden über die erteilte 
Genehmigung.

§ 45  der 1. SprengV

(1) Beim Bundesministerium des Innern wird ein Sachverständigenausschuss 
für explosionsgefährliche Stoff e gebildet.

(3) Der Ausschuss setzt sich aus dem Vorsitzenden und folgenden 
Mitgliedern zusammen: 

1. je einem Vertreter des Bundesministeriums des Innern, des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Technologie und des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung,

2. sechs Vertretern der Landesregierungen aus den fachlich be-
teiligten Ressorts,

3. je einem Vertreter der Bundesanstalt, des Wehrwissenschaftlichen  
Instituts und des Bundeskriminalamtes,

4. einem Vertreter der benannten Stellen mit Ausnahme der Bundes- 
anstalt,

5. zwei Vertretern der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung,
6. einem Vertreter der Deutschen Versuchs- und Prüfanstalt für Jagd- 

und Sportwaff en e. V.,
7.  zwei Vertretern der Explosivstoffindustrie und je einem Vertre-

ter der chemischen Industrie, der pyrotechnischen Industrie, des 
Bergbaus, der Industrie der Steine und Erden, des Abbruchgewerbes,  
der Sprengberechtigten und der Importeure von explosionsgefähr-
lichen Stoff en,

8. zwei Vertretern der Gewerkschaften.

Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen. Die Mitglieder des 
Ausschusses und ihre Stellvertreter müssen auf dem Gebiet des Umgangs 
und Verkehrs mit explosionsgefährlichen Stoffen sachverständig und 
erfahren sein.

(5) Das Bundesministerium des Innern beruft im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Mitglieder des Ausschusses 
und deren Stellvertreter, dabei erfolgt die Berufung 

1. der Mitglieder nach Absatz 3 Nr. 2 auf Vorschlag der Länder,
2. des Vertreters der Bundesanstalt auf Vorschlag des Bundesministeriums 

für Wirtschaft und Technologie und des Vertreters der zuständigen 
Stelle der Bundeswehr auf Vorschlag des Bundesministeriums für 
Verteidigung,

3. der Mitglieder nach Absatz 3 Nr. 4, 5 und 6 nach Anhörung der Vorstände 
dieser Stellen,

4. der Mitglieder nach Absatz 3 Nr. 7 und 8 nach Anhörung der jeweiligen 
Spitzenorganisationen.

§ 47  der 1. SprengV

Die Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten 

1. nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 bis 1b des Gesetzes,
2. nach § 41 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes,
3. nach § 41 Abs.1 Nr. 3 des Gesetzes, soweit danach ordnungswidrig 

handelt, wer einer vollziehbaren Aufl age nach § 5 Abs. 4 Satz 2 oder 3 
nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

wird der Bundesanstalt übertragen.

Zweite Verordnung zum SprengG 
2. SprengV

§ 4 der 2. SprengV
Lager- und Verträglichkeitsgruppenzuordnung

(1) Wer explosionsgefährliche Stoff e, die in der vorgesehenen Verpackung 
von der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung (Bundesanstalt) 
noch keiner Lagergruppe zugeordnet sind, gewerbsmäßig herstellt, in den 
Geltungsbereich des Gesetzes verbringt oder einführt und selbst aufbe-
wahren oder einem anderen überlassen will, hat die Stoff e und die Art der 
Verpackung der Bundesanstalt anzuzeigen. Die Anzeige muss Angaben 
enthalten über

1.  die Bezeichnung der Stoff e,
2.  die chemische Zusammensetzung und die physikalischen Eigenschaften 

der Stoff e,
3.  die Beschaff enheit (Material, Form) der Verpackung, die Bruttomasse 

und das Volumen der Packstücke sowie die Masse der Stoff e.

(3) Die Bundesanstalt ordnet die angezeigten explosionsgefährlichen 
Stoff e in der vorgesehenen Verpackung nach den Nummern 2.1.2 bis 2.1.5 
oder 3.1.1.1 bis 3.1.1.3 des Anhangs zu dieser Verordnung der maßgeben-
den Lagergruppe und die Explosivstoffe der Lagergruppen 1.1 bis 1.4 
nach Nummer 2.7 Abs. 1 in Verbindung mit Anlage 5 des Anhangs der 
zutreffenden Verträglichkeitsgruppe zu. Sie teilt die Zuordnung dem 
Anzeigenden mit. Sie führt eine Liste der Zuordnungen nach Satz 1, die 
folgende Angaben enthalten soll: 

1.  die Bezeichnung des Stoff es oder Gegenstandes,
2.    die dem Produkt zugeordnete Lager- und Verträglichkeitsgruppe,
3. die sicherheitsrelevanten Verpackungsmerkmale und
4.  erforderlichenfalls besondere Sicherheitshinweise.

Die Liste ist bei der Bundesanstalt während der Dienststunden auszulegen. 
Auf Verlangen eines Dritten ist diesem gegen Kostenerstattung eine Ab-
schrift oder Vervielfältigung zu überlassen.

Gesetz über die Beförderung 
gefährlicher Güter 

 Gefahrgutbeförderungsgesetz

§ 5 GGBefG
Zuständigkeiten   

(1) Im Bereich der Eisenbahnen des Bundes, Magnetschwebebahnen, im 
Luftverkehr sowie auf dem Gebiet der See- und Binnenschiff fahrt auf 
Bundeswasserstraßen einschließlich der bundeseigenen Häfen obliegt die 
Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz und nach den auf ihm 
beruhenden Rechtsvorschriften dem Bund in bundeseigener Verwaltung. 
Unberührt bleiben die Zuständigkeiten für die Hafenaufsicht (Hafenpolizei) 
in den nicht vom Bund betriebenen Stromhäfen an Bundeswasserstraßen.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesra-
tes die für die Ausführung dieses Gesetzes und der auf ihm beruhenden 
Rechtsvorschriften zuständigen Behörden und Stellen zu bestimmen, 
soweit es sich um den Bereich der bundeseigenen Verwaltung handelt. 
Wenn und soweit der Zweck des Gesetzes durch das Verwaltungshandeln 
der Länder nicht erreicht werden kann, kann das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates das Bundesamt für Güterverkehr, das Bundesamt 
für Strahlenschutz, das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit, die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, 
das Bundesinstitut für Risikobewertung, das Eisenbahn-Bundesamt, 
das Kraftfahrt-Bundesamt, die Physikalisch-Technische Bundesanstalt, 
das Robert-Koch-Institut, das Umweltbundesamt und das Wehrwis-
senschaftliche Institut für Werk-, Explosiv- und Betriebsstoff e auch für 
den Bereich für zuständig erklären, in dem die Länder dieses Gesetz 
und die auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften auszuführen hätten. 
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Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur kann ferner 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, 
dass 

1.  die Industrie- und Handelskammern für die Durchführung, Überwa-
chung und Anerkennung der Ausbildung, Prüfung und Fortbildung 
von am Gefahrguttransport beteiligten Personen, für die Erteilung 
von Bescheinigungen sowie für die Anerkennung von Lehrgängen, 
Lehrgangsveranstaltern und Lehrkräften zuständig sind und insoweit 
Einzelheiten durch Satzungen regeln sowie

2.  Sachverständige und sachkundige Personen für Prüfungen, Überwa-
chungen und Bescheinigungen hinsichtlich der Beförderung gefährli-
cher Güter zuständig sind. Die in Satz 3 Nr. 2 Genannten unterliegen 
der Aufsicht der Länder und dürfen im Bereich eines Landes nur tätig 
werden, wenn sie dazu von der zuständigen obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten oder der nach Landesrecht zuständigen 
Stelle entsprechend ermächtigt worden sind.

§ 7a GGBefG
Anhörung

(1) Vor dem Erlass von Rechtsverordnungen nach den §§ 3, 6 und 7 sollen 
 Sicherheitsbehörden und -organisationen angehört werden, insbe sondere 

1. das Bundesamt für Strahlenschutz,
2. die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung,
3. das Bundesinstitut für Risikobewertung,
4. die Physikalisch-Technische Bundesanstalt,
5. das Robert-Koch-Institut,
6. das Umweltbundesamt,
7. das Wehrwissenschaftliche Institut für Werk-, Explosiv- und Betriebs-

stoff e und
8. das Eisenbahn-Bundesamt.

§ 9 GGBefG
Überwachung

(1) Die Beförderung gefährlicher Güter unterliegt der Überwachung durch 
die zuständigen Behörden.

(2) Die für die Beförderung gefährlicher Güter Verantwortlichen 
(Absatz 5) haben den für die Überwachung zuständigen Behörden und deren 
Beauftragten die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte 
unverzüglich zu erteilen. Die von der zuständigen Behörde mit der Überwa-
chung beauftragten Personen sind befugt, Grundstücke, Betriebsanlagen, 
Geschäftsräume, Fahrzeuge und zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öff entliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für die Allgemein-
heit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von Menschen 
sowie für Tiere und Sachen auch die Wohnräume des Auskunftspfl ichti-
gen zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und 
die geschäftlichen Unterlagen des Auskunftspfl ichtigen einzusehen. Der 
Auskunftspfl ichtige hat diese Maßnahmen zu dulden. Er hat den mit der 
Überwachung beauftragten Personen auf Verlangen Proben und Muster von 
gefährlichen Stoff en und Gegenständen oder Muster von Verpackungen 
zum Zwecke der amtlichen Untersuchung zu übergeben. Das Grundrecht 
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. Der Auskunftspfl ichtige hat der für die Überwa-
chung zuständigen Behörde bei der Durchführung der Überwachungsmaß-
nahmen die erforderlichen Hilfsmittel zu stellen und die nötige Mithilfe 
zu leisten.

(2a) Überwachungsmaßnahmen können sich auch auf Brief- und andere 
Postsendungen beziehen. Die von der zuständigen Behörde mit der Über-
wachung beauftragten Personen sind nur dann befugt, verschlossene Brief- 
und andere Postsendungen zu öffnen oder sich auf sonstige Weise 
von ihrem Inhalt Kenntnis zu verschaff en, wenn Tatsachen die Annahme 
begründen, dass sich darin gefährliche Güter im Sinne des § 2 Abs. 1 
befi nden und von diesen eine Gefahr ausgeht. Das Grundrecht des Brief- 
und Postgeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. Absatz 2 gilt für die Durchführung von Überwachungsmaß-
nahmen entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Überwachung von Fertigungen 
von Verpackungen, Behältern (Containern) und Fahrzeugen, die nach 
Baumustern hergestellt werden, welche in den Vorschriften für die Beför-
derung gefährlicher Güter festgelegt sind.

(3a) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können sich 
auch auf die Überprüfung der Konformität der in Verkehr befi ndlichen und 
verwendeten Verpackungen, Beförderungsbehältnisse und Fahrzeuge 
beziehen.

(3b) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können sich 
auch auf die Überprüfung der Hersteller, Einführer, Eigentümer, Betrei-
ber und Verwender von Verpackungen, Beförderungsbehältnissen und 
Fahrzeugen durch Stellen nach § 3 Abs. 1 Nr. 16 insoweit beziehen, wie die 
Verpackungen, Beförderungsbehältnisse und Fahrzeuge von diesen Stellen 
konformitätsbewertet, erstmalig oder wiederkehrend geprüft worden sind, 
soweit dies in Rechtsverordnungen nach § 3 gestattet ist.

(3c) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können sich auch 
auf die Überprüfung der Herstellung und der Prüfungen durch die Stellen 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 16 beziehen, wenn diese Stellen die Konformitätsbe-
wertung der Verpackung, der Beförderungsbehältnisse oder der Fahrzeuge 
vorgenommen, das Qualitätssicherungsprogramm oder Prüfstellen des 
Herstellers oder Betreibers anerkannt haben, soweit dies in Rechtsverord-
nungen nach § 3 gestattet ist.

(4) Der zur Erteilung der Auskunft Verpfl ichtete kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

Verordnung über die innerstaatliche und 
grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter auf 

der Straße, mit Eisenbahnen und 
auf Binnengewässern *) 

Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn 
und Binnenschiff fahrt

  § 8 GGVSEB
Zuständigkeiten der Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung

Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zuständige 
Behörde für 

1. Aufgaben nach 
a) Kapitel 2.2 mit Ausnahme der Absätze 2.2.62.1.12.1 und 2.2.9.1.11 

Bemerkung 3 ADR/RID/ADN und der dem Bundesamt für Ausrüs-
tung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr nach § 10 
und dem Bundesamt für Strahlenschutz nach § 11 zugewiesenen 
Zuständigkeiten,

b) Kapitel 3.3 ADR/RID/ADN mit Ausnahme der dem Bundesamt für 
Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr 
nach § 10 zugewiesenen Zuständigkeiten,

c) Kapitel 4.1 mit Ausnahme von Unterabschnitt 4.1.4.1 Verpackungsan-
weisung P 200 ADR/RID und die dem Bundesamt für Ausrüstung, 
Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr nach § 10 zuge-
wiesenen Zuständigkeiten,

d) Kapitel 4.2 mit Ausnahme der Unterabschnitte 4.2.1.8, 4.2.2.5 und 
4.2.3.4 ADR/RID,

e) Kapitel 4.3, in Bezug auf Absatz 4.3.3.2.5 ADR/RID im Einvernehmen 
mit der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt,

f) Kapitel 6.2 mit Ausnahme des Unterabschnitts 6.2.2.11 ADR/RID 
und der Zuständigkeiten nach Nummer 10 sowie der §§ 13 und 13a,

g) Kapitel 6.7 ADR/RID,
h) Kapitel 6.8 in Bezug auf die Prüfung, die Erteilung der Kennzeichnung 

und die Baumusterzulassung von festverbundenen Tanks (Tankfahr-
zeugen), Aufsetztanks, Tankcontainern und Tankwechselaufbauten 
(Tankwechselbehältern) und die Festlegung von Bedingungen nach 
Abschnitt 6.8.4 Buchstabe c Sondervorschrift TA 2 ADR/RID sowie 
die Anerkennung der Befähigung der Hersteller für die Ausführung 
von Schweißarbeiten und die Anordnung zusätzlicher Prüfungen 
nach Absatz 6.8.2.1.23 und die Festlegung der Bedingungen für 
Schweißnähte der Tankkörper nach Absatz 6.8.5.2.2 ADR,

i) Kapitel 6.9 ADR/RID,
j) Kapitel 6.10 ADR/RID,
k) Kapitel 6.11 ADR/RID und
l) Kapitel 6.12 in Verbindung mit Absatz 7.5.5.2.3 und Kapitel 9.8 ADR,

soweit die jeweilige Aufgabe keiner anderen Stelle zugewiesen ist;

2. die Prüfung und Zulassung radioaktiver Stoff e in besonderer Form 
nach Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.5 
Satz 1, das Zeugnis nach Unterabschnitt 6.4.22.8 Buchstabe a, die 
Zulassung der Bauart von Verpackungen für nicht spaltbares oder 
spaltbares freigestelltes Uranhexafl uorid nach Absatz 5.1.5.2.1 in Ver-
bindung mit Unterabschnitt 6.4.22.1, das Zeugnis nach Unterabschnitt 
6.4.22.8 Buchstabe a, die Prüfung und Zulassung der Bauart gering 
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dispergierbarer radioaktiver Stoff e nach Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung 
mit Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 2 und für das Zeugnis nach Unter-
abschnitt 6.4.22.8 Buchstabe a ADR/RID im Einvernehmen mit dem 
Bundesamt für Strahlenschutz;

3. die Prüfung, die Anerkennung von Prüfstellen, die Erteilung der Kenn-
zeichnung und die Bauartzulassung von Verpackungen, IBC, Großverpa-
ckungen, Bergungsverpackungen und Bergungsgroßverpackungen nach 
den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 ADR/RID sowie für die Zulassung der 
Reparatur fl exibler IBC nach Abschnitt 1.2.1 ADR/RID/ADN;

4. die Anerkennung und Überwachung von Qualitätssicherungspro-
grammen für die Fertigung, Wiederaufarbeitung, Rekonditionierung, 
Reparatur und Prüfung von Verpackungen, IBC und Großverpackungen 
sowie die Anerkennung von Überwachungsstellen für die Prüfung der 
Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit der Qualitätssicherungsprogram-
me nach den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 sowie die Anerkennung von 
Inspektionsstellen für die erstmaligen und wiederkehrenden Inspekti-
onen und Prüfungen von IBC nach Unterabschnitt 6.5.4.4 ADR/RID;

5. die Bescheinigung über die Zulassung einer Änderung nach Absatz 
6.8.2.3.4 ADR sowie für Tankcontainer und Tankwechselaufbauten 
(Tankwechselbehälter) nach Absatz 6.8.2.3.4 RID;

6. die Genehmigung der Beförderungsbedingungen für mit Temperatur-
kontrolle stabilisierte Gase nach Unterabschnitt 3.1.2.6 Satz 2 Buchstabe 
b ADR/RID/ADN;

7. die Anerkennung und Überwachung von Managementsystemen für die 
Auslegung, Herstellung, Prüfung, Dokumentation, den Gebrauch, die 
Wartung und Inspektion von nicht zulassungspfl ichtigen Versandstü-
cken für radioaktive Stoff e nach Kapitel 6.4 ADR/RID in Verbindung mit 
Abschnitt 1.7.3 ADR/RID/ADN;

8. die Bauartprüfung zulassungspfl ichtiger Versandstücke für radioaktive 
Stoff e nach Kapitel 6.4 ADR/RID;

9. die Überwachung von Managementsystemen für die Auslegung, Her-
stellung, Prüfung, Dokumentation, den Gebrauch, die Wartung und 
Inspektion von zulassungspfl ichtigen Versandstücken für radioaktive 
Stoff e nach Kapitel 6.4 ADR/RID in Verbindung mit Abschnitt 1.7.3 ADR/
RID/ADN;

10. die Anerkennung von technischen Regelwerken nach Absatz 
6.2.1.3.6.5.4, Abschnitt 6.2.5, Absatz 6.7.2.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.3.2.1 
Satz 1, Absatz 6.7.4.2.1 Satz 1, den Absätzen 6.7.5.2.9, 6.8.2.1.4 sowie den 
Unterabschnitten 6.8.2.7 und 6.8.3.7 Satz 1 ADR/RID im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur;

11. die Zulassung der Trennungsmethoden nach Unterabschnitt 7.5.2.2 
Fußnote a ADR/RID, soweit es sich nicht um den militärischen Bereich 
handelt;

12. (weggefallen)
13. die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen für die Beförderung in 

Tankschiff en nach Abschnitt 1.5.2 ADN und
14. die Zulassung von Gasspüranlagen nach Unterabschnitt 7.2.2.6 ADN.

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe h und Nummer 5 gelten nicht, sofern 
diese Aufgaben in den Geltungsbereich der ODV fallen.

§ 9 GGVSEB
Zuständigkeiten der von der 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
anerkannten Prüfstellen

Die von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung nach 
§ 6 Absatz 5 der GGVSee anerkannten Prüfstellen sind zuständig für die 
Baumusterprüfung sowie die erstmalige, wiederkehrende und außerordent-
liche Prüfung von ortsbeweglichen Tanks und Gascontainern mit mehreren 
Elementen (MEGC) nach Kapitel 6.7 ADR/RID. Satz 1 gilt nicht, sofern diese 
Prüfungen in den Geltungsbereich der ODV fallen

Verordnung über die Beförderung 
gefährlicher Güter mit Seeschiff en

Gefahrgutverordnung See

§ 12 GGV See
Zuständigkeiten der Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zuständig für:    

1. Aufgaben nach 
a) Teil 2 mit Ausnahme des Absatzes 2.6.3.6.1, des Abschnitts 2.9.2 

und des Unterabschnitts 2.10.2.6 des IMDG-Codes und der dem 
Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der 
Bundeswehr nach § 11 und dem Bundesamt für Strahlenschutz nach 
§ 13 zugewiesenen Zuständigkeiten,

b) Kapitel 3.3 des IMDG-Codes mit Ausnahme der den nach Landes-
recht zuständigen Behörden nach § 9 und der dem Bundesamt für 
Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr 
nach § 11 zugewiesenen Zuständigkeiten,

c) Kapitel 4.1 des IMDG-Codes mit Ausnahme der dem Bundesamt für 
Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr 
nach § 11 zugewiesenen Zuständigkeiten,

d) Kapitel 4.2 mit Ausnahme der Unterabschnitte 4.2.1.8, 4.2.2.5 und 
4.2.3.4 des IMDG-Codes,

e) Kapitel 4.3 des IMDG-Codes,
f) Kapitel 6.2 des IMDG-Codes,
g) Kapitel 6.7 des IMDG-Codes,
h) Kapitel 6.8 des IMDG-Codes und
i) Kapitel 6.9 des IMDG-Codes,

soweit die jeweilige Aufgabe nicht einer Stelle nach § 10 Absatz 2 zuge-
wiesen ist;

2. die Prüfung und Zulassung radioaktiver Stoff e in besonderer Form nach 
Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 1, die 
Prüfung und Zulassung der Bauart gering dispergierbarer radioaktiver 
Stoff e nach Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.5 
Satz 2 und für die Zulassung der Bauart von Verpackungen für nicht 
spaltbares oder spaltbares freigestelltes Uranhexafl uorid nach Absatz 
5.1.5.2.1 in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.1 des IMDG-Codes im 
Einvernehmen mit dem Bundesamt für Strahlenschutz;

3. die Prüfung, die Anerkennung von Prüfstellen, die Erteilung der Kenn-
zeichnung und die Bauartzulassung von Verpackungen, IBC, Großver-
packungen, Bergungsverpackungen und Bergungsgroßverpackungen 
nach den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 des IMDG-Codes sowie für die 
Zulassung der Reparatur fl exibler IBC nach Abschnitt 1.2.1 des IMDG-
Codes;

4. die Anerkennung und Überwachung von Qualitätssicherungspro-
grammen für die Fertigung, Wiederaufarbeitung, Rekonditionierung, 
Reparatur und Prüfung von Verpackungen, IBC und Großverpackungen 
sowie die Anerkennung von Überwachungsstellen für die Prüfung der 
Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit der Qualitätssicherungsprogram-
me nach den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 sowie die Anerkennung von In-
spektionsstellen für die erstmaligen und wiederkehrenden Inspektionen 
und Prüfungen von IBC nach Unterabschnitt 6.5.4.4 des IMDG-Codes;

5. die Anerkennung und Überwachung von Managementsystemen für 
die Auslegung, Herstellung, Prüfung, Dokumentation, den Gebrauch, 
die Wartung und Inspektion von nicht zulassungspfl ichtigen Versand-
stücken für radioaktive Stoff e nach Kapitel 6.4 in Verbindung mit 
Abschnitt 1.5.3 des IMDG-Codes;

6. die Bauartprüfung zulassungspfl ichtiger Versandstücke für radioaktive 
Stoff e nach Kapitel 6.4 des IMDG-Codes;

7. die Überwachung von Managementsystemen für die Auslegung, Her-
stellung, Prüfung, Dokumentation, den Gebrauch, die Wartung und 
Inspektion von zulassungspfl ichtigen Versandstücken für radioaktive 
Stoff e nach Kapitel 6.4 in Verbindung mit Abschnitt 1.5.3 des IMDG-
Codes;

8. die Anerkennung und Überwachung von Prüfstellen für 
a) Baumusterprüfungen sowie erstmalige und wiederkehrende Prüfun-

gen von ortsbeweglichen Druckgefäßen nach den Absätzen 6.2.1.4.1 
und 6.2.2.5.4.9 und den Unterabschnitten 6.2.1.5 und 6.2.1.6 sowie 
die Überprüfung des Qualitätssicherungssystems des Herstellers 
nach Absatz 6.2.2.5.3.2 des IMDG-Codes,

b) Baumusterprüfungen, erstmalige, wiederkehrende und außeror-
dentliche Prüfungen und für Zwischenprüfungen von ortsbeweg-
lichen Tanks und Gascontainern mit mehreren Elementen (MEGC) 
nach den Unterabschnitten 6.7.2.19, 6.7.3.15, 6.7.4.14 und 6.7.5.12 des 
IMDG-Codes und

c) Baumusterprüfungen sowie erstmalige, wiederkehrende und 
außerordentliche Prüfungen von Tanks der Straßentankfahrzeuge 
nach den Absätzen 6.8.2.2.1 und 6.8.2.2.2 und die Prüfungen im 
Zusammenhang mit der Ausstellung der Bescheinigung nach den 
Absätzen 6.8.3.1.3.2, 6.8.3.2.3.2 und 6.8.3.3.3.2 des IMDG-Codes und

9. die Anerkennung von technischen Regelwerken nach Absatz 
6.2.1.3.6.5.4, Unterabschnitt 6.2.3.1, Absatz 6.7.2.2.1 Satz 1, Absatz 
6.7.3.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.4.2.1 Satz 1 sowie den Absätzen 6.7.4.7.4 und 
6.7.5.2.9 des IMDG-Codes im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur.

(2) Die unter Absatz 1 Nummer 2 bis 5 und 8 genannten Zulassungen, 
Zustimmungen und Anerkennungen können widerrufl ich erteilt, befristet 
und mit Aufl agen versehen werden, soweit dies erforderlich ist, um das Ein-
halten der gefahrgutbeförderungsrechtlichen Vorschriften sicherzustellen.
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Verordnung über den Schutz 
vor Schäden durch ionisierende Strahlen 

Strahlenschutzverordnung 

§ 25 StrlSchV
Verfahren der Bauartzulassung

(2) Die Zulassungsbehörde hat vor ihrer Entscheidung die Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung zu Fragen der Dichtheit, der Werkstoff -
auswahl und der Konstruktion der Geräte oder Vorrichtungen sowie der 
Qualitätssicherung zu beteiligen. Der Antragsteller hat der Zulassungs-
behörde auf Verlangen die zur Prüfung erforderlichen Baumuster zu 
überlassen.

Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoff en
Chemikaliengesetz

§ 12a ChemG
Beteiligte Bundesbehörden

(1) Bei der Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 wirken die in 
§ 4 Absatz 1 genannten Stellen nach Maßgabe dieses Abschnitts mit. Das 
Bundesinstitut für Risikobewertung als Bewertungsstelle Gesundheit und 
Verbraucherschutz unterliegt insoweit der Fachaufsicht des Bundesminis-
teriums für Ernährung und Landwirtschaft.

(2) Soweit bei den in § 4 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Behörden, 
beim Julius Kühn-Institut, bei der Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung oder beim Robert Koch-Institut besondere Fachkenntnisse 
zur Beurteilung der Wirksamkeit sowie der unannehmbaren Wirkungen 
auf Zielorganismen vorliegen, kann die Bundesstelle für Chemikalien 
zur Entscheidung über das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen 
nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b Ziff er i und ii der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012 eine Stellungnahme bei diesen Behörden einholen. Ferner 
beteiligt die Bundesstelle für Chemikalien die Bundesanstalt für Material-
forschung und -prüfung bei der Bewertung der gefährlichen Eigenschaften 
im Sinne des § 3a Absatz 1 Nummer 1 bis 5 und der Beständigkeit von 
Behältern und Verpackungsmaterial, sofern die Bundesanstalt für Mate-
rialforschung und -prüfung bei der betreff enden Fragestellung aufgrund 
weiterer gesetzlicher Zuständigkeiten besondere Fachkenntnisse besitzt 
und die betreff ende Fragestellung von der Bundesstelle für Chemikalien 
nicht abschließend beurteilt werden kann.

Gesetz über die Prüfung und Zulassung von 
Feuerwaff en, Böllern, Geräten, bei denen 

zum Antrieb Munition verwendet wird, 
sowie von Munition und sonstigen Waff en 

Beschussgesetz

§ 10 BeschG
 Zulassung von pyrotechnischer Munition

(1) Pyrotechnische Munition einschließlich der mit ihr fest verbundenen 
Antriebsvorrichtung darf nur dann in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
verbracht oder gewerbsmäßig hergestellt werden, wenn sie ihrer Beschaf-
fenheit, Zusammensetzung und Bezeichnung nach von der zuständigen 
Behörde zugelassen ist.

(2) Bei pyrotechnischer Munition, die nach Absatz 1 zugelassen ist, sind 
neben der gesetzlich vorgeschriebenen Kennzeichnung die Verwen-
dungshinweise anzubringen. Soweit sich die Verwendungshinweise auf 
der einzelnen Munition nicht anbringen lassen, sind sie auf der kleinsten 
Verpackungseinheit anzubringen.

§ 13 BeschG
Ausnahmen in Einzelfällen

Die für die Zulassung jeweils zuständige Behörde kann im Einzelfall Aus-
nahmen von dem Erfordernis der Prüfung und Zulassung nach § 7 Abs. 1, 
§ 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 oder § 11 Abs. 1 bewilligen oder Abweichungen 
von den Versagungsgründen des § 7 Abs. 3 oder 4, des § 8 Abs. 2 oder 3, 
des § 10 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 oder des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 zulassen, wenn 
öff entliche Interessen nicht entgegenstehen.

§ 20 BeschG
 Zuständigkeiten

(3) Zuständig für die Zulassung der in den §§ 7 und 8 und die Prüfung der 
in § 9 Abs. 4 bezeichneten Schusswaff en und technischen Gegenstände 
ist die Physikalisch-Technische Bundesanstalt; ihr gegenüber sind auch die 
Anzeigen nach § 9 Abs. 2 zu machen. Für die Prüfung und Zulassung der 
in § 10 bezeichneten pyrotechnischen Munition sowie der in § 11 Absatz 1 
in Verbindung mit Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 Nummer 1.3 zum 
Waff engesetz bezeichneten hülsenlosen Munition ohne Geschoss ist die 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung zuständig.

Allgemeine Verordnung zum Beschussgesetz
Beschussverordnung

§ 11 BeschussV
 Bauartzulassung für besondere Schusswaff en,
pyrotechnische Munition und Schussapparate

(2) Schusswaffen und sonstige Gegenstände nach § 8 des Gesetzes, 
Schusswaff en nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes sowie pyrotechnische Munition 
nach § 10 des Gesetzes müssen den in der Anlage I Nr. 4, 5 und 6 bezeich-
neten technischen Anforderungen entsprechen. Hülsenlose Munition 
ohne Geschoss nach § 11 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 1 Abschnitt 1 
Unterabschnitt 3 Nummer 1.3 zum Waff engesetz muss den Anforderungen 
nach § 6 Absatz 3 der Ersten Verordnung zum Sprengstoff gesetz entspre-
chen. § 12c Absatz 3 der Ersten Verordnung zum Sprengstoff gesetz fi ndet 
entsprechende Anwendung.

(3) Die Zulassungsbehörde kann im Einzelfall von einzelnen Anforderungen 
der Anlage I Ausnahmen zulassen, wenn 

1. im Falle der Zulassung nach § 7, 8 oder 10 des Gesetzes die 
Sicherheit des Benutzers oder Dritter in anderer Weise gesichert ist,

2. im Falle der Zulassung nach § 9 des Gesetzes die Schusswaff en keine 
größere Gefahr hervorrufen als diejenigen, die die Anforderungen der 
Anlage I Nr. 4 erfüllen.

(4) Die Zulassungsbehörde kann im Einzelfall über die Anlage I 
hinausgehende Anforderungen stellen, wenn der Schutz von Leben und 
Gesundheit des Benutzers oder Dritter dies erfordert.

(5) Nach den Anforderungen der Anlage I Nr. 5.2.1 und 5.2.2 wird 
pyrotechnische Munition entsprechend ihrer Gefährlichkeit in die Klas-
sen PM I und PM II eingeteilt.

Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung

§ 20 ODV
Zuständigkeiten und Zusammenarbeit

(1) Für die Marktüberwachung im Sinne dieser Verordnung sind zuständig:

1.  die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung für Tanks 
von Tankcontainern und für Gascontainer mit mehreren Elemen-
ten (MEGC), die Tanks als Elemente enthalten, soweit diese den 
Vorschriften des Kapitels 6.8 ADR/RID unterliegen,

2.  das Eisenbahn-Bundesamt für Gefäße und Tanks von Batteriewagen, 
für Tanks von Eisenbahnkesselwagen und für abnehmbare Tanks gem. 
Kapitel 6.8 RID,

3.  die nach Landesrecht zuständigen Behörden für übrige ortsbewegliche 
Druckgeräte.

§ 21 ODV
Aufgaben und Befugnisse 

der Marktüberwachungsbehörden

(2) Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung stellt die Markt-
überwachungsprogramme nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 der Öff entlichkeit auf 
elektronischem Weg und falls erforderlich in anderer Form zur Verfügung.

§ 24 ODV
Meldeverfahren

(1) Die Marktüberwachungsbehörde unterrichtet die Bundesanstalt für 
Materialforschung und –prüfung über

1.  Untersagungen, ortsbewegliche Druckgeräte auf dem Markt bereit zu 
stellen,

2. Beschränkungen, ortsbewegliche Druckgeräte auf dem Markt bereit zu 
stellen und

3.  Rücknahme oder Rückruf von ortsbeweglichen Druckgeräten. 
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(2) Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung überprüft die 
eingegangenen Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 auf Vollständigkeit und 
Schlüssigkeit und leitet die Meldungen an die Europäische Kommission und 
die zuständigen Behörden der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union weiter, wenn die Marktüberwachungsbehörde angegeben hat, dass 
der Anlass für die Maßnahme nicht im Inland liegt oder die Auswirkungen 
dieser Maßnahme über das Inland hinausreichen.

(3) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung unterrichtet die 
Marktüberwachungsbehörden sowie die Bundesministerien für Verkehr 
und digitale Infrastruktur sowie der Verteidigung über Meldungen der 
Kommission oder eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union.

§ 25 ODV
Schnellinformationssystem

(4) Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung überprüft 
die eingegangenen Meldungen auf Vollständigkeit und Schlüssigkeit 
und leitet sie an die Europäische Kommission und die  übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union weiter, wenn die Marktüberwachungs-
behörde angegeben hat, dass der Anlass für die Maßnahme nicht im 
Inland liegt oder die Auswirkungen dieser Maßnahme über das Inland 
hinausreichen. Für diese Zwecke wird das von der Europäischen Kom-
mission bereitgestellte und in Artikel 22 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008 bezeichnete System für Marktüberwachung und Informa-
tionsaustausch verwendet. Die Bundesanstalt für Materialforschung 
und –prüfung unterrichtet die Marktüberwachungsbehörden sowie die 
zuständigen Bundesministerien über Meldungen, die ihr über das System 
nach Satz 2 zugehen.

§ 26 ODV
Veröff entlichung von Informationen

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung informiert die 
Öff entlichkeit über unanfechtbare oder sofort vollziehbare Anordnungen 
nach § 22 Absatz 2 Satz 2 Nr. 3, 5, 6, 7 und 8. Personenbezogene Daten dürfen 
nur veröff entlicht werden, wenn sie zur Identifi zierung der ortsbeweglichen 
Druckgeräte erforderlich sind.

Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung

§ 78 LuftVZO
Erlaubnis, Rücknahme und Widerruf

(3) Verpackungen zum Transport gefährlicher Güter mit Ausnahme der 
Klasse 7 (radioaktive Stoff e) bedürfen der Zulassung durch die Bundes-
anstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM). Verpackungen zum 
Transport gefährlicher Güter der Klasse 7 bedürfen der Zulassung und 
der Beförderungsgenehmigung durch das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS), soweit diese nach Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 Anhang III oder 
JAR-OPS 3 deutsch festgelegt sind, ansonsten der Bauartprüfung durch 
den Hersteller auf der Basis eines von der BAM genehmigten Qualitätssi-
cherungsprogrammes.

Verordnung über Deponien und Langzeitlager
Deponieverordnung 

Anhang 1
Anforderungen an den Standort, die geologische 

Barriere, Basis- und Oberfl ächenabdichtungssysteme 
von Deponien der Klasse 0, I, II und III 

(zu § 3 Absatz 1, § 10 Absatz 1, den §§ 23, 28)

2.4  Zulassung von Geokunststoff en, Polymeren und 
Dichtungskontrollsystemen

2.4.1 Zuständigkeiten und Aufgaben
Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zu-
ständig für die Prüfung und Zulassung von Geokunststoffen 
wie Kunststoffdichtungsbahnen, Schutzschichten, Kunststoff-
Dränelemente, Bewehrungsgitter aus Kunststoff, von Polyme-
ren und von Dichtungskontrollsystemen für die Anwendung in 
Basis- und Oberfl ächenabdichtungen von Deponien auf der Basis 
eigener Untersuchungen und von Ergebnissen akkreditierter Stellen. 
Sie hat in diesem Zusammenhang folgende Aufgaben: 

1. Defi nition von Prüfkriterien,

2. Aufnahme von Nebenbestimmungen in die Zulassung,

3. Festlegung von Anforderungen an den fachgerechten Einbau und 
das Qualitätsmanagement.

2.4.2 Zulassung
Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung berücksichtigt 
bei der Zulassung von Geokunststoff en, Polymeren und Kontroll-
systemen mindestens die Kriterien und Einwirkmechanismen nach 
Nummer 2.1.1 zum Stand der Technik.

2.4.4 Fachbeirat
Bei der Bearbeitung der Zulassungsrichtlinien, die die Vorausset-
zungen und Anforderungen der Zulassung der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung beschreiben, wirkt ein Fachbeirat 
beratend mit, in dem Vertreter der Länderfachbehörden, des Um-
weltbundesamtes und Fachleute aus anderen relevanten Bereichen 
vertreten sind. Die Geschäftsführung des Fachbeirats liegt bei der 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung.

2.4.5 Veröff entlichung
Die Zulassungsrichtlinien sowie die Zulassungsscheine bestands-
kräftiger Zulassungen werden von der Bundesanstalt für Materi-
alforschung und -prüfung in geeigneter Form öff entlich zugänglich 
gemacht. 

Gesetz über die Akkreditierungsstelle
Akkreditierungsstellengesetz

§ 5 AkkStelleG
Akkreditierungsbeirat

(1) Beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ein Akkredi-
tierungsbeirat eingerichtet. Er berät und unterstützt die Bundesregierung 
und die Akkreditierungsstelle in Fragen der Akkreditierung.“

(9)  Die Geschäfte des Akkreditierungsbeirates führt die Bundesanstalt für 
Materialforschung und –prüfung.

Gesetz über 
die umweltgerechte Gestaltung 

energieverbrauchsrelevanter Produkte
Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz

§ 10 EVPG
Beauftragte Stelle

Beauftragte Stelle ist die Bundesanstalt für Materialforschung und
-prüfung. 

Gesetz zur Kennzeichnung von
energieverbrauchsrelevanten Produkten,

Kraftfahrzeugen und Reifen mit Angaben über den Ver-
brauch an Energie und an anderen 

wichtigen Ressourcen
Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz

§ 13 EnVKG
Beauftragte Stelle

Beauftragte Stelle für die Verbrauchskennzeichnung von energieverbrauchs-
relevanten Produkten im Anwendungsbereich der Energieverbrauchs-
kennzeichnungsverordnung ist die Bundesanstalt für Materialforschung 
und-prüfung.

     Stand: 01. Juli 2016
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